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Editorial

Die Meinungsfreiheit ist ein vom Staat geschütztes Grundrecht. Eine 
konkrete Religion genießt einen solchen Schutz nicht, nicht einmal die 
der christlichen Mehrheit in unserem Lande. Verstünde der Staat sich 
anders, würde er gegen einen seiner bedeutendsten Grundsätze versto-
ßen: die weltanschauliche Neutralität. § 166 StGB über die „Beschimp-
fung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungs-
vereinigungen“ spricht daher eine Strafdrohung nur für den Fall aus, dass 
durch eine solche wie auch immer geartete Beschimpfung der öffentliche 
Friede gestört werden kann. Die Stimmen, die eine Pönalisierung blas-
phemischer Handlungsweisen als solcher fordern, werden an dieser 
grundsätzlichen Wertung nichts verändern können. 

Mit diesen Feststellungen ist aber nur der rechtliche Rahmen be-
zeichnet, innerhalb dessen sich in unserer Gesellschaft die kontroversen 
Kräfte geltend machen: die Stimmen der Verhöhnung christlicher Glau-
bensvorstellungen auf der einen, die durch diese Stimmen in ihren religi-
ösen Gefühlen Verletzten auf der anderen Seite. Der das Infantile strei-
fende Mutwille der Verhöhnung ist manchmal mit Händen zu greifen. 
Auch lässt die auf diese Weise ausgeübte Meinungsfreiheit einer plakati-
ven Ablehnung des christlichen Glaubens nur allzu meist intellektuell zu 
wünschen übrig, und die Verhöhner richten sich mit ihren Äußerungen 
in der Regel selbst. 

Den Gläubigen ist hier eine gelassene Reaktion zu empfehlen. Schon 
das Evangelium nach Matthäus weist im fünften Kapitel darauf hin, dass 
Gott seine Sonne aufgehen lässt über Bösen und Guten. Islamische Fun-
damentalisten mögen zur Rache für ihren beleidigten Glauben aufrufen, 
dem Christen ist das nicht möglich. Gott selbst kann gar nicht beleidigt 
werden, denn wenn er der Transzendente und der „ganz andere“ ist, wie 
wollte irgendein Menschenwerk ihm dann schaden? 

Die Meinungsfreiheit ist ein 
geschütztes GRUNDRECHT.
„

Prof. Dr. h.c. mult. Hans Zehetmair
ist Vorsitzender der Hanns-Seidel-Stiftung
und Staatsminister a.D.

RELIGION UND MEINUNGSFREIHEIT
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Politische Studien: Am 9. Oktober 2012 
ordnete der israelische Ministerpräsident 
Benjamin Netanyahu zum Erstaunen für 
den Rest der Welt vorgezogenen Parla-
mentswahlen an. Als offizieller Grund 
wurde angeführt, dass sich die Regie-
rungskoalition nicht auf einen Staats-
haushalt einigen könne. Aber steht diese 
überraschende Entscheidung vielleicht 
auch im Zusammenhang mit den Umbrü-
chen in der Region und dem Atomkonflikt 
mit dem Iran? 
Richard Asbeck: Die Bedrohung durch 
das iranische Atomwaffenprogramm 
wird sicherlich den Wahlkampf von Pre-
mierminister Netanyahu bestimmen. 
Auch möchte Netanyahu die militäri-
sche Option, also ein potenzieller israe-
lischer Präemptivschlag gegen Iran, 
durch vorgezogene Wahlen legitimie-

/// Politische-Studien-Zeitgespräch

ren. Wenn man aber das Motiv für vor-
gezogene Neuwahlen einmal seziert, 
finden sich auch Erklärungen, die über 
die Frage des iranischen Atomwaffen-
programms hinaus reichen. Grundsätz-
lich ist aus Sicht einer Regierung der ge-
nuine Zweck einer Wahl ja meistens 
derselbe und liegt in der Erneuerung des 
Regierungsmandats. Insofern findet 
sich das Motiv für vorgezogene Neu-
wahlen häufig in der Antwort auf die 
Frage, ob Neuwahlen zum jetzigen Zeit-
punkt eine Mandatserneuerung be-
günstigen. 

Wahltaktisch kann Netanyahu 
deutliche Vorteile aus einem vorgezoge-
nen Wahltermin ziehen. Aus außenpoli-
tischer Perspektive wären Neuwahlen 
am 22. Januar 2013 weitestgehend frei 
von einer US-amerikanischen Einfluss-

Israel und seine arabischen 
Nachbarn – Der Nahe Osten im Jahr 
nach dem „arabischen Frühling“
Richard Asbeck /// ist studierter Islamwissenschaftler und Volkswirt und seit 2006 
in verschiedenen Positionen im In- und Ausland für die Hanns-Seidel-Stiftung tätig. 
Ab 2006 war er Leiter des Projektbüros in Islamabad und wechselte 2009 in die Zen-
trale der Stiftung in München, wo er Referatsleiter für die Region Süd- / Südostasien 
war. 2011 übernahm er die Projektleitung in Jerusalem für die Stiftungsaktivitäten in 
Israel und den Palästinensischen Gebieten.

nahme. Präsident Obama wird sich 
sehr wahrscheinlich dem Nahost-Kon-
flikt wieder zuwenden und die israeli-
sche Seite zu einem stärkeren Engage-
ment im Friedensprozess drängen. Wo-
möglich wird er einen Stopp des Sied-
lungsbaus in der Westbank fordern. 
Auch sind US-amerikanische Forde-
rungen nach einer stärkeren Berück-
sichtigung der Umbrüche in der Region 
bis hin zu einer Reaktion auf die Arabi-
sche Friedensinitiative von 2002 vor-
stellbar. All dieser Druck aus Übersee, 
der im kommenden Jahr auf Netanyahu 
einwirken könnte, hätte dann zumin-

dest keine Auswirkung auf den Wahl-
kampf. 

Aus innenpolitischer Perspektive er-
scheinen frühe Wahlen günstig, da sich 
praktisch kein nennenswerter innenpo-
litischer Gegner im Kandidatenfeld be-
findet, der eine herausragende Chance 
gegen Netanyahu hat.  Die soziale Pro-
testbewegung und der weitverbreitete 
Unmut über die steigende ökonomische 
Belastung der Privathaushalte haben 
bisher keinen überzeugenden parteipoli-
tischen Fürsprecher gefunden. Nach 
Meinungsumfragen würden die Israelis 
derzeit zwar auch aus wirtschaftspoliti-

Richard Asbeck (2. v. r.) analysierte als einer der Experten auf einer Tagung der Hanns-Seidel-
Stiftung in Kooperation mit der Bayerischen Akademie der Wissenschaften Anfang Oktober 2012 in 
München die derzeitige Lage im Nahen Osten.
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schen Erwägungen ihre Stimme verge-
ben. Die sicherheitspolitischen Erwä-
gungen und der Atomkonflikt mit Iran, 
den Sie eingangs angesprochen haben, 
wird die Wahlentscheidung jedoch tra-
ditionell stärker beeinflussen. Shimon 
Peres hat mit Blick auf den Einfluss der 
sicherheitspolitischen Agenda auf die 
Stimmabgabe in Israel einmal gesagt: 
„In Israel sagen die Leute in Meinungs-
umfragen zwar die Wahrheit, an der 
Wahlurne aber lügen sie!“ Das heißt, an 
der Wahlurne erhält immer noch derje-
nige Kandidat die meisten Stimmen, der 
als robustester Beschützer vor auswärti-
gen Gefahren gilt, und nicht derjenige, 
der eine sozialpolitische Agenda priori-
tär besetzt. 

Wenn man einmal das laufende Jahr 
betrachtet, scheint Netanyahu in dieser 
Hinsicht fast alles auf eine Karte zu set-
zen. Mit seiner offensiven Warnung vor 
dem iranischen Atomwaffenprogramm 
und der Betonung der Option eines mi-
litärischen Alleingangs, wovor weite 
Kreise des israelischen Sicherheitsestab-
lishments im Übrigen warnen, hat sich 
Netanyahu im angelaufenen Wahl-
kampf hervorragend positioniert. 

Politische Studien: Als stärkste Konkur-
renz für Netanyahu bei den Neuwahlen 
wird derzeit Tzipi Livni, die ehemalige 
Außenministerin, gehandelt. Können Sie 

sich noch weitere Kandidaten auf das Amt 
des künftigen israelischen Ministerpräsi-
denten vorstellen?
Richard Asbeck: Tzipi Livni wäre eine 
starke Kandidatin des politischen Zen-
trums, die auf Regierungsverantwor-
tung und ein erfolgreiches Ministeramt 
zurückblicken kann. Dies ist bei israeli-
schen Spitzenkandidaten besonders 
dann wichtig, wenn der Kandidat kei-
nen Generalsrang und keine besondere 
Karriere in militärischen Eliteeinheiten 
vorweisen kann. Die Schwäche von Liv-
ni liegt aber vor allem darin, dass ihre 
politische Heimat, die zentristische Par-
tei Kadima, durch die gescheiterten tak-
tischen Manöver ihres Parteiführers 
Shaul Mofaz praktisch pulverisiert wur-
de. Livni könnte daher nur auf einer 
neuen Liste bei den Wahlen reüssieren, 
wofür der von Netanyahu so kurzfristig 
angesetzte Wahltermin allerdings nur 
denkbar wenig Zeit bietet. Diskutiert 
wird auch, ob Livni als Nummer Zwei in 
der Arbeiterpartei hinter Parteiführerin 
Shelly Yacimovich ins Rennen geht. Die-
sem Damendoppel wird eine gewisse 
Chance eingeräumt, das Wahlergebnis 
der Arbeiterpartei zu steigern. Die Stim-
men-Mehrheit einer Mitte-Links-Koali-
tion unter Führung der Arbeiterpartei 
ist jedoch äußerst unwahrscheinlich, 
zumal die zentristischen Parteien alle 
um dasselbe Wählerspektrum buhlen. 

Von rechts droht Netanyahu spätes-
tens seit seinem Zusammengehen mit 
Yisrail Beiteinu unter Rechtsaußen 

Avigdor Liebermann auch keine Gefahr 
mehr. Der Likud wird auf einer gemein-
samen Liste mit Yisrail Beiteinu ins Ren-
nen gehen und nach derzeitigen Progno-
sen rund ein Drittel der Sitze erhalten. 
Sicherlich werden ein paar traditionelle 
Wähler durch den Zusammenschluss 
mit Yisrail Beiteinu verprellt, denn so 
mancher Likudnik kann die umstritte-
nen Gesetzentwürfe von Yisrail Beiteinu 
zur Kontrolle der Presse und Zivilgesell-
schaft sowie zur Stellung der israelisch-
arabischen Minderheit nur bedingt mit 
seinem Demokratieverständnis verein-
baren. Belastbare Umfrageergebnisse 
werden aber erst dann vorliegen, wenn 
dieser Coup von der israelischen Gesell-
schaft einigermaßen verdaut ist. Das 
Zusammengehen von Likud und Yisrail 
Beiteinu beweist jedoch Folgendes: Der 
Wahlkampf entscheidet sich im rechten 
Teil der Gesellschaft. Selbst die zentris-
tischen Parteien Kadima und Yesh Atit, 
ja auch die Arbeiterpartei fischen gerade 
ein wenig im rechten gesellschaftlichen 
Spektrum, indem sie sicherheitspoliti-
sche Härte sowie Unbeweglichkeit im 
Nahost-Friedensprozess signalisieren. 
Der Likud hat sich mit der Einverlei-
bung von Yisrail Beiteinu jedoch das 
rechte Wählerspektrum gesichert und 
ist damit noch ein weiteres Stück nach 
rechts gewandert. 

Die beiden Spitzenkandidaten, wel-
che die Parlamentswahl des Jahres 2013 
bestimmen werden, sind daher Bibi Ne-

tanyahu vom Likud und Shelly Yacimo-
vich von der Arbeiterpartei. Wenn Tzipi 
Livni noch eine geeignete Plattform fin-
det, gibt es vielleicht noch einen dritten 
nennenswerten Spitzenkandidaten.

Politische Studien: Wie kann man die 
Skepsis deuten, welche Israel dem „Ara-
bischen Frühling“ von Anfang an entge-
genbrachte, obwohl der Rest der westli-
chen Welt so euphorisch reagierte?
Richard Asbeck: Die Skepsis ist ein Ab-
bild des bilateralen Verhältnisses zwi-
schen den arabischen Staaten und Israel. 
Nur Ägypten und Jordanien haben mit 
Israel jeweils ein vollwertiges Friedens-
abkommen unterzeichnet, und selbst in 
diesen beiden Staaten ist die Antinor-
malisierungs-Tendenz beträchtlich. Tat-
sächlich wird Israel als jüdischer und 
demokratischer Staat noch auf absehba-
re Zeit im Nahen Osten gewissermaßen 
als ein Fremdkörper betrachtet werden. 
Ebenso empfinden weite Kreise in Israel 
die arabische Nachbarschaft vor dem 
Hintergrund der Geschichte und der 
vielen militärischen Auseinanderset-
zungen seit der Staatsgründung im Jah-
re 1948 als eine Bedrohung.

Eine große Rolle bei der anfängli-
chen – und anhaltenden – Skepsis ge-
genüber dem legitimen Aufstand gegen 
autokratische Herrscher hat auch die 

„Das Zusammengehen von Likud und Yisrail Beiteinu 
beweist, der Wahlkampf entscheidet sich im rechten 
Teil der Gesellschaft.

 „An der Wahlurne erhält immer noch der Kandidat die 
meisten Stimmen, der als robustester Beschützer vor 
auswärtigen Gefahren gilt.
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Begrifflichkeit gespielt. So wurde die 
Bezeichnung „Arabischer Frühling“ 
schon sehr früh als ein recht euphemis-
tischer Begriff empfunden. Asher Susser 
von der Tel Aviv Universität hat zu Recht 
darauf hingewiesen, dass der Subtext 
dieses Begriffes eine liberale Entwick-
lung gleich dem „Prager Frühling“ oder 
dem „Frühling der Nationen“ von 1848 
impliziere. Er sieht wie viele israelische 
Analysten jedoch keineswegs eine 
Zwangsläufigkeit, dass die allgemeine 
Herrschaftskrise in der arabischen Welt 
und der legitime Aufstand gegen die ver-
knöcherten Dynastien letztendlich 
funktionierende Demokratien nach 
westlichem Vorbild hervorbringen wer-
den. Dies anzunehmen, gleiche, einem 
falschen Universalismus aufzusitzen. 

Fast zwei Jahre nach Beginn des 
„Arabischen Frühlings“ überwiegt in Is-
rael die Bewertung, dass vor allem we-
gen einer unterschiedlichen politischen 
Kultur in der arabischen Welt diejenigen 
Kräfte an die Macht gelangen werden, 
die wegen ihrer religiös motivierten, 
frommen und sozialen Agenda weitaus 
authentischer wirken als die westlich 
orientierte, zahlenmäßig jedoch deut-
lich kleinere Facebook-Jugend. Profitie-
ren wird daher bei den laufenden und 
künftigen Auseinandersetzungen, grob 
gesprochen, das Parteienspektrum des 
Politischen Islam. Eine solche Analyse 
wurde in Israel bereits lange vor den 
ägyptischen Parlamentswahlen disku-

tiert, wodurch anfänglich eine unter-
schiedliche Bewertung zu hiesigen Ana-
lysen entstand. Inzwischen nähern sich 
die Analysen in Israel und im Westen 
aber einander an. Der Pragmatismus der 
ägyptischen Muslimbruderschaft und 
das Bekenntnis zum Friedensabkom-
men von Präsident Morsi überraschte 
und schwächt die israelische Furcht vor 
den Umwälzungen in der unmittelbaren 
Nachbarschaft. Ebenso wird bei westli-
chen Analysen inzwischen der relativen 
Schwäche liberaler, demokratischer 
Kräfte in der arabischen Welt weitaus 
mehr Bedeutung geschenkt als zu Be-
ginn der Aufstandsbewegung.

Politische Studien: Die Israelis sind in 
der arabischen Welt so isoliert wie selten 
zuvor. Hätte das Land nicht die Gunst der 
Stunde für sich nutzen können, um sich 
den Umbruchsländern zu nähern? Immer-
hin hat Israel nur mit zwei Ländern der 
Region, Ägypten und Jordanien, Friedens-
abkommen geschlossen.
Richard Asbeck: Nein. Die Beziehungen 
zu den beiden Ländern, mit denen Israel 
ein Friedensabkommen unterzeichnet 
hat, beschränken sich auf den Austausch 
mit politischen und militärischen Eliten, 
gegen die sich der Aufstand der Bevölke-
rung ja gerade wendet. Andere Verbin-
dungen sind kaum vorhanden. Selbst die 

„Profitieren wird bei den laufenden und künftigen 
Auseinandersetzungen das Parteienspektrum des 
Politischen Islam.

Isabel Kubenz im Gespräch mit Richard Asbeck.

Politische-Studien-Zeitgespräch 
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wirtschaftlichen Beziehungen hinken 
hinterher. Ein nennenswerter zivilge-
sellschaftlicher und kultureller Aus-
tausch ist praktisch nicht auszumachen. 
Insofern bestand kaum eine Grundlage 
für eine israelische Annäherung an die 
Akteure der arabischen Aufstandsbewe-
gung. 

Aber betrachten Sie auch die Gegen-
seite. Was hätte es denn diesen Akteu-
ren gebracht, hätte Israel auch nur in 
Kontakt mit ihnen treten wollen? Sie 
wären bei dem augenblicklichen Zu-
stand der bilateralen Beziehungen doch 
nur durch den Kontakt mit Israel diskre-
ditiert worden. Bedenken Sie auch, dass 
die neuen Akteure von sich aus nicht un-
eingeschränkt eine Annäherung begrü-
ßen. Sowohl in Ägypten als auch in Jor-
danien kam es zu Demonstrationen vor 
den jeweiligen israelischen Auslandsver-
tretungen, in Ägypten wurde das Bot-
schaftsgebäude von einem Mob ge-
stürmt und die israelische Flagge vom 
Dach der Botschaft gerissen, in Jordani-
en brannten Flaggen und Steine wurden 
geworfen.

Wenn es eine Gunst der Stunde gibt, 
dann bezieht sich das eher auf die Chan-
ce einer Neubewertung der regionalen 
Sicherheitslage durch Israel. Und hier ist 
die Bilanz fast zwei Jahre nach Beginn 
des „Arabischen Frühlings“ nicht un-

eingeschränkt negativ. Vielmehr sind 
sowohl positive als auch negative Ent-
wicklungen für die israelische Sicher-
heitslage auszumachen. Negativ zu ver-
buchen ist sicherlich eine neue Unüber-
sichtlichkeit an den Landesgrenzen. 
Gerade auf dem Sinai forderten nicht-
staatliche, bewaffnete Gruppen das 
ägyptische Gewaltmonopol heraus und 
feuerten von dort auf das israelische 
Staatsgebiet. Opfer sind zu beklagen. 
Auch die ungeklärte Frage, wie sich die 
allgemeine Herrschaftskrise in der ara-
bischen Welt auf das haschemitische 
Königshaus in Jordanien auswirken 
wird, könnte zu einer Bedrohung für Is-
rael werden. Dem gegenüber steht je-
doch, dass die arabischen Nachbarlän-
der in den kommenden Jahren stark mit 
sich selbst beschäftigt sein werden und 
von ihnen kaum eine staatliche Bedro-
hung für Israel auszugehen vermag. 

Wenn man diese Gunst der Stunde 
also aktiv nützen wollte und aufgrund 
der weitaus geringeren zwischenstaatli-
chen Gefährdung Israels eine Annähe-
rung mit arabischen Staaten schaffen 
wollte, so stellt sich die Frage, wo es 
überhaupt Ansatzpunkte und Mecha-
nismen für eine solche Annäherung 
gäbe. Hier lässt sich, abgesehen von der 
Arabischen Friedensinititative von 2002, 
nicht viel ausmachen. Ein Ansprech-
partner wäre die Arabische Liga, aller-
dings in einer Zeit, in der sich viele ara-
bische Regierungen in einer massiven 

Herrschaftskrise befinden. Deshalb ist 
Israel beim „Arabischen Frühling“ wohl 
weitestgehend die Rolle des beobachten-
den Zaungastes vorbehalten, wovon 
man natürlich die israelisch-palästinen-
sischen Beziehungen ausnehmen muss.

Politische Studien: Seit nunmehr einem 
Jahr ist kaum Bewegung im Friedenspro-
zess zwischen Israel und Palästina er-
kennbar. Würde es Israel nicht in der Re-
gion stärken, wenn ein besseres Verhält-
nis zu den Palästinensern bestünde?
Richard Asbeck: Der Nahostkonflikt 
und der israelisch-palästinensische Frie-
densprozess verblassen derzeit vor ande-
ren Entwicklungen, also dem „Arabi-
schen Frühling“, der steigenden konfes-
sionellen Auseinandersetzung zwischen 
Sunniten und Schiiten und dem irani-
schen Atomwaffenprogramm. Die inter-
nationale Agenda und die nationalen 
Agenden der arabischen Staaten fokus-
sieren sich auf andere Probleme. Selbst 
der israelische Parlamentswahlkampf ist 
wenig geprägt von der Palästinenserfra-
ge. Die Herausfordererin Yacimovich 
und die Arbeiterpartei unterstützen eine 
jüdische Siedlungspolitik in der West-
bank. Verhandlungen würde man be-
grüßen, aber, so auch hier der Tenor der 
Arbeiterpartei, es mangele angeblich an 
ernsthaften Verhandlungspartnern auf 
palästinensischer Seite.

Mittelfristig ist die von Ihnen geäu-
ßerte Annahme jedoch richtig. Israel 

wird auf Dauer nur dann als jüdischer 
und demokratischer Staat bestehen kön-
nen und seine Stellung in der Region be-
haupten, wenn schon jetzt Maßnahmen 
gegen die sich ausbreitende Einstaaten-
Realität getroffen werden. Wenn sich 
die gegenwärtige Siedlungspolitik fort-
setzt, wird eine jüdische Minderheit 
über eine arabische Mehrheit, die dann 
zum Teil nicht mit denselben Bürger-
rechten ausgestattet ist, regieren. Es 
könnte dann eine Situation eintreten, 
die der arabische Knesset-Abgeordnete 
Ahmed Tibi einmal plakativ mit den 
Worten beschrieb: „Israel ist ein jüdi-
scher und demokratischer Staat. Er ist 
demokratisch für Juden und jüdisch für 
uns!“ Damit eine solche Situation nicht 
eintrifft, sollte in Israel auch vermehrt 
über unilaterale Schritte nachgedacht 
werden, um eine Zweistaatenlösung an-
zuschieben. Darunter fielen: mehr Kom-
petenzen für die Palästinensische Auto-
nomiebehörde auf ihrem Gebiet, vor al-
lem in der C-Zone der Westbank, sowie 
ein Baustopp für jüdische Siedlungen in 
der Westbank. Ebenso sollten auch An-
reize zur Rückführung von Siedlern ge-
schaffen werden. Allerdings geht die ge-
genwärtige Tendenz in die vollkommen 
andere Richtung. Ein von der Regierung 
in Auftrag gegebenes Gutachten vom 
ehemaligen Richter am Obersten Ge-

„In Israel sollte vermehrt über unilaterale Schritte 
nachgedacht werden, um eine Zweistaatenlösung 
anzuschieben.

 „Israel bleibt beim „Arabischen Frühling“ abgesehen
von den israelisch-palästinensischen Beziehungen
weitestgehend die Rolle des beobachtenden Zaungastes.



14	 POLITISCHE STUDIEN // 446 	 446 // PoLITISCHE STUDIEN 	 15

Politische-Studien-Zeitgespräch IM FOKUS

richtshof, Edmund Levy, empfiehlt eine 
vollständige Legalisierung aller jüdi-
scher Siedlungen in der Westbank.

Politische Studien: Sie haben Israel vor 
kurzem auf einer Tagung in München als 
einen „Eine-Bombe-Staat“ bezeichnet. 
Was meinen Sie damit genau?
Richard Asbeck: Diese Bezeichnung 
stammt nicht von mir, sondern ist ein 
bekanntes Zitat des iranischen Revoluti-
onsführers Ali Khamenei. Damit be-
schrieb Khamenei die Absorbtionsfä-
higkeit Israels im Falle einer militäri-
schen Auseinandersetzung mit Iran. Auf 
der von Ihnen genannten Tagung wurde 
die Stimmung der israelischen Gesell-
schaft bezüglich des iranischen Atom-
waffenprogramms angesprochen. Ich 
erwähnte das Zitat von Khamenei des-
halb, weil es die potenzielle Bedrohung 
Israels recht plakativ illustriert. Zumin-
dest die Befürworter eines israelischen 
Alleingangs wie zum Beispiel der ehe-
malige Minister Ephraim Sneh begrün-
den ihre Zustimmung für einen militäri-
schen Erstschlag Israels mit der existen-
ziellen Gefährdung, die von einer irani-
schen Atombombe ausgeht. Sneh sagte 
kürzlich sinngemäß: „The temptation to 
strike us is enormous. Even if a single 
atomic bomb cannot destroy the entire 
country, it can certainly wipe us out 
economically and intellectually.“ 

Politische Studien: Anfang August 2012 
wurden von der Regierung in ganz Israel 
ABC-Masken verteilt. Die ausländische 
Presse spricht sogar schon von einem be-
vorstehenden Krieg. Wie wirkte sich dies 
auf die Stimmung der Menschen im Land 
aus?
Richard Asbeck: Hier herrscht alles an-
dere als Panik. Auch herrscht die Lesart 
vor, dass Israel in den nächsten Mona-

ten keinen Alleingang unternehmen 
wird. Andere Signale wie zum Beispiel 
die Effektivität der gegen Iran verhäng-
ten Sanktionen, diplomatische Initiati-
ven der USA und nicht zuletzt die mehr-
heitliche Ablehnung der israelischen 
Bevölkerung und des hiesigen Sicher-
heitsestablishment gegen einen israeli-
schen Alleingang bestärken das Gefühl, 
dass der Tag X noch in weiter Ferne 
liegt. Aber wer weiß das schon genau?

Politische Studien: Herr Asbeck, wir 
danken Ihnen für das Gespräch.

Das Interview führte Isabel Kubenz,  
wissenschaftliche Mitarbeiterin der Aka-
demie für Politik und Zeitgeschehen, 
Hanns-Seidel-Stiftung, Studentin der Po-
litikwissenschaften, Hochschule für Poli-
tik, München.  ///

/// �Richard Asbeck 
ist Leiter des Projektbüros der Hanns-
Seidel-Stiftung in Jerusalem und den Pa-
lästinensischen Gebieten.

Eisenmann stammte aus einer boden-
ständigen und gesellschaftlich engagier-
ten Familie. Er wuchs auf dem Glücks-
hof in der Hallertau auf und studierte in 
Weihenstephan Landwirtschaft. In sei-
ner Laufbahn bewies er nicht nur fachli-
che Kompetenz, sondern auch politi-
sches Geschick. Der CSU-Politiker übte 
sein Amt als Minister 18 Jahre lang bis 
zu seinem plötzlichen Tod im August 
1987 aus. Er war als Persönlichkeit vie-
len Menschen ein Vorbild, an das auch 
25 Jahre später mit Respekt gedacht 
wird. Die nachfolgenden Beiträge erin-
nern daran, wie neuartig und zukunfts-
weisend seine Vorstellungen waren, 
auch im Spiegel der heutigen Zeit.* 

In welchem Kontext standen die Ide-
en von Eisenmann? Alois Heißenhuber, 
Lehrstuhlinhaber im Hans-Eisenmann-

/// Einführung

Hans Eisenmann als Vorbild

Silke Franke /// Als Dr. Hans Eisenmann im März 1969 das Amt des Bayerischen 
Staatsministers für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten übernahm, schlug er einen 
neuen Weg in der Agrarpolitik ein. Er erkannte schon früh den Stellenwert der Land-
wirtschaft insbesondere in Bayern und das ging für ihn weit über die reine Produktion 
von Nahrungsmitteln und ein rein ökonomisch orientiertes Leitbild hinaus. In Zeiten 
von „Wachsen oder Weichen“ sollten auch kleinbäuerliche Betriebe und gewachsene 
Kulturlandschaften eine Chance erhalten. Wo andere Experten einem rein sektoralen 
Denken verhaftet waren, hatte er den Mut, über den Tellerrand hinaus zu blicken. 
Agrarpolitik war für Eisenmann Gesellschaftspolitik. So trug er wesentlich zur  
nachhaltigen Entwicklung und Gestaltung Bayerns bei.

Zentrum in Weihenstephan, skizziert in 
seinem Beitrag die wesentlichen Rah-
menbedingungen, die zu den Reformen 
der europäischen Agrarpolitik seit den 
70er-Jahren geführt haben. Im Zentrum 
seiner kritischen Auseinandersetzung 
steht der Begriff der „bäuerlichen Land-
wirtschaft“. 

Eisenmann hatte nicht nur die Land-
wirtschaft im Blick. Seine Vision war 
die lebenswerte Gestaltung der ländli-
chen Räume und die Erhaltung ihrer 
Vielfalt. Dafür hat er auch entsprechen-
de Instrumente entwickelt. Wie schwie-

Ist ein eigenständiger Weg Bayerns mit 
der Globalisierung noch möglich?
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rig es sein kann, zukunftsweisende Ide-
en umzusetzen, zeigt Holger Magel. In 
seinem persönlichen Beitrag schildert er 
als ehemaliger Mitarbeiter, was ihm Ei-
sennmanns Wirken als „Vermächtnis“ 
mitgegeben hat. 

Auch heute muss Agrarpolitik in ge-
samtgesellschaftliche und gesamtwirt-
schaftliche Zusammenhänge gestellt 
werden, ist die Überzeugung von Hel-
mut Brunner, Bayerischer Staatsminister 
für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten. Er zeigt auf, mit welchen Her-
ausforderungen er die Landwirtschaft 
heute konfrontiert sieht. 

Ist ein eigenständiger Weg Bayerns in 
der globalisierten Welt überhaupt noch 
möglich? Nach der Überzeugung des 
ehemaligen EU-Agrarkommissars Dr. 
Franz Fischler ist er – in Grenzen – nicht 
nur möglich, sondern sogar notwendig.

Der „Bayerische Weg“ – er ist damals 
viel diskutiert worden und bietet ange-

Im Rahmen einer Gedenkveranstaltung am 2. August 2012 im Konferenzzentrum München  
beleuchteten Experten das Wirken von Hans Eisenmann aus heutiger Sicht.
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sichts der heutigen Herausforderungen 
auch noch viele Denkanstöße.  ///

/// �SILKE FRANKE 
Dipl.-Geographin, Referentin für Um-
welt und Klima, Ländlicher Raum, Ernäh-
rung und Verbraucherschutz, Akademie 
für Politik und Zeitgeschehen der Hanns-
Seidel-Stiftung, München.

Anmerkungen
  * �Die hier aufgeführten Beiträge gehen darauf zu-

rück. Informationen zu unseren Veranstaltungen 
finden Sie auf unserer Website www.hss.de 

Ausgangssituation
Dr. Hans Eisenmann übernahm 1969 
das Amt des Bayerischen Staatsminis-
ters für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. Die Zeit war vom techni-
schen Fortschritt geprägt, auch in der 
Landwirtschaft: Kapital ersetzte Ar-
beit, die Erträge stiegen. Die Produkti-
onssteigerung wurde durch eine Poli-
tik der Preisstützung zusätzlich be-
günstigt. Da die Nachfrage aber deut-
lich geringer anstieg, führte die Situati-
on bei mehr und mehr Erzeugnissen zu 
Überschüssen. Anfänglich wurden 
diese Überschüsse noch akzeptiert. 
Nachdem aber die Lagerbestände im-
mer größer wurden und der Staat für 
die damit verbundenen Kosten aufzu-
kommen hatte, wuchs auch der Druck, 
eine Kurskorrektur vorzunehmen, zu-

/// Rahmenbedingungen für die europäische Agrarpolitik

Agrarpolitik von Eisenmann 
bis heute

Alois HeiSSenhuber /// Vor 25 Jahren verstarb der bayerische Landwirtschafts-, 
Ernährungs- und Forstminister Hans Eisenmann – Anlass, sich mit diesen Fragen zu 
beschäftigen: Vor welchem Hintergrund entstanden seine Überlegungen zur Agrar-
politik und was hat sich seitdem in der Agrarpolitik getan? Von welcher Bedeutung 
sind seine Ideale heute und wie gestalten sich die politischen Rahmenbedingungen 
dabei, die letztlich die Voraussetzungen dafür schaffen, dass die Landwirtschaft auf 
der einen Seite die Erwartungen der Gesellschaft erfüllen und auf der anderen Seite 
gegenüber den Kräften des Marktes bestehen kann?

mal es dem Staat mit dieser Politik im-
mer weniger gelang, die landwirt-
schaftlichen Einkommen zu sichern, 
während außerhalb der Landwirt-
schaft die Löhne stiegen. Insbesondere 
bei den kleinen Betrieben wuchs die 
Unzufriedenheit. Für Landwirte war 
es auf weniger ertragreichen Standor-
ten nicht mehr rentabel, die Erzeugung 
aufrecht zu erhalten. Flächen fielen 
brach und es entstand die sogenannte 
Sozialbrache, also eine Nichtbewirt-
schaftung aus sozioökonomischen 
Gründen. Die Politik stand vor der He-
rausforderung, für die anstehenden 
Probleme eine Lösung zu finden. Ins-
besondere sollten die steigenden 
Marktordnungskosten reduziert und 
die landwirtschaftlichen Einkommen 
stabilisiert werden.
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Der Mansholt-Plan und 
Eisenmanns Antwort

1968 legte die Kommission der Europä-
ischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
ein Memorandum zur Reform der Land-
wirtschaft vor, den so genannten Mans-
holt-Plan. Sicco Mansholt, der damalige 
Agrarkommissar und Vizepräsident der 
Kommission, setzte auf einen drasti-
schen Strukturwandel. Ziel war, die 
Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe 
deutlich zu verringern. Zwischen 1970 
und 1980 sollten von zehn Millionen 
Landwirten fünf Millionen ausschei-
den. Sie sollten Platz machen für moder-
ne, rationell arbeitende, leistungsfähige 
landwirtschaftliche Großunternehmen. 
Für die Produktionseinheiten sollten 
Mindestgrößen gelten. Ein ganzes Bün-
del weiterer strukturpolitischer Maß-
nahmen war vorgesehen. Doch die 
Landwirte kritisierten diese Vorschläge 
massiv. Auch die bundesdeutschen Poli-
tiker gingen auf Distanz. 

Dem Mansholt-Plan und seiner 
Strukturpolitik des „Wachsen oder Wei-
chens“ stellte Eisenmann den „Bayeri-
schen Weg“ gegenüber.1 Statt einer al-
lein auf den Vollerwerb ausgerichteten 
Agrarpolitik setzte dieser auf eine Kom-
bination von Voll-, Zu- und Nebener-
werbsbetrieben. Als Voraussetzung soll-
ten außerlandwirtschaftliche Arbeits-

Dem drastischen Strukturwandel des „Wachsen oder Weichens“, den der Mansholt-Plan vorsah, 
setzte der damalige bayerische Landwirtschaftsminister Hans Eisenmann (r. im Bild) den “Bayeri-
schen Weg“, eine Kombination von bäuerlicher Voll-, Zu- und Nebenerwerbstätigkeit, entgegen und 
unterstützte so die Landwirte, die sich in ihrer Existenz gefährdet sahen.
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plätze geschaffen und damit Einkom-
mensalternativen angeboten werden. 
Überbetriebliche Zusammenarbeit soll-
te dazu beitragen, die Erzeugungskos-
ten zu senken und die Arbeitsprodukti-
vität zu steigern. Eine wichtige Funktion 
übernahmen in diesem Zusammenhang 
die Maschinen-, Erzeuger- und Betriebs-
hilfsringe. 

Eisenmann erkannte damals schon 
die Notwendigkeit, die Kulturland-
schaft zu erhalten – gerade auch in 
Standorten, die landwirtschaftlich we-
niger ertragreich und somit benachtei-
ligt, aber landschaftlich häufig beson-
ders attraktiv waren. Folgende zwei Zi-
tate belegen die Sichtweise von Minister 
Eisenmann: „Ökonomisches Denken 
beherrscht den modernen Menschen 
und lässt ihn dabei leider übersehen, 
dass er auf dem besten Wege ist, seine 
Umwelt und seine Lebensgrundlagen zu 
zerstören.“2 und „Wir benötigen Maß-
stäbe, um die Sozialfunktion der Land- 
und Forstwirtschaft ... bewerten zu 
können und eine Antwort … wer an den 
Kosten für die Erhaltung und Pflege der 
Landschaft beteiligt werden soll.“3 

Damit die Bewirtschaftung struktur-
schwacher Standorte gesichert werden 
konnte, initiierte Eisenmann Program-
me, welche den Kostennachteil der be-
nachteiligten Standorte ausgleichen soll-
ten. Die letztlich im Rahmen von ein-
schlägigen Programmen gewährten Aus-
gleichszahlungen basierten auf umfang-
reichen wissenschaftlichen Kalkulatio-
nen.4 In der Zwischenzeit stellen derarti-
ge Programme einen wesentlichen Be-
standteil der EU-Umweltprogramme 
dar, wie sie in der 2. Säule der Gemein-
samen Agrarpolitik angeboten werden. 

Die Ansätze des Bayerischen Weges 
haben sich bewährt. Es muss aber auch 
darauf hingewiesen werden, dass der 

Strukturwandel bis heute nicht aufge-
halten werden konnte.

Bäuerliche Landwirtschaft –  
eine Frage der Größe?

Der Begriff „bäuerliche Landwirtschaft“ 
wird häufig als Gegenpol zur industriali-
sierten Landwirtschaft gebraucht. Die 
Diskussionen um die Abgrenzung zwi-
schen bäuerlicher und industrieller 
Landwirtschaft sind als müßig einzustu-
fen, sofern sich daraus keine Vorteile 
bzw. Konsequenzen ergeben. So erschien 
es naheliegend, den Begriff zu definieren 
und mit Konsequenzen zu versehen. 
1987 wurde im Bundesrat ein Beschluss 

zur Definition der bäuerlichen Land-
wirtschaft eingebracht. Der Vorschlag 
Bayerns sah zwei Kriterien vor, nämlich 
zum einen eine Obergrenze für die Pro-
duktionsmenge pro Betrieb, also für die 
Betriebsgröße, z. B. 300.000 kg Milch, 
250 t Schweinefleisch und 3.000 Ferkel, 
zum anderen eine Vorgabe, bezogen auf 
die je Hektar erzeugte Menge, also eine 
Flächenbindung wie z. B. 15.000 kg 
Milch, 5 t Schweinefleisch oder 150 Fer-
kel.5 Entscheidend war dabei, dass eine 
Überschreitung der genannten Grenzen 
einen Ausschluss von bestimmten För-
dermaßnahmen wie z. B. Gasölverbilli-
gung zur Folge haben sollte. 

Eisenmann erkannte schon damals 
den Wert und Schutz des ländlichen 
Bereiches als Kulturlandschaft.
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Der Wissenschaftliche Beirat hat 
diesen Vorschlag massiv kritisiert.6 Er 
befürchtete für die deutschen Landwir-
te negative Folgen, etwa: 
•	� eine Beschneidung von Einkom-

mens- und Entwicklungschancen ef-
fizient wirtschaftender und unter-
nehmerisch orientierter Landwirtsfa-
milien durch eine Begrenzung ihrer 
Produktionskapazitäten, die zu kei-
nerlei erkennbaren Vorteilen für die 
übrigen Betriebe führt,

•	� mögliche Spannungen innerhalb der 
landwirtschaftlichen Bevölkerung 
durch Heraushebung und Privilegie-
rung einer Gruppe von Landwirten, 
ohne dass diese die ihnen pauschal 
zugeschriebenen besonderen Leis-
tungen individuell nachzuweisen 
brauchen,

•	� die Beeinträchtigung der Position der 
westdeutschen Landwirtschaft im 
Wettbewerb um Markt- und Ein-
kommensanteile innerhalb der EG 
bei Durchführung allein im nationa-
len Rahmen oder

•	� durch den Verzicht auf eigentlich not-
wendige gezielte Regelungen und 
Maßnahmen zum Schutz von Um-
welt, Natur und Kulturlandschaft 
unerwünschte Wirkungen der Agrar-
produktion.

Aus heutiger Sicht lassen sich diese be-
trieblichen Obergrenzen nicht überzeu-
gend begründen. Schließlich gilt es an-
zumerken, dass Betriebe unterhalb der 
vorgesehenen Grenzen nicht generell 
Vorteile im Bereich Tier- und Umwelt-
schutz aufweisen. 

Eine andere Situation ergibt sich im 
Bereich der Flächenbindung der Tierhal-
tung. Die je Hektar gehaltene Tierzahl 
ist maßgeblich für den Düngeranfall. Da 
über die pflanzliche Produktion nur eine 
begrenzte Menge des darin enthaltenen 
Stickstoffs sinnvoll genutzt werden 
kann, müssen überschüssige Mengen an 
Stallmist oder Gülle auf Flächen außer-
halb des Betriebes ausgebracht werden. 
Dies kann zwar ordnungsgemäß erfol-
gen, dazu muss aber die Einhaltung in 
der Praxis auch sichergestellt werden. 
Außerdem erscheint es durchaus nach-
vollziehbar, dass der Viehbesatz nicht 
beliebig hoch angesetzt werden kann, 
da eine lokale Belastung der Bevölke-
rung in Grenzen zu halten ist. Als Nega-
tivbeispiel für einen zu hohen Viehbe-
satz können die Niederlande genannt 
werden, ein Land, das die Vorstellungen 
des Mansholt-Planes am konsequentes-
ten umgesetzt hat. Die extrem hohen 
Viehbesatzzahlen führten zur Einrich-
tung sogenannter güllefreier Gebiete, 
d. h., dass bestimmte Gebiete von mög-
lichen Belastungen freigehalten wurden. 
Ein weiterer Eingriff seitens des Staates 
bestand darin, die Zahl der Schweine-
plätze zu verringern und im Gegenzug 
eine „Schweinequote“ einzuführen. 
Demzufolge muss heute ein Betrieb, der 
die Schweinehaltung ausweiten möchte, 
einem anderen Betrieb die Quote ab-
kaufen (ca. 500 € pro Zuchtsau). Den-
noch liegt der Gülleanfall immer noch 
deutlich über der Menge, die im Inland 
absetzbar ist. Knapp zwei Mio. m³ Gülle 

werden exportiert, naheliegenderweise 
in das benachbarte Deutschland. Nie-
dersachsen und Nordrhein-Westfalen 
haben aber selbst genug Gülle und be-
klagten durch den Gülleimport in eini-
gen Regionen eine übermäßige Grund-
wasserbelastung mit Nitrat. Unter dem 
Vorwand, mit der importierten Gülle 
keine Krankheitskeime zu importieren, 
wurde eine Drucksterilisierung (130 
Grad Celsius über 20 Minuten) verlangt. 
Die EU untersagte jedoch diese Ver-
pflichtung, so dass nun wieder Gülle 
ohne Behandlung nach Deutschland ge-
liefert werden kann. Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen bemühen sich um 
ein Gülleabkommen mit den Niederlan-
den, zur besseren Mengenkontrolle. 
Wegen der anstehenden Wahlen wird 
das Abkommen im Jahre 2012 aber 
nicht mehr zustande kommen. 

Als Fazit bleibt: Unabhängig davon, 
wie der Begriff bäuerliche Landwirt-
schaft definiert wird, eine Flächenbin-
dung der Tierhaltung erscheint durch-
aus angebracht. Die 1987 vorgeschlage-
ne Definition wurde allerdings nicht 
umgesetzt. Nicht zuletzt nach der Wie-
dervereinigung Deutschlands erschien 
das Thema Betriebsgröße in einem ganz 
anderen Licht. Ungeachtet dessen wird 
heute speziell in den viehdichten Regio-
nen die Frage nach einer Obergrenze für 
den regionalen Viehbesatz intensiv dis-
kutiert. Zudem erscheint die gegenwär-
tige Düngeverordnung in Deutschland 
zu großzügig ausgelegt bzw. zu wenig 
streng überwacht zu werden, was dazu 
führt, dass Investoren aus den Nieder-
landen und aus Dänemark verstärkt in 
Deutschland Tierbestände aufbauen.

Es bleibt die Frage zu klären, ob der 
Begriff „bäuerliche Landwirtschaft“ 
weiterhin als Worthülse Verwendung 
findet oder als Marke definiert wird. 

Bäuerliche Landwirtschaft könnte heute 
definiert werden als eine Landwirt-
schaft, welche in einem besonderen 
Maße die Ziele des Umweltschutzes und 
des Tierschutzes sowie soziale Belange 
berücksichtigt. In Verbindung mit der 
Herkunft Bayern könnte daraus tatsäch-
lich eine Marke entstehen.

Die Agrarreformen seit 1992
Die bereits in den 70er-Jahren mehr und 
mehr zu Tage tretenden Probleme der 
Preisstützungspolitik schienen trotz 
vielfältiger Bemühungen nicht mehr be-
wältigt werden zu können. Es gab drei 
gravierende Probleme: 
•	� steigende Marktordnungskosten für 

Lagerhaltung und Exporterstattung,
•	� Konflikte mit den Handelspartnern 

durch subventionierte Exporte und
•	� unbefriedigende Einkommensent-

wicklung bei der einheimischen 
Landwirtschaft.

Der sich über viele Jahre hinweg ziehen-
de Diskussionsprozess bereitete schließ-
lich den Boden für eine grundlegende 
Neuausrichtung der EU-Agrarpolitik. 
Es reifte die Erkenntnis, dass der staat-
lich gestützte Produktpreis nicht zu-
gleich die landwirtschaftlichen Einkom-
men sichern und die Märkte im Gleich-
gewicht halten kann. So erfolgte 1992 
eine grundlegende Reform der EU-Ag-
rarpolitik mit dem Ziel, die Steuerung 

Bäuerliche Landwirtschaft könnte 
man mittels Betonung auf 
Umwelt- und Tierschutz zu einer 
Marke aufbauen.

Die Abgrenzung zwischen bäuer-
licher und industrialisierter Land-
wirtschaft war umstritten, da sie  
finanzielle Auswirkungen hatte.
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wurden von der Produktion entkoppelt, 
d. h. die Landwirte bekamen die Prämi-
en unabhängig von der Produktion, im 
Extremfall auch für Bracheflächen. Vor-
aussetzung war lediglich die Einhaltung 
von Bewirtschaftungsregeln, den soge-
nannten Cross Compliance-Vorschrif-
ten. Des Weiteren erfolgte in Deutsch-
land eine Überführung aller Direktzah-
lungen auf eine regional einheitliche 
Flächenprämie (einschließlich Grün-
land) bei einem gleichzeitigen Abbau der 
erhöhten Zahlungen für Tierhaltungsbe-
triebe. Im Laufe der Zeit stellte sich die 
Frage nach der Begründung der Direkt-
zahlungen. Nicht zuletzt aufgrund der 
extremen Streuung der Betriebsgröße 
wurde die Sinnhaftigkeit der Flächen-
prämie diskutiert. In der Tat ist es nicht 
unmittelbar nachvollziehbar, warum 
der Faktor Fläche als Bezugsgröße dient. 
Als Korrektur wurde von der EU-Kom-
mission eine betriebliche Förderober-
grenze vorgeschlagen, die sich aber 2003 
politisch nicht durchsetzen ließ.

Im Jahr 2007 war auf dem Welt-
markt ein massiver Anstieg der Agrar-
preise zu beobachten, welcher erneut 
die Frage nach der Legitimation der Di-
rektzahlungen aufwarf. Im allgemeinen 
Sprachgebrauch wurden seitens der 
Landwirtschaft der Ausgleich für die 
Preissenkungen, die Abgeltung der Ge-
meinwohlleistungen der Landwirtschaft 
sowie der Ausgleich der erhöhten Aufla-
gen gegenüber den Ländern außerhalb 
der EU als Begründung angeführt.

Die Diskussion um die zukünftige 
Gestaltung der EU-Agrarpolitik stellt 
sich aktuell durch den Beginn einer neu-
en Rechnungsperiode ab 2013. In den 
derzeit diskutierten Legislativvorschlä-
gen der EU-Kommission zur Ausgestal-
tung der Direktzahlungen sind u. a. fol-
gende Punkte enthalten:

•	� Obergrenze der Direktzahlungen 
300.000 € sowie 

•	� „Greening“, also die Bindung der 
Zahlungen an ökologische Standards 
(Anbaudiversifizierung: mindestens 
drei Kulturen, Umbruchverbot für 
Dauergrünland, 7 % ökologische 
Vorrangfläche).

Insbesondere die Forderung nach 7 % 
ökologischer Vorrangfläche stößt auf 
massive Kritik, zumal die Pachtpreise 
in einigen Regionen schon erheblich 
angestiegen sind. Insofern ist diese Kri-
tik auf den ersten Blick nachvollzieh-
bar. Die Weiterführung der Direktzah-
lungen ohne gleichzeitige Erfüllung 
von Voraussetzungen lässt sich aber 
nur schwer begründen. Dies sieht auch 
der Wissenschaftliche Beirat so, der 
sich 2010 in einer Stellungnahme zur 
GAP 2013+ sinngemäß so geäußert 
hat:7

•	� Die GAP-Reform der letzten 20 Jahre 
ist durchaus positiv.

•	� Die Marktwirtschaft braucht Leit-
planken.

•	� Preisausgleichszahlungen sind heute 
schwer begründbar und

•	� als pauschales Entgelt für öffentliche 
Güter nicht vermittelbar.

•	� Daher sollte schrittweise eine Redu-
zierung der Direktzahlungen,

•	� aber keine deshalb gegen Obergrenze 
und keine gegen Verknüpfung mit der 
Vorrangfläche erfolgen.

Holländische und dänische Kühe auf deutschen Weiden? Die großzügige Düngeverordnung hierzu-
lande macht es möglich, dass z. B. die Niederlande die Flächenbindung ihrer Tierhaltung mit einer 
Auslagerung nach Deutschland umgehen, zum Nachteil der dortigen Landwirtschaft.
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von Angebot und Nachfrage über den 
Preis erfolgen zu lassen sowie zur Siche-
rung des Einkommens Direktzahlungen 
vorzunehmen. Die Einführung von Di-
rektzahlungen wurde seitens der Land-
wirtschaft massiv kritisiert. Es wurde 
eine Abhängigkeit vom Staatshaushalt 
befürchtet und das Gefühl, Almosen-
empfänger zu werden, entstand. Im 
Prinzip waren die Befürchtungen nicht 
unbegründet, denn letztlich müssen die 
staatlichen Zahlungen ebenso legiti-
miert werden. Die 1992 angeführte Be-
gründung bezog sich auf die teilweise 
erfolgte Kompensation der preissen-

kungsbedingten Einkommensverluste. 
Da Preissenkungen nur bei den bisher 
preisgestützten Produkten gegeben wa-
ren, gab es  Direktzahlungen nur pro-
duktgebunden. Als Bezugsgröße diente 
aber nicht die Erzeugungsmenge, son-
dern die Anbaufläche. Demzufolge wur-
den z. B. die ertragsschwachen Standor-
te bei Getreide durch die Hektarprämie 
begünstigt, während die ertragsstarken 
Standorte deutliche Einkommenseinbu-
ßen hinnehmen mussten.

Eine konsequente Weiterentwick-
lung der EU-Agrarpolitik erfolgte mit 
der Agenda 2000. Die Direktzahlungen 

Mit der Agenda 2000 erfolgten die 
Direktzahlungen unabhängig von der 
Produktion.
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Langfristig gibt es für die Ausrichtung 
der Landwirtschaft zwei Szenarien:8

„Farming“ – eine Landwirtschaft, 
welche in erster Linie produktionsorien-
tiert ist und entsprechend den Gesetzen 
wirtschaftet. Direktzahlungen wird es 
für diese Betriebe langfristig nicht ge-
ben. Und „Agrikultur“ – eine Landwirt-
schaft, welche unter besonderer Berück-
sichtigung gesellschaftlicher Forderun-
gen wirtschaftet, die also von der Ge-
sellschaft erwünschte Gemeinwohlleis-
tungen erbringt. Betriebe dieser Aus-
richtung wirtschaften multifunktional, 
es könnte hierfür auch der Begriff „bäu-
erlich“ verwendet werden. 

Fazit
Abschließend bleibt festzuhalten, dass 
die Ideen von Hans Eisenmann auch 
heute noch als wegweisend bezeichnet 
werden können. Die EU-Agrarpolitik 
wird nicht umhin können, eine grundle-
gende Neuausrichtung vorzunehmen, 
um den extrem unterschiedlichen Ver-
hältnissen und Aufgaben gerecht zu 

werden. Eine große Herausforderung 
besteht in der Umgestaltung der Direkt-
zahlungen, insbesondere im Hinblick 
auf die Honorierung von Gemeinwohl-
leistungen, die von der Landwirtschaft 
in einem von Betrieb zu Betrieb unter-
schiedlichen Maße erbracht werden. 
Eine weitere Aufgabe besteht in der Fest-
legung einer Flächenbindung der Vieh-
haltung und einer regionalen Viehbe-
standsobergrenze. Dabei ist es hilfreich, 
sich der Überlegungen Hans Eisen-
manns zu bedienen. Schließlich bleibt 

die Frage zu beantworten, ob der Begriff 
„bäuerlich“ eine Worthülse bleiben oder 
ein werthaltiger Begriff, um nicht zu sa-
gen eine Marke, werden soll.  /// 

/// �Prof. Dr. Dr. h.c. Alois 
HeiSSenhuber 

ist Ordinarius am Lehrstuhl für Wirt-
schaftslehre des Landbaues der TU Mün-
chen-Weihenstephan. Bis 2012 war er 
Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat 
für Agrarpolitik des Bundesministeri-
ums für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz.
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Wie sein bayerischer Weg z. B. im Nor-
den Deutschlands eingeschätzt wurde, 
zeigt folgendes Erlebnis: Als ich 1992 als 
EU-Berater für ländliche Entwicklung 
in den neuen Bundesländern beim le-
gendären brandenburgischen Landwirt-
schaftsminister Edwin Zimmermann 
meinen Antrittsbesuch machte, hat er 
Folgendes gesagt: „Lieber Herr Magel, 
Sie sind hier bei den Preußen herzlich 
willkommen. Sie dürfen meinen Leuten 
alles über Dorferneuerung, Flurbereini-
gung und ländliche Entwicklung sagen, 
aber bitte kein Wort über bayerische Ag-
rarpolitik. Von der halten wir nämlich 
gar nichts“. 

Das saß – und das passierte mir 
nicht zum ersten Mal, sondern mehr-
fach, leider auch immer wieder seitens 
westlicher Kollegen insbesondere aus 
dem hohen Norden.

/// 25 Jahre nach seinem Tod

Jahre noch nach Eisenmanns Tod 
wurde ich also sowohl in den alten wie 
neuen Bundesländern als dessen Jünger 
und Anhänger einer verstaubten oder 
naiven Agrarpolitik-Philosophie angese-
hen. Es war offensichtlich aussichtslos, 
diesen Kritikern klarzumachen, dass 
Agrarpolitik und vor allem Eisenmanns 
Vision von 1970 und nachfolgend mehr 
war als reine Landwirtschaftsförderung. 
Sie schloss von Anfang an auch die För-
derung des Lebensraumes der Landwir-
te, die Stärkung des ländlichen Raumes 
in möglichst stabiler Vielfalt von Voll-, 
Zu- und Nebenerwerbsbauern, aber 
auch mit neuen Arbeitsplätzen im au-
ßerlandwirtschaftlichen Bereich ein. In 
seiner Rede zur Einbringung des Ge-
setzentwurfs zur Förderung der bayeri-
schen Landwirtschaft vor dem Bayeri-
schen Landtag am 28. April 1970 sagte 

Hans Eisenmann – seiner Zeit 
voraus und von manchen 
unverstanden
Holger Magel /// Nachfolgend soll versucht werden, aus der Sicht eines engen 
Mitarbeiters und als Zeitzeuge1 Eisenmanns Auftrag und Ziele zur Entwicklung bay-
erischer Dörfer und Landschaften mit der heutigen Brille zu sehen und zu bewerten. 
Sagen uns hier in Bayern oder gar außerhalb der weiß-blauen Grenzen seine Ideale, 
Werte und Visionen noch etwas? 

 Hans Eisenmann
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Eisenmann wörtlich: „Ich sehe es als 
Aufgabe der Agrarpolitik an, das Leben 
auf dem Lande lebenswert zu gestalten 
und den ländlichen Raum als Kultur-
landschaft zu erhalten. ... Auf dem Lan-
de, insbesondere in den strukturschwa-
chen Gebieten, sind weitere außerland- 
wirtschaftliche Arbeitsplätze zu schaf-
fen. ...“2 Mit Fug und Recht kann man 
deshalb sagen, dass Eisenmanns Agrar-
politik zutiefst und von vornherein Ge-
sellschaftspolitik war. Warum wollten 
die harschen Kritiker von Bayern das 
nicht sehen? Die Folgen einer rein  
auf Landwirtschaft bezogenen Politik 
hatten sie nun doch in Form leerlaufen-
der ländlicher Räume in Ostdeutsch-
land erlebt, in denen es zwar einigen 
wenigen Großbetrieben gut gehen mag, 
aber es sonst wenig Zukunftsperspekti-
ven gibt. Nun ist es unendlich schwer 
und fast zu spät, strukturelle Anker-
punkte für eine Neubelebung dieser Re-
gionen zu finden. Im September 2012 
habe ich als  Regierungsberater dem 
kambodschanischen Kabinett einen 
Vorschlag unterbreitet für eine integrier-
te ländliche Entwicklung, in der es eben 
nicht nur um Stärkung der Landwirt-

schaft, sondern vor allem auch um au-
ßerlandwirtschaftliche Arbeitsplätze, um 
den Aufbau von kleinen und mittelstän-
dischen Unternehmen und um die Stär-
kung vitaler zentraler Orte unterschied-
licher Größen geht. 

Eisenmann hatte diese Sicht. Die EU 
und die Bauernverbände brauchten sehr 
lange, zu verstehen bzw. öffentlich ein-
zugestehen, dass ländliche Räume mehr 

sind als Landwirtschaft. Leider wurde 
auch Eisenmanns Idee torpediert, mit 
Hilfe von Agrarleitplänen wertvollste 
landwirtschaftliche Böden zu schützen. 
Denn das derzeit im Zusammenhang 
mit den boden- und landschaftsausbeu-
tenden, Monostrukturen begünstigen-
den und die bäuerlichen Kleinstruktu-
ren zerstörende Foreign Direct Invest-
ment (FDI) wird zu einer Katastrophe. 
Das hat die Geschichte im eigenen Lan-
de und im Ausland, zumindest in Afrika 
und Asien, leidvoll gezeigt. Wie viele 
landwirtschaftliche Böden sind inzwi-
schen auch in Bayern trotz des Raum-
ordnungsgesetzes und Baugesetzbuches 
für andere Nutzungen verloren gegan-
gen, die sehr leicht an anderer, landwirt-
schaftlich weniger wertvoller Stelle auch 
möglich gewesen wären.

Was wirkt nach?
1. Eisenmann hat immer wieder betont, 
dass der ländliche Raum einen kulturel-
len und einen gesamtheitlichen, nicht 
nur bäuerlichen Lebensraum darstellt 
und als solcher auch von der Politik ge-
stärkt werden muss. Hier kam ihm 
zweifellos seine langjährige kommunal- 
und landespolitische Erfahrung zu 
Gute. Seine visionäre Idee war es auch, 
dass er wusste, dass der Gegensatz zwi-
schen privatem ökonomischen Streben 
der Landwirte und den gemeinwohlori-
entierten ökologischen und sozialen 

Zielen nur mit viel Verständnis und vor 
allem mit Geld (auf)zulösen ist. Die  
Einführung von Bewirtschaftungszu-
schüssen war der richtige spektakuläre 
Schritt und, wie jeder weiß, auch das 
Vorbild für die nachfolgende euro- 
päische Politik. 

2. Was weiter bleibt – auch wenn lei-
der immer noch nicht in dem Maße rea-
lisiert, wie es wünschenswert wäre –, ist 
die seinerzeit wirklich sensationelle 
oder, richtigerweise ausgedrückt, souve-
räne Idee, ausgerechnet die damals noch 
wegen ihrer Landschaftsschäden viel 
gescholtene Flurbereinigung mit ihren 
überlegenen Bodenordnungsinstrumen-
ten, die viele Gegner zum Teil aus ideo-
logischen Gründen nicht anerkennen 
wollten, für die Erhaltung der Kultur-
landschaft einzusetzen. Dafür sollte bis 
zu 100  % Bezuschussung angeboten 
werden – für die Erhaltung der Kultur-
landschaft, die eben nicht nur Land-
wirtschaft und agrarische oder forstli-
che Landnutzung einschloss, sondern 
auch die überkommenen Dorf- und 
Landschaftsbilder.

Prof. Wolfgang Haber war einer der 
ganz wenigen aus dem Lager der ökolo-
gischen Experten und Wissenschaftler, 
der sofort gegen den Mainstream 
schwamm und für den Einsatz der Flur-
bereinigung plädierte. Nachzulesen in 
seinen vielen Aufsätzen über die diffe-
renzierte Landnutzung3 oder auch in 
den Veröffentlichungen des Sachver-
ständigenrates für Landespflege, dessen 
Vorsitzender er war. Hubert Weinzierl, 
der Chef vom Bund Naturschutz, der 
sich mit Hans Eisenmann ja auch sehr 
gut verstand, bekannte sich zur Flurbe-
reinigung erst nach der Einführung der 
gesamtheitlichen dreistufigen Land-
schaftsplanung der Flurbereinigung in 
den 80er-Jahren. Mit der ein Jahr nach 

Eisenmanns Tod und in seinem Sinne 
liegenden ökologischen Flurplanung 
Höhenberg4 auf Grundlage des Kon-
zepts der differenzierten Landnutzung 
von Haber sollte endlich die Versöh-
nung mit Weinzierl und zwar direkt vor 
seiner Haustür in Wiesenfelden erfol-
gen. Leider wurde auch dieses ambitio-
nierte Vorhaben von Verbandsseite tor-
pediert. Erst viel später, als endlich auch 
die EU hier nachzog, wurde klar, dass 
diese aus Eisenmanns Politik hervorge-
gangene Vision, die eine verlässliche Be-
zahlung der Landwirte für akzeptierte 
Nutzungseinschränkungen vorsah, der 
geistige Vorläufer für die nachfolgenden 
EU-Umweltprogramme gewesen war.

Warum war Eisenmanns Vorschlag 
von 1970 zum Einsatz der Flurbereini-
gung bereits ein Jahr nach Übernahme 
des Amtes als bayerischer Landwirt-
schaftsminister so sensationell bzw. so 
souverän? Weil er bis dato als Landrat 
von Pfaffenhofen kein Freund der Flurbe-
reinigung war und deshalb auch konse-
quent kein Verfahren in seinem Land-
kreis zuließ. Er wollte den damals rauen 
Umgang der Flurbereinigung mit Men-
schen und Landschaften nicht mittragen.

3. Folgerichtig traf er 1980 eine wei-
tere historische Entscheidung: Keine 
Flurbereinigung mehr gegen den Willen 
der Grundeigentümer, obwohl das Ge-
setz eine andere, bis dato exerzierte Vor-
gehensweise erlaubte. Die Flurbereini-
gungsdirektion entschied, ob eine Flur-
bereinigung notwendig war oder nicht, 
ob sie im „wohlverstandenen Interesse“ 

Auch in Bayern gingen zu viele 
landwirtschaftliche Böden für 
gewerbliche Nutzflächen verloren.

Eisenmann wollte die Flurbereinigung 
auch zur Erhaltung der Kulturlandschaft 
einsetzen.

Eisenmanns Agrarpolitik war zugleich 
auch Gesellschaftspolitik.
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der Grundeigentümer lag oder nicht. 
Warum war das historisch? Weil diese 
Entscheidung den Boden dafür bereitet 
hat, zuerst in der Dorferneuerung und 
nachfolgend via neu geschaffener drei-
stufiger Landschaftsplanung auch in 
Flurbereinigungsverfahren einen parti-
zipativen und seinerzeit für die gesamte 
Bayerische Staatsverwaltung sensatio-
nellen Weg der Bürgernähe zu gehen. 
Dieser neue Weg bereitete nachfolgend 
überhaupt keine Probleme mehr bei der 
Einleitung von Flurbereinigungsverfah-
ren, während es zuvor noch vielfach re-
gelrechte „Anordnungsschlachten“ gab, 
vor allem in Franken. 

In Altbayern war das Vorgehen oh-
nehin schon ganz anders und liberaler. 
Hier wurde die Flurbereinigung nur ge-
macht, wenn die Leute das auch selbst 
wollten. Eisenmann war auch ein libera-
ler Altbayer und bevorzugte deshalb die 
partizipative Linie. Die fränkischen 
Flurbereiniger sahen dagegen nach sei-
ner Entscheidung die Flurbereinigungs-
welt untergehen – und was passierte? Sie 
drehte sich auch in Franken munter fort, 
vor allem nun wunderbar angetrieben 
von der von Eisenmann besonders ge-
liebten und stark geförderten Dorfer-
neuerung.

4. Eisenmanns Vermächtnis ist auch 
die Dorferneuerung. Unter seiner politi-
schen Verantwortung fasste der Bayeri-
sche Landtag am 19. Mai 1981 – stark 
unterstützt von Weggefährten wie z. B. 
Alois Glück, Herbert Hofmann und 
Gustl Lang – den spektakulären  

Beschluss zur Aufstellung eines eigen- 
en Bayerischen Dorferneuerungspro-
gramms als landespolitische Aufgabe 
der Agrarpolitik.5 Die Zuordnung an 
sein Haus und an die hierfür kompeten-
te Flurbereinigungsverwaltung – von 
der Obersten Baubehörde jahrelang hef-
tig bekämpft – war seinem hohen Anse-
hen im Parlament und der engen Part-
nerschaft mit den führenden Abgeord-
neten im Landtag zu verdanken.

Sollte die Dorferneuerung nur ein 
Instrument in den kleinstrukturierten 
und noch wenig entwickelten Haufen-
dörfern Frankens sein? Nein. Eisen-
mann war weitsichtig und bat die Flur-
bereinigungsverwaltung um Strategien, 
um die Dorferneuerung auch in Altbay-
ern und in Schwaben zu forcieren. Er 
wusste, dass er nur so die Unterstüt-
zung aller Abgeordneten im Bayerischen 
Landtag erhalten konnte.

Dorferneuerungsverfahren wurden 
also auch südlich der Donau, z. B. mas-
siv im Vorfeld Nationalpark Bayerischer 
Wald, im Günzburger Landkreis, in be-
deutenden ehemaligen Klosterorten wie 
z. B. Rott am Inn, Polling, Reisbach oder 
auch in Ilmmünster in der eigenen Hei-
mat eingeleitet. Immer war dabei seine 
fachliche Vorgabe: „Das bewährte Alte 
erhalten, das gute Neue schaffen.“ Es 
war und ist eine bis heute geltende Leit-
linie. Es ist bezeichnend, dass einer sei-
ner letzten großen Auftritte die Tagung 

In das Konzept der Flurbereinigung  
war auch die Erhaltung und Erneuerung 
der bayerischen Kultur- und Dorf- 
landschaften einbezogen.

Eisenmanns Konzept war der 
geistige Vorläufer der späteren 
EU-Umweltprogramme.

Ab 1980 gab es in Bayern keine 
Flurbereinigung mehr gegen den 
Willen der Grundeigentümer.
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der Bayerischen Akademie Ländlicher 
Raum zum Thema „Dorferneuerung 
und Landwirtschaft“ in Freising war. 
Eisenmann wollte den bäuerlichen 
Skeptikern zeigen, dass gerade die vom 
Verband stark bekämpfte Dorferneue-
rung den Landwirten besonders viel 
helfen konnte, indem sie neben den bo-
denordnerischen sowie agrar- und infra-
strukturellen Verbesserungen das ge-
samte Lebensumfeld der bäuerlichen 
Familien und ihrer Kinder attraktiver 
gestalten half. Er hatte ein besonderes 
Faible für ländliches Bau- und Sied-
lungswesen und für Landtechnikfragen. 
Auch das Verhältnis zur Bayerischen Ar-
chitektenkammer oder zum Landesver-
ein für Heimatpflege war ihm besonders 
wichtig. „Das bewährte Alte erhalten, 
das gute Neue schaffen“ konnte aber 
nur im Konzert mit vielen weiteren 
„Gutgesinnten“ gelingen. Es herrschte 
damals eine große gemeinsame Auf-
bruchsstimmung, von der heute noch 
die Dorferneuerung in ihrer Popularität 
zehrt.

Was bleibt von Eisenmanns Auftrag, 
die bayerischen Dörfer und Landschaf-
ten pfleglich zu bewahren und weiterzu-
entwickeln? Wir sollten seine Ideale und 
Werte in Zeiten einer zu freiheitlich ge-
wordenen Bauordnung und Baugeneh-
migungspraxis, aber auch einer zu libe-
ralen Landesplanung wieder hochhal-

ten. Der Trend zur Verunstaltung unse-
rer Kulturlandschaften muss gestoppt 
werden, v. a. vor dem Hintergrund der 
mit der Energiewende einhergehenden 
Entwicklungen unserer Landschaft. 
Wir brauchen im Sinne Eisenmanns 
wieder Architekten und Landschafts-
planer, die kreativ und sensibel diese 
gestaltende Herausforderung annehmen 
und für Qualität und nicht für resignier-
tes Wegschauen sorgen. Dafür aber 
müssen sie rechtzeitig auf den Hoch-
schulen vorbereitet werden. Es scheint, 
dass derzeit leider die reinen Stadtplaner 
und (Hoch)Hausarchitekten das Sagen 
haben. 

5. Ein Letztes, weil ich hierfür be-
sonders dankbar bin und davon noch 
heute zehre: Eisenmann hatte einen ho-
hen Sinn für Philosophie, Ästhetik, 
ganzheitliches Denken und klare Werte. 
Vielfach angemerkt, so auch hier: Es ist 
eine fast schicksalhaft anmutende 
Selbsterfüllung, dass Eisenmanns letzte 
Rede am heiligsten Ort Bayerns, auf der 
Fraueninsel im Chiemsee, von den phi-
losophischen Grundlagen seiner Agrar-
politik handelte.6

Eisenmanns Wertekoordinaten wa-
ren der Grund, warum ich und viele 
Mitarbeiter ihn so verehren und als 
Vorbild sehen konnten und noblen 
Chef. Eisenmann hatte auch die Gabe, 
seine Mitarbeiter in ihrer Kreativität 
stets zu fördern und losmarschieren zu 
lassen und sie dann auch zu decken, 
wenn diese neuen Ideen angegriffen 
wurden.

Zu früh gegangen
Eisenmann ist viel zu früh gestorben, 
noch vor dem regulären Pensionsalter 
von 65. Aber vielleicht war es auch sym-
bolisch, dass genau in seinem Todesjahr 
sein großes Vermächtnis an Europa, an 
diesen an Vielfalt und Geschichte be-
sonders reichen Kontinent, nämlich sei-
ne Kulturlandschaften zu fördern, end-
lich Gestalt annahm. Mit dem Zuge-
ständnis, zusätzliche Ausgleichszahlun-
gen für umweltschonende Landbewirt-
schaftung in besonders sensiblen Gebie-
ten zu fördern, öffnete sich die EU end-
lich und immer noch viel zu zaghaft 
seiner Idee und gab dafür Anlass, dass 
im Jahr darauf, 1988, das Bayerische 
Kulturlandschaftsprogramm Realität 
wurde. Auch die Europäische Land-
schaftskonvention (ELC) hat in Eisen-
mann im Grunde einen ihrer frühen 
geistigen Väter. Und noch eines: Auch 
exakt ein Jahr später, also 1988, haben 
sich die Europäische Kommission und 
der Europarat – 18  Jahre nach Eisen-
manns Einbringungsrede im Landtag – 
der Idee der Förderung des gesamten 
ländlichen Raumes geöffnet (Stichwort: 
Europaratskampagne Ländlicher Raum 

und das legendäre Papier der EU „Die 
Zukunft des ländlichen Raumes“).7 Be-
kanntlich war dies nachfolgend (ab 
1990) der Start zu der Vielzahl von euro-
päischen Strukturfonds. Eisenmann 

hätte sich bestätigt gesehen. Seine Saat 
war aufgegangen, ohne dass dies seine 
Kritiker vom Norden offen zugegeben 
hätten, obwohl sie ja nun auch davon 
profitierten.

Was würde er uns heute 
ans Herz legen?

Analysiert man Eisenmanns Politik und 
vergleicht sie mit der heutigen Situation, 
ist man versucht, in seinem Sinne fol-
gende Fragen an die heute Handelnden 
zu richten, aus denen Antworten und 
Strategien zu entwickeln wären. 

1. Angesicht der ungebremsten Ent-
wicklung der Landwirtschaft zu Groß-
strukturen und dem bayerischen Ver-
such, etwas Eigenständiges entgegenzu-
setzen, stellt sich die Frage: Haben wir 
denn eine klare und vermittelbare Vor-
stellung darüber, was bäuerliche Land-
wirtschaft wirklich sein soll, oder ist der 
Begriff auf dem besten Wege zur reinen 
Worthülse zu verkommen, wie es inzwi-
schen dem Begriff Nachhaltigkeit ergan-
gen ist? Eisenmann würde wohl Kriteri-
en einfordern, die aber dann auch ein-
zuhalten und zu honorieren wären. 

2. Ist die Formel „Agrarpolitik = Ge-
sellschaftspolitik“ heute noch glaubhaft 
in den Dörfern und auf dem Lande ver-
mittelbar und erst recht in der Groß-
stadt angesichts schwindender bäuerli-
cher Betriebe, zunehmender Land- und 
Umweltkonflikte, massiver Land-
schaftsveränderungen etc.? Kann ange-
sichts einer unübersehbaren Ökonomi-
sierung der Landwirtschaft noch ein 
ganzheitlicher Gesellschaftsauftrag er-
füllt werden? Andererseits: Müssen 
nicht auch noch viel mehr Dialog und 
Kommunikation praktiziert werden, da-
mit sich Landwirte nicht als ständig an-
gegriffen und gesellschaftlich ausgesto-
ßen empfinden? 

1981 machte der Bayerische 
Landtag das Bayerische 
Dorferneuerungsprogramm zur 
landespolitischen Aufgabe.

Eisenmann war zu 100 % loyal 
gegenüber seinen Mitarbeitern.

„Das bewährte Alte erhalten, das 
gute Neue schaffen“ war Eisenmanns 
Leitlinie.
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3. Welche Wertegrundlagen kann 
eine Agrarpolitik angesichts unüberseh-
barer Auseinanderentwicklungen inner-
halb der Landwirte und damit drohender 
Endsolidarisierung noch haben? Gilt Ei-
senmanns Wertefundament noch, näm-
lich der Dreiklang „Personalität“, „Subsi-
diarität“ und vor allem „Solidarität“? 

4. Wie sehr gilt angesichts der Verän-
derungen in den Kubatoren von Land-
wirtschaftsbetrieben sowie gewerbli-
chen (Groß)Unternehmen noch Eisen-
manns Devise „Das bewährte Alte er-
halten, das gute Neue schaffen“? Wer 
übernimmt hier auf Landesebene end-
lich wieder politisch-geistige Führung 
über Fragen der Ästhetik, an der sich 
auch die lokale Entscheidungsebene ori-
entieren kann?

5. Ist das von der EU derzeit ange-
dachte sogenannte „Greening“ wirklich 
die Fortführung der gesamtheitlichen 
Idee zur Erhaltung der Kulturlandschaft 
im Eisenmannschen Sinne? Schwingt 

bei Agrarkommissar Ciolos Ideen auch 
das Bekenntnis zur Erhaltung der Viel-
falt und Identität einer von Menschen 
bearbeitenden und besiedelten Land-
schaft und ihrer Dörfer durch? Oder 
geht es wieder einmal nur um ökonomi-
sche und Entschädigungsfragen, die 
überdies auch noch wegen des „Land-
verlusts“ von bayerischen Bauern be-
kämpft wird?

Angesichts mancher bedrohlicher, 
zu liberaler Entwicklungstendenzen in 
Staat und Gesellschaft und vor allem 
angesichts der Gefährdungen in der 
gleichwertigen oder zumindest ausge-

wogenen Entwicklung von Stadt und 
Land wären Eisenmanns Ideen und Vi-
sionen wohl am Besten in dem von Alois 
Glück entwickelten Konzept einer 
„Neuen Verantwortungsgemeinschaft 
von Staat, Kommunen, Wirtschaft und 
Bürgern“ auf Basis einer aktiven Bürger-
gesellschaft wiederzubeleben.8

Diese Neue Verantwortungsgemein-
schaft sollte sich ganz bewusst der Er-
haltung und behutsamen Fortentwick-
lung unserer einmaligen bayerischen 
Kulturlandschaften annehmen mit ihrer 
Vielfalt von (noch) bäuerlichen und 
sonstigen Landwirtschaftsbetrieben, 
von dörflichen und städtischen Siedlun-
gen und freien Landschaften. Nur dann 
kann Bayern die ob seiner baulichen 
und landschaftlichen Schönheiten im 
In-und Ausland viel gepriesene Heimat 
mit hoher Lebensqualität bleiben.  ///

/// �Prof. dr. Holger Magel
ist Präsident der Bayerischen Akademie 
Ländlicher Raum e. V. und Professor 
(em.) am Lehrstuhl für Bodenordnung 
und Landentwicklung der TU München.

Anmerkungen
  1 �Mitarbeiter für mehr als 9 ½ Jahre und seit 1971 

im Dienste der Flurbereinigung mit Eisenmann als 
oberstem Chef.

  2 �Eisenmann, Hans: Einbringung des Entwurfs für 
ein Gesetz zur Förderung der bayerischen Land-
wirtschaft vor dem Bayerischen Landtag am 
28.4.1970, in: Hans Eisenmann. Ein Leben für sei-
ne bayerische Heimat, hrsg. von Alfred Schuh und 
Otto Bauer, Pfaffenhofen 1988, S. 36-43.

  3 �Z. B. Haber, Wolfgang: Grundzüge einer ökologi-
schen Theorie der Landnutzungsplanung, in: In-
nere Kolonisation 11/1972, S. 294-298.

  4 �Bayerisches Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (Hrsg.): Flurplanung 
Höhenberg, Materialien zur Ländlichen Neuord-
nung, Heft 25, München 1991.

  5 �Bayerischer Landtag: Beschluss vom 19.5.1981, 
Drucksache 9/ 8636.

  6 �Eisenmann, Hans: Die philosophische Grundlage 
des „Bayerischen Wegs“. Rede auf der Begeg-
nungstagung für die Mitarbeiterinnen der Ernäh-
rungs- und Hauswirtschaftsberatung am 3. Au-
gust 1987 auf der Fraueninsel, in: Hans Eisen-
mann. Ein Leben für seine bayerische Heimat, 
hrsg. von Alfred Schuh und Otto Bauer, Pfaffen-
hofen 1988, S. 303-311.

  7 �EG-Kommission: Die Zukunft des ländlichen 
Raumes, Mitteilungen der Kommission am 
29.7.1988, KOM(88)501 endgültig.

  8 �Glück, Alois / Magel, Holger: Neue Wege in der 
Kommunalpolitik, München 2000; Glück, Alois: 
Verantwortung übernehmen, München 2001.

Welche Werte gelten heutzutage für 
die Agrarpolitik?

Sowohl der Staat als auch die 
Gesellschaft sollten sich der Erhaltung 
der bayerischen Kulturlandschaften 
annehmen.
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Dr. Hans Eisenmann und der Bayeri-
sche Weg sind fest miteinander verbun-
den. Sie haben ein Stück bayerische Ag-
rargeschichte geprägt. Eisenmann und 
seine Mitarbeiter konzipierten den Bay-
erischen Weg als Gegenentwurf zum 
sozialistischen Mansholt-Plan, der aus 
den damals 380.000 bayerischen Land-
wirtschaftsbetrieben 8.000 moderne 
Unternehmen mit 40.000 sogenannten 
Produktionseinheiten machen wollte. 
Die Grundsätze dieser eigenständige zu-
kunftsorientierten Agrarpolitik wurden 
1970 im Gesetz zur Förderung der baye-
rischen Landwirtschaft verankert und 
vom Bayerischen Landtag – das ist für 
den Bayerischen Weg sehr bedeutsam – 
einstimmig beschlossen.

Die Ziele des neu geschaffenen 
Landwirtschaftsfördergesetzes hat Hans 
Eisenmann wie folgt erläutert: „Ziel der 
Bayerischen Agrarpolitik ist es, eine 
bäuerliche Landwirtschaft als tragende 

/// Aktuelle Herausforderungen

Säule des ländlichen Raumes zu erhal-
ten. Die bäuerliche Landwirtschaft als 
Wirtschaftsfaktor in den ländlichen Ge-
bieten sichert Arbeitsplätze, steigert die 
Wirtschaftskraft und erhält die notwen-
dige Mindestbesiedlungsdichte auf-
recht. Die Agrarpolitik darf sich zur Lö-
sung anstehender und zukünftiger Pro-
bleme nicht auf die Landwirtschaft be-
schränken, sondern muss Gesellschafts-
politik im weitesten Sinne sein.“1

Das damalige Landwirtschaftsförde-
rungsgesetz war ein parlamentarisches 
Signal gegen ein als Diktat empfundenes 
„Wachsen oder Weichen“. Eisenmann 
wollte eine humane und sozial verträgli-
che Alternative einer geplanten Industri-
alisierung der Landwirtschaft entgegen-
stellen. Er wollte eine Perspektive für die 
Gestaltung der Lebensverhältnisse auf 
dem Land und deshalb die Agrarpolitik 
als Bestandteil in die Gesellschaftspoli-
tik integrieren.

Bayerische Agrarpolitik 
bleibt Modern 

Helmut Brunner /// Der Bayerische Weg in der Agrarpolitik entspringt dem Grund-
gedanken, dass Agrarpolitik an den Menschen – also den Betroffenen – auszurichten 
ist, und nicht die Menschen in ein ihnen fremdes agrarpolitisches Leitbild hineinge-
zwängt werden sollten. Der Bayerische Weg begründete die Agrarpolitik als Gesell-
schaftspolitik. Er war richtig, ist richtig und er bleibt richtig.

Die bayerische Landwirtschaft findet 
nicht in Fabrikhallen, sondern mit der 

Natur unter freiem Himmel statt.
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Der Bayerische Weg war nicht rein 
agrarökonomisch ausgerichtet, sondern 
berücksichtigte in gleicher Weise agrar-
soziale und ökologische Ziele. Er eröff-
nete allen landwirtschaftlichen Be-
triebsformen eine Zukunft, sicherte die 
Multifunktionalität unserer Landwirt-
schaft, unsere Kulturlandschaft und un-
sere natürlichen Lebensgrundlagen. So 
kam es in Bayern auch nicht zu einem 
Strukturbruch, sondern der Struktur-
wandel blieb sozial verträglich.

Der Bayerische Weg heute  
in einer globalisierten Welt

Es stellt sich nun die Frage, ob ein Baye-
rischer Weg in einer globalisierten Welt 
heute noch möglich ist. Meine Antwort 
darauf lautet klar und deutlich: Ja.

Viele unserer aktuellen Förderpro-
gramme haben ihre Wurzeln im Wirken 
von Hans Eisenmann, z. B. die Aus-
gleichzulage für benachteiligte Gebiete, 
die Unterstützung der Selbsthilfeeinrich-
tungen in Land- und Forstwirtschaft, 
das Bayerische Waldgesetz, die Konzep-
tion und Weiterentwicklung der Instru-
mente der Ländlichen Entwicklung wie 
Flurbereinigung und Dorferneuerung. 

Der Bayerische Weg ist nicht sta-
tisch. Wie jeder Weg muss er auf die Si-
tuation und die Herausforderungen der 
jeweiligen Zeit ausgerichtet werden. 
Heute, 40 Jahre später, gibt es gravieren-
de Unterschiede zu damals: globaler 
Wettbewerb und ein im Vergleich zu da-
mals eng vernetzter Weltagrarhandel, 
eine stark wachsende Weltbevölkerung, 
überall spürbare Auswirkungen des Kli-
mawandels, die weltweite Abnahme der 

Biodiversität, in Deutschland die Ener-
giewende und nicht zuletzt rasante ge-
sellschaftliche Veränderungen, begleitet 
von der ebenso rasanten Verbreitung 
neuer Medien sowie einem starken In-
formations- und Beteiligungswunsch 
der Bevölkerung.

Agrarpolitik im Dialog
Landwirtschaft und Agrarpolitik müs-
sen heute, viel mehr als früher, in ge-
samtgesellschaftliche und gesamtwirt-
schaftliche Zusammenhänge gestellt 
werden. Wir müssen Landwirtschaft 
und Agrarpolitik heute den Menschen 
noch besser als früher erklären. Wesent-
liche Entscheidungen müssen frühzeitig 
mit gesellschaftlich relevanten Gruppen 
vorbereitet werden. Dabei geht es nicht 
um ein „Reden um des Redens Willen“ 
oder um das sprichwörtliche „Dampf 
ablassen“. Es geht vielmehr darum, sich 
zu verständigen, unrealistische Vorstel-
lungen zu korrigieren, wo möglich Kom-
promisse auszuloten, gemeinsame Lö-
sungsansätze zu finden, die auch umge-
setzt werden können, und die Bevölke-
rung bei entscheidenden Weichenstel-
lungen mitzunehmen.

Mit der Zukunftskommission Land-
wirtschaft habe ich den gesellschaftli-
chen Dialog für die Entwicklung eines 
Bayernplans erfolgreich umgesetzt; viele 
haben diese Idee seitdem aufgegriffen. 
Die erarbeiteten Vorschläge aus dem Bay-

ernplan sind teilweise bereits umgesetzt, 
andere sind weiterhin Grundlage meiner 
politischen Arbeit für die bayerische 
Landwirtschaft der Zukunft. Diesen Di-
alog haben wir in der Milchpolitik, in 
Fragen zur artgerechten Tierhaltung, 
dem Zusammenwirken von Jagd und 
Forstwirtschaft sowie den Herausforde-
rungen der Energiewende fortgesetzt.2

Der derzeitige Agrarkommissar Da-
cian Ciolos hat seine Ideen zur Reform 
der Gemeinsamen Agrarpolitik nach 
2013, unter Europas Bürgerinnen und 
Bürger ebenfalls im Internet zur Diskus-
sion gestellt und er gründet seine Vor-
schläge, z. B. ein „Angrünen“ der ent-
koppelten Direktzahlungen, auf die 
Rückmeldungen und Ergebnisse dieser 
Öffentlichkeitsbeteiligung.

Offenheit und Bürgernähe schätzen 
die Menschen. Daraus kann und sollte 
die Landwirtschaft und die Agrarpolitik 
Nutzen ziehen. Laut einer aktuellen Em-
nid-Umfrage zählt Landwirt zu den drei 
angesehensten Berufen in Deutschland.3 
Auf dieses gute Image unserer Bäuerin-
nen und Bauern sowie der Landwirt-
schaft können wir aufbauen. Dabei er-
geben sich heute wie damals eine Reihe 
von zum Teil auch gegenläufigen objek-
tiven Anforderungen und subjektiven 
Erwartungen an die Land- und Forst-
wirtschaft. In Bezug auf die bestmögli-
che Nutzung unserer unvermehrbaren 
land- und forstlichen Flächen besteht 
eine Reihe von Zielkonflikten. Diese 
müssen zueinander in ein Gleichgewicht 
gebracht werden, was selbstverständlich 
nicht immer einfach ist.

Produktion von Nahrungsmitteln
Als ihre ureigenste Aufgabe muss die 
Landwirtschaft für eine wachsende 
Weltbevölkerung Nahrungsmittel er-
zeugen und eine Grundversorgung für 

die eigene Bevölkerung sicherstellen. 
Trotz aller ökonomischer Notwendig-
keiten sind dabei die ökologischen und 
sozialen Belange ausgewogen zu be-
rücksichtigen, sowie die Landschaft 
und die natürlichen Ressourcen best-
möglich zu schützen und zu erhalten. 
Nachhaltigkeit steht deshalb ganz oben 
in unserem Leitbild.

Zur Nachhaltigkeit gehört für mich 
auch ein sorgsamer Umgang mit unse-
ren Flächen. Als bayerische Antwort auf 
die Biodiversitätsstrategie des Bundes 
hat die Staatsregierung eine Bayerische 
Biodiversitätsstrategie entwickelt, die 
ohne pauschale zehnprozentige Stillle-
gung im Wald auskommt. Unsere Philo-
sophie und unser integrativer Ansatz 
heißt: Schützen durch Nützen!

Ich halte auch nichts von einer mut-
willigen Stilllegung von 7 % landwirt-
schaftlicher Flächen im Rahmen des 
„Greening“ bei den EU-Direktzahlun-
gen an die Landwirte. Bei zunehmender 
Flächenknappheit führt dies zum einen 
zu einer Verteuerung der Pacht und zum 
anderen zu einer Intensivierung auf den 
übrigen Flächen. Die Stilllegung ist ein 
Rezept von gestern, das die Probleme 
von morgen nicht lösen kann.

Um generell den Verbrauch und den 
Entzug landwirtschaftlicher Flächen zu 
verringern, setze ich noch stärker auf die 
Innenentwicklung von Dörfern und Ge-
meinden und auf intelligentere Lösun-
gen beim naturschutzfachlich vorge-
schriebenen Flächenausgleich. Die 
Staatsregierung hat in diesem Zusam-
menhang meinen Vorschlag mit weg-

Landwirtschaft und Agrarpolitik 
müssen der Bevölkerung besser 
erklärt werden.

Landwirt zählt zu den drei angesehensten 
Berufen in Deutschland.

Agrarpolitik sollte in die Gesellschafts-
politik integriert werden.
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weisenden Eckpunkten für eine neue 
Bayerische Kompensationsverordnung 
am 27. Juni 2012 beschlossen. Sie kann 
und wird auch für eine etwaige Bundes-
Kompensationsverordnung richtungs-
weisend sein.

Klimawandel
Kann Bayern einen Beitrag zum welt-
weiten Klimaschutz leisten? Jedes Land 
und jeder Mensch können hier aktiv 
werden. Wir begegnen dem fortschrei-
tenden Klimawandel vorausschauend 
mit vielfältigen Maßnahmen wie
•	� einem umfangreichen Forschungs-

paket,
•	� Maßnahmen zur Erhaltung von 

Grünland,
•	� Agrarumweltprogrammen,
•	� dem Ausbau Erneuerbarer Energien, 
•	� mit der Bergwaldoffensive im Forst 

(Schutzwaldaufbau) und einem Wald-
umbau; hier will ich bis 2020 100.000 
Hektar gefährdete in klimatolerante-
re Mischwälder umbauen.

Energiewende
Als weitere, aktuelle Herausforderung 
gilt es, die Energiewende zu meistern. 
Sie soll uns auch künftig eine stabile 
und bezahlbare eigene Energieversor-
gung sicherstellen. Unser bayerischer 
Ansatz ist dabei die Dezentralität der 
Energieversorgung, die uns weitgehend 
autark macht, mit der wir Leitungstras-
sen sparen und die Wertschöpfung in 
der Region halten. Wir wollen die Ener-
gie dort erzeugen, wo sie benötigt wird. 
Unsere Landwirte, Waldbesitzer und 
ländlichen Gemeinden sollen von der 
Energieerzeugung sowie der Rohstoff-
produktion für die Industrie angemes-
sen profitieren können. Wir machen aus 
den Betroffenen Beteiligte. Zudem steigt 
die Akzeptanz für die Projekte, wenn 

die Bürger sich selbst beteiligen können. 
Erneuerbare Energien sind Landenergi-
en − und damit wird der ländliche Raum 
zum Schrittmacher für die Metropolre-
gionen bei der Energiewende. 

Märkte für Lebensmittel
Auch auf den Märkten für Lebensmittel 
bieten wir eine bayerische Antwort. In 
einer globalisierten Welt können wir mit 
unseren vergleichsweise kleinen Struk-
turen nicht die Massenmärkte bedienen. 
Deswegen bin ich auch gegen eine voll-
ständige Liberalisierung der Agrarmärk-
te. Agrarmärkte brauchen Leitplanken 
und ein reaktionsstarkes Sicherheits-
netz. Unsere Landwirtschaft findet 
nicht in Fabrikhallen, sondern mit der 
Natur unter freiem Himmel statt. 

Unsere hohe Qualität und das sehr 
gute Image der „Marke Bayern“ müssen 
wir noch besser miteinander verbinden 
und auch die Wertschöpfung sicherstel-
len. Mit dem Qualitäts- und Herkunfts-
programm „Geprüfte Qualität Bayern“ 
schaffen wir für den Verbraucher Sicher-
heit und Klarheit. Denn der Verbraucher 
will mehr Auskunft über die Herkunft. 
Auf unseren 150 Bauernmärkten be-
kommt man die Informationen im di-
rekten Gespräch und unsere regionalen 
Spezialitäten bis fast an die Haustür. 
Unser Motto dabei lautet: Wer weiter 
denkt, kauft näher ein.

Wir dürfen uns allerdings nicht auf 
dem Erreichten ausruhen. Aufgrund des 

Im Fokus

Der Erhalt möglichst vieler  
wirtschaftlicher Betriebe  
ist ein Markenzeichen des  
Bayerischen Weges.
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Die Energie soll dort erzeugt 
werden, wo sie benötigt wird.
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starken Bevölkerungs- und Wirtschafts-
wachstums in Asien, Lateinamerika 
und auch in Afrika werden die zukünfti-
gen Märkte bereits heute verteilt. Mit 
innovativen, qualitativ hochwertigen 
und schmackhaften Produkten müssen 
und können wir uns von der Masse ab-
heben und unser gutes Image einsetzen. 
Die von mir gegründete Marketingagen-
tur alp-Bayern (Agentur für Lebensmit-
tel – Produkte aus Bayern) soll unsere 
bayerischen Spezialitäten noch besser 
auf regionalen und internationalen Le-
bensmittelmärkten platzieren. Deshalb 
bin ich regelmäßig mit Wirtschaftsdele-
gationen im Ausland, um dort unserer 
Ernährungswirtschaft die Türen zu öff-
nen. Den Trumpf der „Marke Bayern“ 
müssen wir noch stärker ausspielen. 

Gesunde Ernährung
Der ganzheitliche Ansatz der bayeri-
schen Agrarpolitik ist nicht zuletzt dar-
an zu erkennen, dass der Bereich Ernäh-
rung seit 2008 wieder zum Ressort ge-
hört. Aktuell stellen wir fest, dass der 
Wunsch der Bevölkerung nach gesun-
dem Essen und regionalen Produkten 
zunimmt; die richtige Ernährung aus 
der Region in den unterschiedlichen Le-
bensphasen und Lebenssituationen ist 
gefragt. Deshalb habe ich das Kompe-
tenzzentrum für Ernährung (KErn) ge-
gründet, das bisher einzigartig in 
Deutschland ist. Es entwickelt unter an-
derem maßgeschneiderte Konzepte für 
unterschiedliche Zielgruppen. In Pilot-
projekten wie Junge Eltern / Familien, 
Generation 55+ oder dem Schulfrucht-
programm setzen wir dies bereits erfolg-
reich um. Für weitere Zielgruppen wol-
len wir ebenfalls gezielte Angebote ent-
wickeln. Ich will Bayern zum Vorreiter 
für gesunde Ernährung machen.

Ein weiterer, aus meiner Sicht sehr 

bedeutsamer Baustein ist der Erziehungs-
aspekt. Um Menschen und Landwirt-
schaft wieder enger zueinander zu brin-
gen, soll jedes Grundschulkind in Bay-
ern die Gelegenheit haben, kostenfrei 
einen Tag auf einem Bauernhof zu ver-
bringen – analog zur erfolgreichen 
Waldpädagogik. Die Schülerinnen und 
Schüler sollen die Zusammenhänge der 
Produktion von wertvollen Lebensmit-
teln, Natur und Umwelt besser begrei-
fen lernen. Zudem können wir so auch 
das Verhalten der Eltern positiv beein-
flussen. Bauernhof macht Schule.

Forschung, Bildung und Beratung
Markenzeichen des Bayerischen Weges 
war und ist der Erhalt möglichst vieler 
unserer landwirtschaftlichen Betriebe. 
Innovative Spitzentechnologien, ange-
wandte Forschung mit schnellem Trans-
fer in die Praxis sowie Bildung und Bera-
tung sind mir persönlich ein Herzensan-
liegen. Mit der Kooperationsvereinba-
rung und der Gründung des Hans-Ei-
senmann-Zentrums haben wir ein ein-
maliges agrarwissenschaftliches Kom-
petenzzentrum in Weihenstephan ge-
schaffen. Forschung, Bildung, Beratung, 
Qualifizierung und Innovation sind das 
Ticket für eine gute Zukunft.

Bayerische Agrarpolitik war,  
ist und bleibt modern

Ich bin überzeugt, dass unser agrarpo-
litisches Leitbild einer flächendecken-

den, multifunktionalen und nachhalti-
gen Landwirtschaft, wie es unter Hans 
Eisenmann geprägt worden ist, bis heu-
te von unserer Bevölkerung zutiefst ak-
zeptiert ist. Auch die Zukunftskom-
mission Landwirtschaft, unter Leitung 
von Franz Fischler, hat im Dialog  
mit allen relevanten gesellschaftlichen 
Gruppen, z. B. Bayerischer Bauernver-
band, Bund Naturschutz, Verbraucher-
schutzverbände und Kirchen, dieses 
Leitbild bestätigt. Kernelemente dieses 
Leitbildes sind das Selbstbestimmungs-
recht der bäuerlichen Familie über ihr 
Eigentum, der Schutz des Eigentums 
vor unberechtigten Zugriffen Dritter 
und daraus folgernd das Prinzip der 
Freiwilligkeit vor Ordnungsrecht.

Nicht zuletzt durch das Erbe und 
Dank der Politik des Bayerischen Weges 
liegt heute jeder fünfte Hektar landwirt-
schaftliche Nutzfläche (LF) und jeder 
dritte Betrieb Deutschlands in Bayern. 
Das wurde uns oft als Nachteil und 
Rückständigkeit ausgelegt. Die gesamt-
wirtschaftliche Stärke und das Image 
Bayerns in der Welt sprechen eine deut-
lich andere Sprache: Erfolgreiche land-
wirtschaftliche Unternehmen sind gut. 
Noch besser sind viele erfolgreiche land-
wirtschaftliche Unternehmerfamilien, 
wie wir sie flächendeckend in Bayern im 
ländlichen Raum haben. Unsere Vielfalt 
ist unsere Stärke.

Wir sehen heute, wie richtig es da-
mals war und heute noch ist, Arbeitsplät-
ze zu den Menschen im ländlichen Raum 
zu bringen. Unseren landwirtschaftlichen 
Unternehmerfamilien bieten sich so viel-

fältigste Möglichkeiten, ihr Einkommen 
nicht nur in der Landwirtschaft, sondern 
ergänzend auch über Agro-Touris- 
mus, Energieproduktion, Dienstleistun-
gen oder im Nebenerwerb zu erwirtschaf-
ten. Nicht die Anzahl der Hektar soll über 
die Zukunft eines Betriebs entscheiden, 
sondern die Qualifikation und das unter-
nehmerische Engagement des Betriebslei-
ters bzw. der Betriebsleiterfamilie.

Ist der Bayerische Weg ein Holzweg 
oder eine Sackgasse? Nein. Eisenmanns 
Idee des Bayerischen Wegs brennt wie 
das olympische Feuer. Unser Auftrag ist 
es, nicht die Asche aus diesem Feuer zu 
bewahren sondern das Feuer über die 
Generationen weiterzugeben. Der Baye-
rische Weg war richtig, ist richtig und er 
bleibt richtig.  ///

/// �Helmut Brunner
ist Bayerischer Staatsminister für Er-
nährung, Landwirtschaft und Forsten,  
München.

Anmerkungen
  1 �Hans Eisenmann: Ein Leben für seine bayerische 

Heimat, hrsg. vom Bayerischen Staatsministerium 
für Ernährung Landwirtschaft und Forsten, Pfaf-
fenhofen 1988.

  2 �Zukunftskommission Landwirtschaft: Der Bay-
ernplan 2020, Mai 2012.

  3 �Siehe hierzu die Image-Studie Landwirtschaft 
2012, hrsg. von i.m.a und TNS Emnid, Mai 2012.

Bayern soll Vorreiter für gesunde 
Ernährung werden.

Es ist wichtig, Arbeitsplätze in den 
ländlichen Raum zu bringen.
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Die Grenzen einer Eigenständigkeit 
sind in Zusammenhang mit den Märk-
ten zu sehen. Bayern kann den gemein-
samen Markt nicht verlassen, eine eige-
ne Außenhandelspolitik oder eine eige-
ne Preispolitik betreiben. Das ist in ei-
ner globalisierten Welt – mit oder ohne 
Europäische Union, mit oder ohne 
Euro – nicht mehr denkbar. Wollte 
Bayern die gemeinsamen Marktord-
nungen außer Kraft setzen und die 
Preispolitik renationalisieren, würden 
sich daraus viel mehr Nachteile als Vor-
teile ergeben. Es gibt allerdings einen 
Bereich, den Bayern zu Recht kritisiert, 
weil die derzeitigen Reformvorschläge 
der GAP nicht ausreichen, um die be-
stehenden Probleme in den Griff zu 
kriegen. Und das ist die reaktive Art 
und Weise, wie man mit der Preisvola-
tilität umgeht. Hier fehlt es an Markt-
transparenz und vorausschauender Po-
litikgestaltung, die überlegt, wie man 
die Marktentwicklung beeinflussen 
kann. 

/// Ist ein eigenständiger Weg Bayerns möglich?

Innerhalb bestimmter Grenzen je-
doch ist ein eigenständiger Weg Bay-
erns gangbar und für den künftigen Er-
folg sogar notwendig, und zwar dort, 
wo man der Vielfalt und Unterschied-
lichkeit in Europa wie auch den Wün-
schen der Bevölkerung Rechnung tra-
gen muss. Wo ist diese Selbständigkeit 
meines Erachtens möglich? Den politi-
schen Stellenwert der ländlichen Räu-
me bestimmt niemand anderes als Bay-
ern. Hier in Bayern muss entschieden 
werden, wie wichtig die ländlichen 
Räume für die Zukunft des Freistaats 
sind. Das Bild der bayerischen Land-
wirtschaft, die Vorstellungen von baye-
rischen Lebensmitteln, der Küche und 
ihrer Qualität sind hausgemacht. Essen 
und Trinken sind etwas sehr Sinnliches, 
hier liegt ein wichtiger Ansatz für die 
bewusste Gestaltung und Wahrneh-
mung von Regionalität. Bayern selbst 
bestimmt das Verhältnis zwischen ag-
rarischen Verkaufsgütern und öffentli-
chen Gütern und beeinflusst wesentlich 

Agrarpolitik in Zeiten der
Globalisierung

Franz Fischler /// Die Globalisierung hat in den letzten Jahrzehnten in Deutschland 
und Europa vieles verändert, auch im Agrar- und Ernährungssektor. Kann da eine 
Region wie der Freistaat Bayern noch eine eigenständige Agrarpolitik betreiben? 

Bayern hat das Potenzial, in der 
Milchproduktion zu einem weltweiten 
Marktführer zu werden.
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den Diversifizierungsgrad wie auch den 
Innovations- und Bildungsgrad.

Beispiele aus der Praxis 
Die Grünlandwirtschaft ist und bleibt 
aufgrund der natürlichen Gegebenhei-
ten das Herz der bayerischen Landwirt-
schaft. Hier sollte es Bayern gelingen, im 
Bereich der Milchproduktion zu einem 
weltweiten Marktführer aufzusteigen, 
wie bei anderen Industriebranchen 
auch, etwa in der Automobilprodukti-
on. Dazu braucht es keine „Turbokühe“, 
aber Know-how und Produkte, die sich 
im weltweiten Wettbewerb behaupten 
können.

Darüber hinaus darf jedoch nicht ver-
gessen werden, dass es auch andere For-
men der Grünlandnutzung gibt, die mit 
entsprechenden Innovationen attraktiv 
gemacht werden können. Es muss über-
legt werden, wie diese Alternativen aus-
gebaut werden können, um ein vernünf-
tiges Gleichgewicht zwischen den klassi-
schen Grünlandprodukten, neuen Nut-
zungsformen und öffentlichen Gütern 
zustande zu bringen. Das hat sehr viel 
mit Nachhaltigkeit zu tun. Eine nachhal-
tige agrarische Wirtschaftsweise muss 
sich allerdings auch lohnen. Wenn sie 
sich nicht lohnt, kann man von den Bau-
ern beim besten Willen nicht erwarten, 
dass sie ihre Produktion umstellen und 
großartige öffentliche Leistungen erbrin-
gen. Für die Attraktivität der Leistungen 
spielen die Agrarumweltprogramme eine 
zentrale Rolle. Qualität, Unverwechsel-
barkeit und Abwechslungsreichtum der 
bayerischen Kulturlandschaften lassen 

sich nur aufrechterhalten, wenn sie mit 
einer vernünftigen Nutzung verbunden 
sind und ausreichend entlohnt werden. 

Ein weiterer entscheidender Faktor 
ist ein transparentes und gutes Verhält-
nis zwischen Landwirtschaft, Konsu-
menten und Bürgern. Einerseits ist viel 
Aufklärung notwendig, was das Ernäh-
rungsbewusstsein und das Wissen um 
die Vorzüge der heimischen Produktion 
angeht. Andererseits muss auch der 
Kunde abgeholt werden: Welche Quali-
tätsvorstellungen hat er? Was ist für den 
Landwirt sinnvoll und machbar und 
was sind lediglich romantische Vorstel-
lungen, die nichts mit einem zeitgemä-
ßen Bild der Landwirtschaft zu tun ha-
ben? Wenn es nicht gelingt, die Bevölke-
rung mitzunehmen und ihr zu vermit-
teln, dass eine funktionierende Land-
wirtschaft in ihrem eigenen Interesse 
ist, dann kann man auch die Notwen-
digkeit von Direktzahlungen auf die 
Dauer nur schwer rechtfertigen. Ich bin 
nach wie vor der Meinung, dass wir 
auch weiterhin Direktzahlungen brau-
chen zur Abgeltung öffentlicher Leis-
tungen und als Einkommenskomponen-
te. Solange die durchschnittlichen Ein-
kommen in der Landwirtschaft deutlich 
unterhalb des Durchschnitts der Bevöl-
kerung liegen, muss ein Einkommens-
ausgleich zur Verfügung stehen. Hier 
sollte allerdings mehr differenziert wer-
den, denn nicht jeder Betrieb braucht 

die gleiche Höhe bzw. die gleiche Art 
von Direktzahlungen. Wichtig ist, den 
Landwirten vergleichbare Standards an 
sozialer Sicherheit zu bieten.

Statt Ängste zu schüren, sollte man 
den Landwirten ihre Ängste nehmen 
und mit ihnen in einen intensiven Dialog 
treten. Es liegt noch viel Potenzial darin, 
in der Produktion Partnerschaften zu 

fördern und Synergien zu nutzen. Nicht 
nur in der überbetrieblichen, sondern 
auch entlang der Glieder der Wertschöp-
fungsketten, von der Landwirtschaft 
über die Verarbeitung und den Handel. 
Diese Glieder müssen noch besser zu-
sammengeführt werden, damit sie ge-
meinsame Produktionsziele entwickeln, 
entsprechend der Erkenntnis: „Gemein-
sam sind wir stärker.“ Das erfordert In-
vestitionen und Innovationen. Zur Mo-
dernisierung der Betriebe sind eine gute 
Ausbildung, moderne Beratung, vor al-
lem aber Unternehmerpersönlichkeiten 
notwendig. Die Investition in die Köpfe 
ist aus meiner Sicht der entscheidende 
Faktor für künftige Erfolge.  ///

/// �DR. FRANZ FISCHLER  
ist Agrarkommissar a. D. und Präsident 
des Europäischen Forums Alpbach.

Eine funktionierende regionale 
Landwirtschaft liegt im Interesse 
der Bürger.

Zur Modernisierung der landwirt-
schaftlichen Betriebe sind vor allem 
Unternehmerpersönlichkeiten gefragt.

Bayern selbst bestimmt den politischen 
Stellenwert der ländlichen Räume.
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Divergierende Betrachtungen  
der Verhaltensweisen Chinas  
in der Krise

Die im Jahr 2007 ausgebrochene globa-
le Finanz- und Wirtschaftskrise sowie 
ihre Folgen beschäftigten die internati-
onale Medien- und Wissenschaftsland-
schaft wie auch politische Entschei-
dungsträger mehr als jedes andere The-
ma in den vergangenen Jahren. Dabei 
zeigt die Beurteilung Chinas eine große 
Ambivalenz. Einerseits wird China als 
„Retter der Welt“ und „globale Wachs-
tumslokomotive“ bezeichnet. Anderer-
seits fürchten Analytiker einen Kollaps 
der chinesischen Wirtschaft mit an-
schließenden sozialen Unruhen oder 
sehen Chinas Aufstieg als Bedrohung 
für den Westen an. Diese Ambivalenz 
spiegelt sich auch in der tatsächlichen 
Entwicklung Chinas wider. Die chine-

/// Staatskapitalismus als Erfolgsmodell?

sische Volkswirtschaft wuchs weiter-
hin deutlich stärker als jene der Indust-
riestaaten und China stieg zur zweit-
größten Volkswirtschaft und zur größ-
ten Exportnation weltweit auf. Das 
Land kämpft jedoch bis heute mit  
dem krisenbedingten Nachfragerück-
gang aus den Industriestaaten und 
strukturellen binnenwirtschaftlichen 
Problemen.

Die Ursachen der globalen Krise 
sind hinlänglich bekannt. Allerdings 
sollte nicht unerwähnt bleiben, dass 
China einen Beitrag zur Entstehung der 
Krise geleistet hat. Die exportorientierte 
Entwicklungsstrategie hat im vergange-
nen Jahrzehnt zu hohen chinesischen 
Handelsbilanzüberschüssen und in der 
Folge zu globalen Ungleichgewichten 
geführt, die für die Krise mit verant-
wortlich waren.

WIE CHINA DIE GLOBALE 
KRISE MEISTERTE

Markus Drexler /// China gewann durch die schnelle Überwindung der globalen 
Krise weiter an ökonomischer und politischer Macht. Allerdings zeigte sich, dass das 
chinesische Wachstums- und Entwicklungsmodell für eine Fortsetzung der Erfolgs-
geschichte dringend reformiert werden muss. Ferner sollte sich die internationale 
Gemeinschaft darauf einstellen, zukünftig mit einem außenpolitisch immer selbst-
bewussteren und zugleich wegen gravierender interner Probleme auch teilweise 
unberechenbaren China zu kooperieren. 

Xi Jinping (r.) ist der neue starke Mann 
in China. Trotz des rasanten wirtschaftlichen 
und politischen Aufstiegs seines Landes  
steht der den meisten eher unbekannte neue 
Präsident vor großen Herausforderungen.
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Auswirkungen der Krise  
auf Chinas Wirtschaft

Die von den Tendenzen in den Indus-
triestaaten abweichende Entwicklung 
Chinas in der Krise ist auf andere Start-
voraussetzungen und das spezifische 
chinesische Krisenmanagement zurück-
zuführen.

Da das chinesische Finanzsystem 
nur unvollständig liberalisiert war und 
ist, der Kapitalverkehr streng kontrol-
liert wurde und die chinesischen Ban-
ken nur in begrenztem Umfang riskante 

amerikanische Papiere hielten, fügte die 
Krise ihm nur geringen Schaden zu. Die 
chinesischen Banken konnten ihre Kre-
ditvergabe während des wirtschaftli-
chen Abschwungs erhöhen.

Chinas Realwirtschaft wurde im 
Gegensatz dazu deutlich beeinträchtigt. 
Die einbrechende Nachfrage chinesi-
scher Haupthandelspartner sorgte für 
einen starken Einbruch der chinesi-
schen Exporte, in dessen Folge sich das 
gesamtwirtschaftliche Wachstum ver-
langsamte. Abbildung 1 verdeutlicht die 
drastischen Einbrüche des monatlichen 
Export- und Importwachstums und den 
langsamer wachsenden Handelsbilanz-
überschuss. Dieser Einbruch des Au-
ßenhandels wirkte sich in der Folge ne-
gativ auf die gesamtwirtschaftliche Lage 
aus, das Wachstum des realen Bruttoin-
landsproduktes (BIP) verringerte sich 
von 10,6 % im 1. Quartal 2008 auf 6,2 % 
im 1. Quartal 2009. Zudem stieg die Ar-

beitslosigkeit an, wobei vor allem Wan-
derarbeiter von Arbeitsplatzverlusten 
betroffen waren.

Das chinesische Krisenmanagement
Die politische Reaktion Chinas auf die 
globale Krise erfolgte sehr schnell, um-
fassend und sektorenübergreifend. Die 
chinesische Regierung implementierte 
bereits im Herbst 2008, weit vor ande-
ren Staaten, zusammen mit der Zentral-
bank umfangreiche Maßnahmen. Dabei 
griff sie auf zentrale Erfahrungswerte 
aus der Asienkrise 1997/1998 zurück 
und profitierte − begünstigt durch Re-
formen des Bankensektors und eine be-
sonnene Geld- und Fiskalpolitik − von 
einer guten makroökonomischen Aus-
gangsposition. 

Zunächst legte sie im November 
2008 ein beachtliches Konjunkturpaket 
auf, das primär auf die Stimulierung des 
Wachstums durch Infrastrukturprojekte 
ausgerichtet war. Außerdem ergriff die 
Regierung unter anderem Maßnahmen 
zur Stützung der Exportwirtschaft und 
des inländischen Konsums. Die Zentral-
bank bediente sich einerseits klassischer 
geldpolitischer Instrumente wie die Sen-
kung der Leitzinsen und Mindestreser-
vesätze, andererseits hob sie Kreditquo-
ten auf und wirkte auf eine verstärkte 
Kreditvergabe der Banken hin. 

Nach Implementierung der Kon-
junkturmaßnahmen konnte China ei-
nen starken Einbruch seiner Wirt-
schaftsentwicklung vermeiden. Dies 
war insbesondere auf zwei Faktoren zu-
rückzuführen, nämlich den privaten 
Konsum und die Investitionen. Erstens 
gelang es, die private Konsumnachfrage 
durch temporäre fiskalpolitische Instru-
mente (u. a. Subventionen der Automo-
bil- und Haushaltsgeräteindustrie sowie 
erhöhte Kreditvergabe) zu stützen. 

Die zweite und mit Abstand wich-
tigste Rolle für die schnelle Erholung 
spielten Investitionen, deren Bedeutung 
sich im Zuge der Krise weiter erhöhte. 
Während der Außenbeitrag für eine Ver-
ringerung des BIP-Wachstums 2009 um 
3,9 Prozentpunkte sorgte, entfielen 8,9 
Prozentpunkte des Wachstums auf In-
vestitionen (siehe Abbildung 2).

Mittelfristige binnenwirtschaft-
liche Folgewirkungen

China überwand aufgrund eines um-
fangreichen Konjunkturpakets, einer 
starken Ausweitung der Kreditvergabe 
sowie einer Konzentration auf Investiti-
onen die Krise sehr schnell. Diese Maß-
nahmen hatten jedoch ebenfalls negati-
ve Folgen, mit denen das Land noch 
Jahre nach Ausbruch der Krise zu kämp-
fen hatte. Die Wirtschaft kehrte zu ih-
rem alten Wachstumsmuster zurück, 
das im Wesentlichen auf dem Industrie-
sektor, Investitionen3 und dem Außen-
handel beruhte. Zugleich nahm der chi-
nesische Staat wieder eine stärkere Rolle 
in der Lenkung des Wirtschaftsprozes-
ses ein, beispielsweise durch die gezielte 
Förderung von zehn Schlüsselindustri-
en. Ferner wuchsen die wirtschaftlichen 
Überkapazitäten in einigen Wirtschafts-
branchen stark an. Darüber hinaus er-
höhte sich die Verschuldung der staatli-
chen Haushalte. Vor allem auf die Lo-

Chinas Finanzsystem traf die Krise 
kaum, die Realwirtschaft wurde 
jedoch erheblich beeinträchtigt.

China überwand die Krise mittels 
des Konjunkturpakets mit einer 
Konzentration auf Investitionen 
erstaunlich schnell.

Entwicklung wichtiger Handelsindikatoren in den Jahren 2008 und 20091   Abb. 1
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Wachstumsbeiträge (Verwendungsrechnung)2			             Abb. 2

kalregierungen und lokale Investment-
gesellschaften werden in Zukunft hohe 
finanzielle Belastungen zukommen. Au-
ßerdem führte die starke Ausweitung 
der Kreditvergabe zu einer steigenden 
Gefahr von Immobilienblasen. Schließ-
lich werden die rasch ansteigende Infla-
tion, vor allem der Lebensmittelpreise, 
sowie die unvermindert hohen Einkom-
mensdisparitäten immer mehr zu einem 
Problem für den sozialen Zusammen-
halt der Gesellschaft. 

Die globale Krise und ihre Auswir-
kungen auf die VR China haben mithin 
verdeutlicht, dass eine Transformation 
des chinesischen Wirtschafts- und Ent-
wicklungsmodells mehr denn je unver-
meidlich ist. Die wirklichen Probleme 
der chinesischen Volkswirtschaft sind 
nämlich nicht vorrangig konjunkturel-
ler Natur. Vielmehr liegt das Systemdefi-
zit im langfristigen Wachstumsmodell, 
dessen Transformation durch die Kri-

senbewältigung verschoben und damit 
eine Chance verpasst wurde.

Die chinesische Regierung ist sich 
des Systemdefizits durchaus bewusst. 
Wen Jiabao hat Chinas Wirtschafts-
wachstum wiederholt als „unausgegli-
chen, unkoordiniert und nicht nachhal-
tig“ charakterisiert. Bereits Ende 2004 
leitete Peking Reformschritte ein, um 
die Wirtschaft „auszubalancieren“. 
Auch im Zuge der Krise implementierte 
China einige vielversprechende Maß-
nahmen zum Ausbau des staatlichen 
Gesundheitssystems und des sozialen 
Sicherungssystems sowie zur Stärkung 
des inländischen Konsums. 

Die in den vergangenen acht Jahren 
eingeleiteten Reformen werden jedoch 
nicht ausreichen. Die Hu / Wen-Admi-
nistration war primär darauf bedacht, 
die politische Stabilität zu bewahren. Ihr 
können zwar positive Reformimpulse at-
testiert werden, allerdings haben Lokal-

regierungen und die immer einflussrei-
cheren Interessengruppen (z. B. große 
Unternehmen, Banken) oft divergieren-
de Ziele und Prioritäten, so dass Refor-
men ins Stocken gerieten.4 Um das Ziel 
eines ausgeglichenen Wirtschaftswachs-
tums zu erreichen, werden von der neu-
en Führungsgeneration um den desig-
nierten Staatspräsidenten Xi Jinping  
größere Reformanstrengungen unter-
nommen werden müssen. Diese werden 
auch negative Auswirkungen (vor allem 
auf den Arbeitsmarkt) mit sich bringen. 
Zudem muss es Chinas neuer Führung 
gelingen, die Richtungskämpfe inner-
halb der Kommunistischen Partei 
(KPCh) zu beenden und ihre Legitimität 
nach diversen Affären um Korruption 
und Machtmissbrauch wiederherzustel-

len. Ein höheres Maß an politischer 
Transparenz wird in Zeiten einer rasch 
wachsenden, sich im Internet mobilisie-
renden Mittelschicht unerlässlich sein, 
um den Machterhalt der KPCh zu si-
chern. 

Bei der Verlagerung von kurzfristig 
orientierten Konjunkturmaßnahmen zu 
einer mittelfristig angelangten struktu-
rellen Reformagenda ergeben sich eine 
Reihe großer Herausforderungen wie 
zunächst die Aufrechterhaltung eines 
hohen Wirtschaftswachstums. Dazu 

müssen marktwirtschaftliche Reformen 
entschieden vorangetrieben werden, un-
ter anderem die der staatseigenen Be-
triebe, die Stärkung des Dienstleis-
tungssektors, die Liberalisierung der 
Finanzmärkte, der Zinssätze und der 
Preise für Rohstoffe und Energie sowie 
die Innovationsförderung.5

Eine weitere Problematik ergibt sich 
aus der Verwirklichung des chinesi-
schen Ideals einer „harmonischen Ge-
sellschaft“. Dieses Ziel beinhaltet eine 
gerechtere Einkommensverteilung, die 
Verbesserung der Qualität öffentlicher 
Dienstleistungen (vor allem im Bil-
dungs- und Gesundheitssektor), die 
Ausweitung der sozialen Sicherungssys-
teme sowie die Entwicklung umwelt-
freundlicher Technologien.6 Dabei muss 
insbesondere der Nivellierung des 
Wohlstandsgefälles und den gravieren-
den Umweltproblemen Priorität einge-
räumt werden, da diese Faktoren hohes 
Konfliktpotenzial (z. B. durch die Zu-
nahme sozialer Unruhen) bergen.7 

Die entscheidende Herausforderung 
und das zugleich größte Potenzial für 
eine zukünftig positive Entwicklung 
bietet die inländische private Nachfrage 
einer rasch wachsenden Mittelschicht. 
Die amerikanische Bank Morgan Stan-
ley spricht von einem „goldenen Kon-
sumzeitalter“ Chinas bis 2020 unter den 
Voraussetzungen steigender Einkom-
men, sinkender Sparquoten sowie einer 
Veränderung der Konsumstruktur hin 
zu hochwertigeren Produkten.8 

Ein außenwirtschaftlich wichtiger 
Reformschritt ist die Liberalisierung der 
Währung. Die damit verbundene Auf-
wertung des chinesischen Renminbi 
würde die Kosten für Importgüter sen-
ken, chinesische Exporte verteuern und 
mithin zu einer Verringerung der globa-
len Ungleichgewichte beitragen. Zu-

Eine Transformation des 
chinesischen Wirtschafts- und 
Entwicklungsmodells ist mehr denn 
je unvermeidlich.
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gleich könnte der Inflationsdruck redu-
ziert werden.9

Sollte es der chinesischen Regierung 
gelingen, die erforderlichen strukturel-
len Reformen einzuleiten, wird es in den 
nächsten Jahren voraussichtlich zu kei-
nem deutlichen Einbruch der wirt-
schaftlichen Entwicklung kommen, wo-
bei sich die Wachstumsraten etwas ver-
ringern dürften. Nach Berechnungen 
der Weltbank wird sich das BIP-Wachs-
tum von durchschnittlich 8,5 % in der 
Periode 2011-2015 auf ungefähr 5 % in 
den Jahren 2026-2030 verlangsamen.10 

Folgen für die strategische Position 
Chinas im internationalen System

Die globale Krise veränderte auch die 
strategische Position Chinas im interna-
tionalen System. Die Krisenfolgen be-
schleunigten die Verlagerung ökonomi-
scher und machtpolitischer Gewichte 
von den westlichen Industriestaaten auf 
die Schwellenländer in der Großregion 
Asien-Pazifik. China konnte dabei den 
größten Machtzuwachs verzeichnen. 

Zunächst dokumentierte sich der zu-
nehmende Einfluss Pekings in einem 
selbstbewussteren Auftreten chinesi-
scher Vertreter beim multilateralen Kri-
senmanagement. China baute systema-
tisch seine Stimmgewichte in internatio-
nalen Organisationen (IWF, Weltbank) 
aus. Im Verlauf der Krise trieb China zu-

sätzlich die Internationalisierung seiner 
Währung voran. Dieser Prozess wird 
bei Aufrechterhaltung des Reformtem-
pos und vollständiger Liberalisierung 
mutmaßlich dazu führen, dass der Ren-
minbi bis 2020 eine wichtige Rolle im 
Welthandel und als Reservewährung 
einnimmt.

Eine weitere Herausforderung für 
die internationale Gemeinschaft stellt 
Chinas aktive Rohstoffdiplomatie dar. 
Der Zugang zu ausländischen Rohstof-
fen ist aufgrund limitierter inländischer 
Ressourcen notwendig für eine Fortset-
zung der wirtschaftlichen Entwicklung 
und damit auch für die soziale Stabilität 
und den Machterhalt der KPCh mitver-
antwortlich. Chinesische Unternehmen 
weiteten in den vergangenen Jahren ihre 
ausländischen Investitionsaktivitäten 
stark aus und schlossen langfristige Lie-
ferverträge ab. China stieg ferner im 
Jahr 2008 zum wichtigsten Kreditgeber 
für Entwicklungsländer auf und verän-
derte damit die internationale Entwick-
lungshilfelandschaft. 

Vor dem Hintergrund des gestiege-
nen wirtschaftlichen und machtpoliti-
schen Gewichts der VR China nach der 
Krise ist fraglich, ob und wie sich das 
Land künftig in das internationale Sys-
tem integrieren wird.

Einige Politikwissenschaftler klassi-
fizieren China aufgrund des Aufstiegs 
und seiner Folgen für die USA und das 
internationale System als „revisionisti-
sche“ Macht, welche die Stabilität des 
Systems unterminiere.11 Allerdings wird 
diese Hypothese vom Verfasser aus 
mehreren Gründen nicht geteilt.

Chinas Aufstieg in den vergangenen 
Jahrzehnten hat im Rahmen der Nor-
men und Regeln des internationalen 
Systems stattgefunden. Das Land hat 
dabei in hohem Maße vom bestehenden 

System profitiert, ohne selbst große Ver-
antwortung für dessen Aufrechterhal-
tung übernehmen zu müssen. Gegen-
wärtig zeigt China keine Bereitschaft 
zur Übernahme von Verantwortung für 
die Bewältigung globaler Probleme, die 
deutlich über die Bewahrung der eige-
nen nationalen Interessen hinausgeht.

Würde man China als ausschließlich 
revisionistische Macht charakterisieren, 
vernachlässigte dies ferner die außenpo-
litischen Grundsätze einer „friedlichen 
Entwicklung“ und einer „harmonischen 
Welt“. China beabsichtigt entsprechend 
der Deutung des „eigenen Platzes in der 
Geschichte“ keine Verdrängung anderer 
Staaten, sondern die Wiedereinnahme 
des angestammten und legitimen Plat-
zes in der Welt als gleichberechtigte 
Großmacht. Das Land hatte bis ins 19. 
Jahrhundert eine weltweite wirtschaftli-
che Führungsrolle12 inne. 

Des Weiteren hat sich Chinas außen-
politische und -wirtschaftliche Situation 
seit 1978 verändert. Während das Land 
in großen Teilen seiner Geschichte weit-
gehend unabhängig von ausländischer 
Einflussnahme auf die eigenen Entschei-
dungen agieren konnte, hat die Integrati-
on in die Weltwirtschaft und die Mit-
gliedschaft in multilateralen Organisati-
onen die politischen und wirtschaftli-
chen Interdependenzen mit dem Westen 
verstärkt. Die chinesische Regierung 
sieht sich mit Imponderabilien konfron-
tiert, von denen zwar der weitere Auf-
stieg des Landes abhängt, die sie jedoch 
nicht mehr alleine beeinflussen kann.

Die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise hat gezeigt, dass die chine-
sische Volkswirtschaft wegen des ex-
portorientierten Wachstumsmodells 
nach wie vor stark von der Nachfrage 
anderer Länder abhängig ist. Außerdem 
wird Chinas Abhängigkeit von Rohstoff-

importen die eigene Handlungsfähigkeit 
weiter einschränken. 

Daneben kann auch kein praktika-
bler chinesischer Gegenentwurf zur Er-
setzung des gegenwärtigen internatio-
nalen Systems identifiziert werden, ob-
wohl in der innerchinesischen Diskussi-
on auf konfuzianischen Ideen beruhen-
de Weltordnungsmodelle diskutiert 
werden.13

Unter Berücksichtigung dieser De-
terminanten ist die Verdrängung der 
USA als internationale Führungsmacht 
nicht nur unrealistisch, sondern auch 
für die chinesische Führung zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt nicht wünschens-
wert. Das Streben nach einer globalen 
Führungsrolle und das Zurückdrängen 
der USA wären mit der Übernahme grö-
ßerer Verantwortung für die Lösung 
globaler Probleme verbunden, was den 
innenpolitischen Spielraum Pekings ein-
schränken würde. China muss jedoch 
eine Reihe gravierender interner Proble-
me bewältigen, die eine Ausrichtung auf 
die Innenpolitik notwendig machen.

Der chinesische wirtschaftliche Auf-
stieg wird sich trotz diverser Unwägbar-
keiten aller Voraussicht nach fortsetzen 
und damit wird auch Chinas politisches 
und militärisches Gewicht in der Welt 
weiter zunehmen. Da aus der Sicht des 
Verfassers eine vollständige Integration 
Chinas in das vom Westen dominierte 

Die Krise beschleunigte die 
Verlagerung ökonomischer und macht-
politischer Gewichte nach Asien.

China muss viele interne Probleme 
bewältigen, was ein Verdrängen der
USA als Führungsmacht derzeit 
unwahrscheinlich macht.
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liberale internationale System jedoch 
unwahrscheinlich ist, stellt sich die Fra-
ge nach möglichen Veränderungen des 
internationalen Systems und seiner 
„Spielregeln“.

In diesem Zusammenhang können 
durchaus revisionistische Tendenzen in 
der chinesischen Außenpolitik identifi-
ziert werden. Das internationale System 
sowie seine politischen und ökonomi-
schen Institutionen entsprechen aus chi-
nesischer Sicht nicht mehr der tatsächli-
chen Machtverteilung. Die Schwellen-
länder nutzen ihre gestiegene Macht, um 
ein größeres Mitspracherecht bei globa-
len Problemlösungen zu beanspruchen 
und internationale Entscheidungspro-
zesse zu ihren Gunsten zu beeinflussen, 
was vor der Krise oft nicht möglich war. 

Die chinesische Außen- und Außen-
wirtschaftspolitik hat in den vergange-
nen Jahren insbesondere die regionale 
Ordnung in Asien verändert. Obwohl 
regionale asiatische Organisationen 
nicht auf eine komplette Verdrängung 
der USA aus Asien abzielen und dies von 
Chinas Nachbarstaaten keinesfalls ge-
wünscht wird, ermöglichen sie doch ei-
nen wachsenden Einfluss Chinas inner-
halb der regionalen und internationalen 
Ordnung. Dabei dient Chinas Vorge-
hensweise bewusst auch dem Ziel, uni-
lateralistische Tendenzen amerikani-
scher Außenpolitik zu begrenzen und 
den Wandel zu einer multipolaren Ord-
nung zu begünstigen. Indes besteht ein 
nur schwer überwindbarer Gegensatz 
zwischen Chinas Ziel einer „harmoni-
schen Welt“ und seinen teilweise ag-
gressiven außenpolitischen und außen-
wirtschaftlichen Vorgehensweisen, die 
Pekings Image als „verantwortungsbe-
wusste Großmacht“ beschädigt und bei 
den Nachbarstaaten Bedrohungsper-
zeptionen ausgelöst haben.

Schließlich könnte sich eine neue 
Systemkonkurrenz ergeben, die anders 
als im Kalten Krieg nicht durch ideolo-
gische Differenzen bestimmt wäre, son-
dern durch die Konkurrenz wirtschafts-
politischer Ordnungsmodelle. Dabei 
stehen sich der (neo)liberale, sozial-
staatlich-demokratische Kapitalismus 
und der „marktliberale Staatskapitalis-
mus chinesischer Prägung“14 gegenüber. 
Diese neue Konkurrenz könnte darauf 
zurückgeführt werden, dass das chine-
sische Wachstums- und Entwicklungs-
modell wegen seiner Überlegenheit bei 
der Krisenbekämpfung weltweit an At-
traktivität gewonnen hat. Die chinesi-
sche Vorgehensweise in den letzten 30 
Jahren zeigt, dass eine rasche wirt-
schaftliche Entwicklung nicht nur in 
einem demokratischen System möglich 
ist. China nutzt(e) die Chancen der Glo-
balisierung, um die eigene Entwicklung 
voranzutreiben und erweist sich hierbei 
als „außerordentlich rasch und erfolg-
reich lernender autoritärer Staat“15. Au-
ßerdem gelang es der chinesischen Füh-
rung durch die erfolgreiche Wirt-
schaftspolitik, das autoritäre politische 
System aufrechtzuerhalten und interna-
tionalen Forderungen nach Demokrati-
sierung und Wirtschaftsreformen zu 
widerstehen.

Wenngleich einige Beobachter von 
einer „demokratischen Rezession“16 in 
den vergangenen Jahren sprechen, sollte 
aus den Folgen der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise dennoch keine (wirt-
schafts)politische Systemkonkurrenz 
zwischen westlicher Demokratie und 
Autokratie chinesischer Prägung kon-
struiert werden. China lehnt eine Über-
tragung des eigenen Wirtschafts- und 
Entwicklungsmodells auf andere Staa-
ten strikt ab. Das „chinesische Modell“ 
war zwar aufgrund individueller Gege-

benheiten sehr erfolgreich bei der Auf-
rechterhaltung eines hohen Wirt-
schaftswachstums und einer schnellen 
Reduktion der Armut. Dennoch bieten 
auch von der Wissenschaft konstruierte 
chinesische Ordnungsmodelle (s. „Bei-
jing Consensus“) keine übernahmefähi-
gen Patentrezepte für andere Staaten.

Fazit
Chinas Vorgehensweise verdeutlicht, 
dass das Land weder eine „revisionisti-
sche Macht“ noch eine „saturierte Sta-
tus-quo-Macht“ ist. Der chinesische 
Kurs bewegt sich vielmehr zwischen 
„selektivem Revisionismus und partiel-
ler Integration“17. Trotz des weiter stei-
genden wirtschaftlichen, politischen 
und militärischen Machtpotenzials ist 
China aufgrund massiver innenpoliti-
scher Probleme und mangelnder Bereit-
schaft zur Übernahme umfassender glo-
baler Verantwortung in den nächsten 
Jahren nicht willens und in der Lage, die 
USA als Hegemon im internationalen 
System abzulösen. Im Zuge der Krise 
haben sich wirtschaftliche und macht-
politische Gewichte nach Asien ver-
schoben, allerdings wird sich das inter-
nationale System nicht so stark ändern, 
dass von einem Systemkonflikt oder gar 
einer neuen Weltordnung unter Füh-
rung Chinas zu sprechen sein wird. 

Wenn man die skizzierten Unwäg-
barkeiten eines zukünftigen Aufstiegs 
Chinas und der Wirkungen auf andere 
Staaten einkalkuliert, sollte die interna-
tionale Gemeinschaft ihre Bemühungen 
verstärken, China nachhaltiger in das 
internationale System zu integrieren, 
um dessen Stabilität aufrechtzuerhalten. 

Die globale Finanz- und Wirt-
schaftskrise hat gezeigt, dass die sino-
amerikanischen Beziehungen für den 
Fortschritt im internationalen System 
von entscheidender Bedeutung sind. Die 
USA und China tragen, wenn auch mit 
unterschiedlichen Gewichtungen, Ver-
antwortung für die gegenwärtige Krise 
und als größte Volkswirtschaften, Mili-
tärmächte und Umweltverschmutzer 
auch Verantwortung für globale Pro-
blemlösungen. Außerdem hat sich ihre 
ökonomische Interdependenz trotz bila-
teraler Friktionen deutlich erhöht. Ohne 
eine Zusammenarbeit der beiden Staa-
ten und eine Stärkung multilateraler Ko-
operation werden gravierende Probleme 
wie globale wirtschaftliche Ungleichge-
wichte, der Klimawandel, der transnati-
onale Terrorismus und die Proliferation 
von Massenvernichtungswaffen nicht 
bekämpft werden können.

Von entscheidender Bedeutung ist 
hierbei die Asien-Pazifik-Region in ei-
nem „Pazifischen Jahrhundert“18. Henry 
Kissinger schlägt die Einrichtung einer 
„Pazifischen Gemeinschaft“ mit den 
USA, China und andere Staaten vor, um 
eine friedliche Entwicklung der Welt zu 
gewährleisten und damit die Polarisie-
rung von Staaten zwischen einem „chi-
nesischen und amerikanischen Block“ 
zu verhindern.19 Dabei muss sich die in-
ternationale Gemeinschaft auf eine grö-
ßere Störungsanfälligkeit in Chinas Au-
ßen- und Außenwirtschaftspolitik ein-
stellen, die ein differenziertes Antwort- 

Trotz internationaler Anpassungs-
prozesse ist eine neue Weltordnung 
unter der Führung Chinas nicht 
ersichtlich.
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und Kooperationsverhalten gegenüber 
China erforderlich machen werden. 
Statt vor den mit Chinas Aufstieg ver-
bundenen Veränderungen zu kapitulie-
ren, sind politische, wirtschaftliche so-
wie technologische Agilität und Flexibi-
lität vonnöten, um die westlichen Er-
rungenschaften, Werte und Institutio-
nen zu verteidigen.20  ///

/// �Markus Drexler 
ist Diplom-Politologe und Trainee in  
der bayerischen Metall- und Elektroin- 
dustrie.
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Hugo Chávez, Präsident des ölreichen 
Venezuelas, gilt als enfant terrible der 
internationalen Politik. Gut und gerne 
posiert er auf Fotos in bewusst freund-
schaftlichen Gesten mit international 
umstrittenen bis geächteten politischen 
Figuren wie etwa dem iranischen Präsi-
denten Mahmud Ahmadinedschad oder 
dem weißrussischen Präsidenten Alex-
ander Lukaschenko. Selbst wenig an 
den Vorgängen in Lateinamerika Inter-
essierten dürfte seine Rede vor der 
UNO-Generalversammlung im Jahr 
2006 ein Begriff sein, wo er, auf den da-
maligen US-Präsidenten George W. 
Bush verweisend, der tags zuvor an glei-
cher Stelle eine Rede hielt, monierte, es 
würde immer noch nach Schwefel rie-
chen, weil der Teufel da gewesen sei. 
Solche Provokationen gegen die „Impe-
rialmacht“ USA mochte man wie der 
damalige US-Botschafter bei der UNO, 

/// Venezuelas Traum vom geeinten Lateinamerika

Venezuelas AuSSenpolitik: 
radikal und erfolgreich!?

Isabella Hermann /// Der kürzlich erneut zum venezolanischen Präsidenten gewähl-
te Hugo Chávez vertritt mit seiner „Bolivarianischen Revolution“ und seinem Modell 
eines „Sozialismus des 21. Jahrhunderts“ eine ideologische Konzeption, die explizit 
gegen die Interessen der USA gerichtet ist. Abgesichert durch die enormen Ölreserven 
des Landes kann diese radikale Außenpolitik in Lateinamerika beachtliche Erfolge 
aufweisen, scheint jedoch global an ihre Grenzen zu stoßen.

John Bolton, als „Comicstrip“ abtun1, 
allerdings verschleiert dies zweierlei: 
Zum einen, dass Venezuela unter der 
Regierung Chávez eine rationale Außen-
politik fährt, auch wenn oder gerade 
weil diese gegen die Interessen der USA 
gerichtet ist, und zum zweiten, dass die-
se im Jahr 2012 aus der „chavistischen“ 
Perspektive tatsächliche Erfolge vorzu-
weisen hat und mittlerweile spürbaren 
Einfluss auf dem lateinamerikanischen 
Kontinent ausübt.2

Die chavistische Außenpolitik  
geht weiter

Die Ausrichtung der venezolanischen 
Außenpolitik hat insoweit aktuelle Be-
deutung, als dass Hugo Chávez am 7. 
Oktober 2012 für eine weitere Amtszeit 
von 6 Jahren erneut und zum vierten 
Mal seit seiner Erstwahl im Jahr 1998 
zum venezolanischen Präsidenten ge-



Analyse

	 446 // PoLITISCHE STUDIEN 	 61

wählt wurde.3 Bei einer sehr hohen 
Wahlbeteiligung von fast 80,5 Prozent 
fiel das Ergebnis trotz unterschiedlichs-
ter Wahlprognosen am Ende eindeutig 
aus: 55,08 Prozent stimmten für die 
Weiterführung und Vertiefung des radi-
kalen sozialistischen Projekts des amtie-
renden Präsidenten. Der hoffnungsvolle 
Herausforderer Henrique Capriles Ra-
donski mit seiner avisierten Abkehr vom 
chavistischen Modell erhielt 44,3 Pro-
zent.4 Die Präsidentschaftswahlen in 
dem politisch gänzlich polarisierten 
Land waren dabei eben nicht nur für die 
interne Politik von entscheidender Be-
deutung, handelte es sich doch um 
nichts weniger als eine grundlegende 
Richtungsentscheidung zweier konträ-
rer Gesellschaftsmodelle. Auch Venezu-
elas Außenpolitik hätte sich mit einem 
Sieg von Capriles wesentlich verändert 
und entradikalisiert, zuallererst wohl 
was das gestörte Verhältnis zu den USA 
anbelangt, wohl aber auch in den  ande-
ren Bereichen. 

Hier ist allerdings gleichsam anzu-
merken, dass der Anspruch Venezuelas, 
eine aktive Rolle in Lateinamerika zu 
übernehmen, sowie sich global als Spre-
cher des Südens bzw. marginalisierter 
Länder zu gerieren, in Venezuela durch-
aus Tradition besitzt. Der Ölreichtum  
– laut eigenen Angaben besitzt Venezue-
la die größten Ölvorkommen der Welt5 
– stattet das Land mit enormen Export-
erlösen und folglich finanziellen Mitteln 
aus, und garantiert ihm gleichzeitig als 
Verkäufer dieses wichtigen Rohstoffes 
Einfluss. Dies wurde in Venezuela schon 
jeher auch als Auftrag verstanden, sich 
international zu projizieren und diesen 
Einfluss geltend zu machen. Vor allem 
unter der ersten Präsidentschaft von 
Carlos Andrés Pérez zu Zeiten des Öl-
Booms in den 1970er-Jahren, als Vene-

zuela noch als Vorzeigedemokratie und 
strategischer Verbündeter der USA galt, 
verstand sich das Land auch als Spre-
cher des Südens und der Bewegung 
Blockfreier Staaten. Außerdem war es 
Pérez, der die diplomatischen Beziehun-
gen zu Kuba 1974 wieder aufnahm und 
die Ölindustrie bereits 1976 verstaat-
lichte.16 Unter ihm wurde auch der 1980 
zusammen mit Mexiko unterzeichnete 
Vertrag von San José vorangetrieben, in 
dem sich die beiden Staaten verpflichte-
ten, Mittelamerika- und Karibik-Staa-
ten mit Erdöl zu günstigen Bedingungen 
zu beliefern. 

Was die Außenpolitik unter Hugo 
Chávez jedoch besonders macht, ist, 
dass wir auf dieser tradierten Selbst-
wahrnehmung des Landes als wichtiger 
Akteur nun die ideologische Überzeu-
gung vorfinden, gegen ein die Dritte 
Welt ausbeutendes kapitalistisch-impe-
rialistisches Weltsystem kämpfen zu 
müssen, das von den USA angeführt 
wird. Dieser Kampf für eine radikale 
Veränderung wird als revolutionär auf-
gefasst, und ist in der entsprechenden 
Logik deswegen per se als gerecht einzu-
stufen. Im Regierungsprogramm von 
Hugo Chávez 2013-2019 geht es nun 
ganz klar um die Weiterführung und 
Ausdehnung der bisherigen Linie. Au-
ßenpolitisch lassen sich dabei drei stra-

Der Präsident Venezuelas, Hugo Chávez, hält 
eine seiner kämpferischen Reden.

Aufgrund seiner Ölvorkommen 
beansprucht Venezuela eine 
Vormachtstellung in Lateinamerika.
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tegische und miteinander verknüpfte 
Ziele erkennen: zum einen, dem Ein-
fluss und der Macht der USA entgegen-
zuwirken, um dies zu erreichen zum 
zweiten die Einigung des lateinamerika-
nischen Kontinents, und zum dritten 
der Aufbau einer multipolaren Welt mit 
mehreren verschiedenen Machtzentren.

Wider den Interessen der USA
Der Antagonismus zu den USA speist 
sich im Falle des Chavismus, wie die ge-
samte ideologisch-politische Konzepti-
on rund um Hugo Chávez bezeichnet 
wird, aus mehreren verschiedenen Quel-
len. Ganz grundsätzlich ist er natürlich 
Ausdruck einer linksradikalen Kritik an 
der US-Außenpolitik, die als imperialis-
tisch bezeichnet und als lediglich den 
wirtschaftlich-kapitalistischen Macht-
interessen der Besitzenden dienend be-
griffen wird. Allerdings setzte der krasse 
Anti-US-Diskurs sowie die Radikalisie-
rung der Außenpolitik im Gesamten 
erst nach 2002 ein7, auch wenn sich der 
Ton seit der Wahl von George W. Bush 
Ende 2000 bereits verschärfte. Im April 
2002 kam es in Caracas zu Massenpro-
testen gegen die Chávez-Politik, die Ein-
kommens- und Besitzverhältnisse zu 
ändern und vor allem auch die Einnah-
men aus der Ölproduktion von den wirt-
schaftlichen Eliten auf die ärmeren  
Bevölkerungsschichten umzuverteilen, 
was in einem Putsch gegen den Präsi-
denten endete. Dies wiederum trieb tau-
sende Chávez-Anhänger auf die Stra-
ßen, was zu seiner Wiedereinsetzung 
nach weniger als 48 Stunden führte. 
Waren die USA wohl auch nicht direkt 
in die Vorgänge involviert, ist jedoch be-
kannt, dass die oppositionellen Kräfte 
von den USA finanziell unterstützt wur-
den8 und es im Vorfeld des Staatsstreichs 
zu verschiedenen Treffen zwischen Geg-

nern von Chávez und Regierungsvertre-
tern der USA kam – was natürlich das 
Entstehen verschiedenster Gerüchte be-
feuerte.9 Während der Staatsstreich ge-
gen einen demokratisch rechtmäßig ge-
wählten Präsidenten in der lateinameri-
kanischen Welt verurteilt wurde, kamen 
aus Richtung der USA sogar Anzeichen, 
dass sie den Putsch befürworteten.10 
Diese Episode als erster Höhepunkt im 
Zuge sich nun fortschreitend verschlech-
ternder US-venezolanischer Beziehun-
gen scheint der Initialzünder gewesen 
zu sein, der für Chávez die Erfordernis 
zur Änderung – Radikalsierung – seiner 
Politik darstellte. Damit einhergehend 
ist eine Verschärfung des Diskurses fest-
zustellen, die bis zu den nun Berühmt-
heit erlangten Auftritten wie die ein-
gangs erwähnte Rede vor der UNO-Ge-
neralversammlung im Jahr 2006 führte. 

So wie nach 2002 die Notwendigkeit 
für Venezuela bestand, ein Politikmo-
dell, das schon rein ideologisch gegen die 
Interessen der USA gerichtet ist, durch 
außenpolitische Bündnisse und Allian-
zen abzusichern, so wird der US-Anta-
gonismus auch bewusst aus machtpoliti-
schen Interessen instrumentalisiert. Dies 
geschieht innenpolitisch, um einmal die 
Gefahr einer Invasion aus dem Norden 
zu beschwören, die vom Chavismus ge-
bannt werden muss, andererseits, um 

die Opposition zu diffamieren, die als 
Handlanger der Imperialmacht USA dif-
famiert wird. Außenpolitisch dient der 
scharfe Diskurs gegen die USA dazu, 
sich auf dem lateinamerikanischen Kon-
tinent genauso wie global als Avantgarde 
und Sprecher wider den Kapitalismus zu 
positionieren. Die entstehende nationale 
wie internationale Polarisierung scheint 
für Chávez dabei – wie bereits erwähnt 
– die natürliche Konsequenz eines revo-
lutionären Kampfes für eine gerechte 
Welt zu sein, der den Diskurs und auch 
die Politiken gleichsam legitimiert. 
Gleichzeitig aber stellen die USA – trotz 
venezolanischer Bemühungen, die Erd-
ölexporte zu diversifizieren – nach wie 
vor den größten Abnehmer venezolani-
schen Öls dar. Zwar ist der Anteil der 
Exporte in die USA laut Angaben des 
staatlichen Erdölkonzerns Pdvsa von 67 
Prozent im Jahr 2002 auf 55 Prozent im 
Jahr 2011 gefallen, lag dabei aber selbst 
in den Hochzeiten der rhetorischen Kon-
frontation zwischen Hugo Chávez und 
George W. Bush bei über 60 Prozent.11 
Die Crux Venezuelas liegt dabei darin, 
dass es gemäß der eigenen Überzeugung 
diese Abhängigkeit von den USA zu mi-
nimieren sucht, die USA aber gerade die 
finanziellen Mittel für die radikale cha-
vistische Politik liefern, weil sie im Ge-
gensatz zu anderen belieferten Ländern 
die hohen Weltmarktpreise für das Öl 
voll bezahlen. Für linke Idealisten macht 
dies die propagierten Zielsetzungen Ve-
nezuelas unglaubwürdig, weil das Land 
offensichtlich Teil der neokapitalisti-
schen Logiken ist, die es eigentlich von 
Grund auf kritisiert.

Der Traum Bolívars von der  
Einheit Lateinamerikas

Die historische Figur des Simón Bolívar 
als Schlüsselfigur in den lateinamerika-

nischen Unabhängigkeitskämpfen ge-
gen die spanische Kolonialherrschaft 
wird länderübergreifend in Lateiname-
rika als Held verehrt. Doch nirgendwo 
sonst wird ihm eine derart herausragen-
de, fast schon religiöse Position wie im 
chavistischen Venezuela eingeräumt, 
denn Chávez macht nicht nur einfach 
revolutionäre Politik, sondern betreibt 
vielmehr eine „Bolivarianische Revoluti-
on“. Für die venezolanische Lateiname-
rikapolitik bedeutet dies die Einigung 
des Kontinents, um sich als eigener 
Machtblock gegen Einflüsse von außen 
– vorwiegend der USA – wehren zu kön-
nen. Das Bild Simón Bolívars wird dabei 
zwar im Chavismus entsprechend der 
eigenen politischen Überzeugung stark 
instrumentalisiert, Fakt ist jedoch, dass 
Bolívar als Verfechter des Panamerika-
nismus eine Einigung Lateinamerikas 
als anzustrebendes Ideal sah. Er war die 
Kraft hinter der Gründung der Föderati-
on „Gran Colombia“ im Jahr 1819, die, 
bis zu ihrem erneuten Zerfall in die ein-
zelnen Nationalstaaten mit Bolívars Tod 
im Jahr 1830, aus Venezuela, Kolumbi-
en, Ecuador und Panama bestand. 

Mit der Idee Bolívars im Rücken und 
dem ideologischen „Feind“ der USA an 
der Front wird nun seit dem Putschver-
such von 2002 ein Allianz- und Bünd-
nissystem in Lateinamerika aufgebaut, 
das sowohl die Länder des Kontinents 
einen, als auch ein Gegengewicht zu den 
USA bilden soll. Offenkundig wird dies 
bei dem 2005 gegründeten Bündnis der 
ALBA (Alianza Bolivariana para los Pu-
eblos de Nuestra América, zu dt.: Boli-
varianische Allianz für die Völker unse-
res Amerika), das auf ein bilaterales Ko-
operationsabkommen zwischen Vene-
zuela und Kuba aus dem Jahr 2004 zu-
rückgeht12. Die Gründung der Alba mit 
der Führungsmacht Venezuela als poli-

Die USA sind der ideologische 
Feind, gleichzeitig aber die größten 
Abnehmer venezolanischen Öls.
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tisches Projekt mit einem alternativen 
Handelssystem war dabei als direkte 
Antwort auf das gleichzeitig in Verhand-
lungen gescheiterte, von den USA for-
cierte gesamtamerikanische Freihan-
delsabkommen (engl.: FTAA; span.: 
ALCA) gedacht, das als neokoloniale 
Ausbeutung des lateinamerikanischen 
Kontinents aufgefasst wurde. Die Mit-
gliedstaaten der Alba – neben Venezuela 
und Kuba sind die wichtigsten Bolivien, 
Ecuador und Nicaragua – verstehen sich 
dabei nicht nur als Handelskooperative 
um Schwächen der Länder untereinan-
der auszugleichen, sondern sehen sich 
auch als politisches Bündnis mit einer 
linksorientierten Zielsetzung entgegen 
den USA. Die Alba stellt dabei keinen 
traditionellen Machtblock dar, der 
durch militärische Überlegenheit über-
zeugt, sondern macht ihren Einfluss  auf 
diskursiver Ebene als Agendasetter 
deutlich. Dies konnte man etwa beim 
Amerika-Gipfel im April 2012, bei dem 
die Mitgliedstaaten der OAS (Organisa-
tion Amerikanischer Staaten) – alle un-
abhängigen Staaten Amerikas außer 
Kuba – zusammenkamen, gut erken-
nen. Obwohl es nicht auf der Agenda 
stand, entwickelte sich der andauernde 
Ausschluss Kubas zu einem wichtigen 
Thema, weil Ecuador und Nicaragua 
den Gipfel deswegen blockierten, und 
der als Ersatz für den kranken Hugo 
Chávez teilnehmende venezolanische 
Außenminister Nicolás Maduro die Pro-
blematik offen ansprach.13 

Weitere Aspekte dieser bewussten 
Politik des nicht-militärischen Konterns 
gegen die USA, die auch als „soft balan-
cing“ bezeichnet wird14, sind etwa der 
2005 gegründete, als Gegengewicht zu 
CNN gedachte und mittlerweile eta-
blierte lateinamerikanische Nachrich-
tensender „teleSUR“, sowie die 2009 

gegründete südamerikanische Entwick-
lungsbank „Banco del Sur“ als Gegenge-
wicht zum Internationalen Währungs-
fonds, beide mit Sitz in Caracas. 

Bewusst von Venezuela unterstützt 
wird auch die 2008 gegründete Unasur 
(Unión de Naciones Suramericanas, zu 
dt.: Union Südamerikanischer Nationen) 
als Integrationsmodell der südamerika-
nischen Staaten, dessen Sekretariat seit 
Juni 2012 von Venezuela geleitet wird 
und das sich schon als Konfliktlösungs-
mechanismus ohne Beteiligung der USA 
profilieren konnte, wie etwa bei der 
friedlichen Beilegung eines Grenzstreites 
zwischen Ecuador und Kolumbien. Ge-
nauso von Venezuela befürwortet wird 
die 2010 in Caracas gegründete Celac 
(Comunidad de Estados Latinoamerica-
nos y Caribeños, zu dt.: Gemeinschaft 
der Lateinamerikanischen und Karibi-
schen Staaten), die – fast alle lateiname-
rikanischen Staaten inklusive Kuba mit-
einschließend – ohne die USA und Kana-
da offen als Alternative zur OAS prokla-
miert wird. Weiterhin ist Venezuela seit 
dem ersten Juli 2012 Mitglied im Wirt-
schaftsbündnis Mercosur zusammen 
mit Argentinien, Brasilien und Uruguay, 
nachdem Paraguay wegen der umstritte-
nen parlamentarischen Absetzung von 
Präsident Fernando Lugo im Juni aus 
dem Mercosur ausgeschlossen wurde. 
Das Verhältnis Venezuelas zu den Mit-
gliedstaaten, ganz besonders auf persön-
licher Ebene zur argentinischen Präsi-
dentin Cristina Fernández de Kirchner, 
gilt als freundschaftlich, wobei das Land 
Brasilien natürlich seine ganz eigene 
Zielsetzung hinsichtlich einer Integrati-
on Lateinamerikas unter brasilianischer 
Führung anstrebt und sich international 
selbst als Machtblock positioniert. 

Ein weiterer wichtiger Baustein der 
venezolanischen Außenpolitik ist das 

Abkommen Petrocaribe, das seit 2005 
in der Tradition des zuvor erwähnten 
Vertrages von San José Erdöllieferungen 
in Karibikstaaten zu Vorzugspreisen 
bzw. gegen Tauschgeschäfte mit z. B. 
Lebensmitteln ermöglicht. Vor allem im 
Zusammenhang mit Petrocaribe, aber 
auch mit Bezug zur Alba ist Venezuela 
der Kritik ausgesetzt, sich die politische 
Gefolgschaft mit „Erdölgeschenken“ zu 
erkaufen.15 So würde Hugo Chávez nicht 
die Einigung Lateinamerikas voranbrin-
gen, sondern ganz im Gegenteil zu einer 
Spaltung des Kontinents führen.

Das Gleichgewicht des Universums 
als pluripolare Welt

Die bolivarianische Idee einer Einigung 
Lateinamerikas und gleichzeitiger Profi-
lierung als internationaler Machtblock 
steht über den Kontinent hinaus für den 
Aufbau einer multipolaren Welt. Dies 

bedeutet im Sinne eines „Sozialismus 
des 21. Jahrhunderts“ die radikale Ver-
änderung des aktuell von einem nach 
wie vor von den USA und verbündeter 
Mächte beherrschten imperialistischen 
Systems hin zu einer multipolaren 
Machtstruktur mit mehreren verschie-
denen, gleichwertigen, sich respektie-
renden Machtzentren, was in der chavis-
tischen Interpretation von Bolívars Wor-
ten dem „Gleichgewicht des Univer-

sums“ entspricht. Hier sieht sich Chávez 
in der Tradition Venezuelas als Stimme 
in der Süd-Süd-Kooperation, wenn im 
neuen Regierungsprogramm 2013-2019 
etwa zu finden ist, dass Venezuela sich 
der asiatischen Asean oder der afrikani-
schen Ecowas annähern möchte, oder 
Foren zwischen Lateinamerika und afri-
kanischen bzw. arabischen Staaten neue 
Impulse erhalten sollen.16 

Auch die Beziehungen zu den 
BRICS-Staaten sollen verbessert wer-
den. In diesem Zusammenhang ist der 
Aufbau strategischer Beziehungen mit 
den Mächten Russland und China von 
Bedeutung, auch, um sich von der wirt-
schaftlichen Abhängigkeit der USA hin-
sichtlich der Ölexporte zu befreien. Mit 
Russland wurde erst im Juni 2012 eine 
Reihe von Abkommen in verschiedenen 
Bereichen wie Energie, Agroindustrie, 
Handel, Wohnungsbau, aber auch im 
militär-technischen Bereich erneuert 
und überholt.17 Mit China existieren 
Fonds in Höhe von mehreren Milliarden 
US-Dollar, für die sich Venezuela mit 
zukünftigen Öllieferungen verschuldet 
hat. Die Abkommen betreffen chinesi-
sche Investitionen in verschiedenen Be-
reichen ähnlich der russischen Zusam-
menarbeit sowie gezielte Investitionen 
in die Ölindustrie und Infrastruktur.18 
Wird vor allem in der chinesischen Zu-
sammenarbeit über wirtschaftlichen 
Sinn und Unsinn der Abkommen disku-
tiert und mit Russland die militärische 
Kooperation mit einiger Skepsis beob-
achtet, wird von der „internationalen 
Gemeinschaft“ – die nach der ideologi-
schen Ausrichtung Venezuelas ja gerade 
das imperialistische System vertritt – 
vor allem die demonstrative „Freund-
schaft“ mit Staaten wie Iran, Weißruss-
land, Syrien oder – vor Gaddafis Fall – 
Libyen kritisiert. 

Venezuela hat mittlerweile 
beträchtlichen Einfluss innerhalb 
Lateinamerikas.
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Die Zusammenarbeit mit Iran und 
Weißrussland bewegt sich etwa in den-
selben Gebieten wie mit Russland und 
China, also in den Bereichen Industrie, 
Infrastruktur oder Wohnungsbau. Es 
werden auch Kooperationen im Bereich 
Waffentechnologien vermutet. Diese, 
bewusst die USA provozierenden Alli-
anzen werden dort entsprechend der po-
litischen Überzeugung interpretiert, 
wofür exemplarisch der demokratische 
Präsident Barack Obama und sein repu-
blikanischer Herausforderer Mitt Rom-
ney stehen. Machte Obama im Juli 2012 
klar, er sehe keine Bedrohung aus Vene-
zuela für die nationale Sicherheit, ant-
wortete Romney – man vermutet nicht 
zuletzt aus wahlkampftaktischen Grün-
den – er fände die Aussagen von Obama 
„verblüffend“ und „schockierend“ hin-
sichtlich des schädlichen Einflusses von 
Chávez auf die Nachbarstaaten und die 
Welt, wobei er auch die Beziehungen zu 
Iran erwähnte.19 

Jenseits der Diskussion, ob diese 
Verbindungen nun tatsächlich gefähr-
lich sind oder nicht, ist die Frage interes-
sant, wie Venezuela Bündnisse mit Län-
dern eingehen kann, in denen innenpo-
litische Zustände herrschen, die den 
Vorstellungen des Landes gänzlich wi-
dersprechen müssten. In der linken Aus-
richtung wird im chavistischen Venezu-
ela etwa die Gleichstellung der Frau be-
tont, die Rechte von Minderheiten wie 
der landeseigenen indigenen Bevölke-
rung in die neue Verfassung eingefügt 
und die internationale Anerkennung der 
durchgeführten Wahlen als frei und fair 
gilt für das Regime als wichtige Legiti-
mitätsgrundlage – neben der revolutio-
nären Logik.20 Doch genau diese recht-
fertigt eben nicht nur die Verbindung zu 
solchen Staaten, in denen Frauen unter-
drückt, Minderheiten verfolgt und Wah-

len gefälscht werden, die sich aber gegen 
die USA stellen, vielmehr stellt es für Ve-
nezuela eine Notwendigkeit dar, sich 
mit den „Feinden des Feindes“ zusam-
menzuschließen, um sich Verbündete zu 
schaffen. Die Betonung des gegenseiti-
gen Respekts zwischen den Ländern ist 
nach dieser Auffassung die gegenseitige 
Nichteinmischung in innere Angelegen-
heiten, damit jedes Land selbst seinen 
eigenen Weg finden kann. Diese Argu-
mentation sowie der Hinweis, dass nie-
mand die strategischen Beziehungen der 
USA zu Saudi-Arabien kritisiere, wo 
ebenso wenig westliche Demokratie- 
oder Frauenrechtsstandards gelten, mö-
gen nicht in der chavistischen Ideologie 
Verankerte weiterhin schwerlich über-
zeugend finden. 

Eine alternative Außenpolitik?
Die Ziele Venezuelas zur Einigung La-
teinamerikas wider den nordamerikani-
schen Einfluss und zur internationalen 
Diversifikation der Ölexporte weg von 
den USA als hauptsächlichem Abneh-
mer venezolanischen Öls sind vor dem 
Hintergrund der Historie des Landes 
und des Kontinents als außenpolitische 
Strategie zu verstehen. Sie stehen den 
wirtschaftlichen und sicherheitspoliti-
schen Interessen der USA entgegen, sind 
aber deswegen nicht weniger rational. 
Dass dieses soft-balancing gegen die 

USA Erfolge aufweist, lässt sich an den 
zuvor genannten Entwicklungen nach-
zeichnen. 

Global gesehen kann man die vene-
zolanische Sichtweise einer multipola-
ren Welt einerseits als durchaus fort-
schrittlich bezeichnen, denn eine Welt 
verschiedener Machtzentren ist ja nicht 
nur ein Wunschdenken Venezuelas, das 
aus der ideologischen Gegnerschaft zu 
den USA hervorgeht. Vielmehr befinden 
wir uns real auf dem Weg dorthin, und 
beispielsweise der Aufstieg Chinas als 
Supermacht sowie der schrumpfende 
Einflussbereich der USA sind schon seit 
langem nicht nur in der Politikwissen-
schaft ein Thema, sondern in den tag-
täglichen Medien. Vor diesem Hinter-
grund ist ein Engagement Venezuelas 
vor allem auch im Bereich der Süd-Süd-
Kooperation zum unterstützenden Auf-
bau einer nachhaltigen internationalen 
Governance-Struktur durchaus wün-
schenswert. Doch global gesehen 
scheint die ideologische Einfärbung der 
venezolanischen Außenpolitik an ihre 
Grenzen zu stoßen und sich selbst im 
Weg zu stehen. Denn letztendlich steht 
hinter dem Ruf einer multipolaren, ge-
rechten, gleichberechtigten Welt eine 
höchst bipolare Überzeugung von zwei 
Blöcken: Zum einen die Länder, die mit 
den USA verbündet sind und unterent-
wickelte Länder in neokolonialer, neo-
kapitalistischer Systematik ausbeuten, 
zum anderen die Länder, die diesen 
„Imperialismus“ herausfordern. Auch 
wenn sich Mächte wie China, Russland, 
Indien oder auch Brasilien schwerlich in 
dieses Muster einordnen lassen, ist es 
doch eine Bipolarität und keine Multi-
polarität, die in den Diskursen von 
Hugo Chávez und seiner Regierung 
durchkommt. Es erinnert mehr an einen 
Sozialismus des 20. denn des 21. Jahr-

hunderts, wenn Chávez in revolutionä-
rer Logik vom „Feind“ spricht, den es zu 
„bekämpfen“ gilt. So mag man aus lin-
ker Perspektive die Kritik Venezuelas an 
globalen Mechanismen im Umgang der 
mächtigen mit weniger mächtigen Staa-
ten durchaus nachvollziehen, der Politik 
Venezuelas, diesen Mechanismen mit 
fragwürdigen Allianzen entgegenzutre-
ten, steht man dann aber doch mit Un-
verständnis gegenüber. 

Doch bei alldem muss man sich na-
türlich klarmachen, auch wenn Venezu-
ela innerhalb Lateinamerikas dank des 
Ölreichtums, verbunden mit der anti-
amerikanischen Ideologie, Einfluss be-
sitzt, ist es doch global gesehen eine 
Mittelmacht mit begrenztem Gewicht. 
Und das Befeuern von alternativen Dis-
kursen und Diskussionen in internatio-
nalen Foren muss eine Welt auf dem re-
ellen Weg zu einer multipolaren Ord-
nung aushalten können, solange durch 
Taten gewisse Grenzen nicht überschrit-
ten werden – auch wenn es manch einen 
an einen Comic-Strip erinnern mag.  ///

/// �Isabella Hermann 
ist Doktorandin an der Johann Wolfgang-
Goethe Universität in Frankfurt im Be-
reich Internationale Beziehungen und 
Promotionsstipendiatin der HSS.
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Im Jahr 2008 legten Eckhard Jesse und 
Jürgen P. Lang einen Band über  
DIE LINKE vor, der Geschichte, Pro-
grammatik und Struktur der neuen Par-
tei, die erst ein Jahr zuvor aus dem Zu-
sammenschluss von PDS und WASG 
entstanden war, überzeugend analysier-
te. Ihre Kernthese lautete: Der „smarte 
Extremismus“ dieser Partei sei für ihre 
Attraktivität im Linksaußen-Lager ver-
antwortlich – und das war ein Jahr vor 
dem großen Wahlerfolg, der DIE LINKE 

/// Die LINKE

Immer noch smart oder 
schon gescheitert?

Jesse, Eckhard / Lang, Jürgen P.:  
DIE LINKE – eine gescheiterte Partei?  
München: Olzog Verlag, 2012,  
416 Seiten, € 34,90.

mit 11,9 % der Zweitstimmen in den 
Bundestag brachte. Im Herbst 2012 ist 
die Perspektive eine andere: Jetzt lautet 
die Leitfrage, ob DIE LINKE eine „ge-
scheiterte Partei“ ist. Das Buch zeigt: Im 
Jahr vor der Bundestagwahl 2013 steht 
DIE LINKE vor großen internen Proble-
men; ihre Zukunftsaussichten sind 
deutlich schlechter als vor vier Jahren.

Die Autoren haben ihren Band aus 
dem Jahr 2008 aktualisiert und deutlich 
erweitert. Dabei wurde die Grundstruk-

aktuelles buch
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tur beibehalten, der Text an vielen Stel-
len überarbeitet und um einige neue Ab-
schnitte ergänzt. Der Aufbau erleichtert 
es insbesondere den Nutzern, die rasche 
Information zu einzelnen Fragen su-
chen, an Material zu kommen. So folgen 
auf ein Einleitungskapitel vier Abschnit-
te, die sich mit der Geschichte der PDS 
sowie der WASG und dem Zusammen-
schluss und dem Agieren DER LINKEN 
in den letzten fünf Jahren befassen. Es 
folgen ein Kapitel über die Ergebnisse 
bei Wahlen sowie ein Abschnitt über die 
PDS und DIE LINKE im Parteiensys-
tem. Einem nützlichen Teil über Organi-
sation, Strategie und Programmatik 
folgt ein Kapitel über die Behandlung 
beider in den Verfassungsschutzberich-
ten. Nach einem Kapitel mit biographi-
schen Porträts finden sich eine Gesamt-
würdigung sowie ein Literatur-, ein Per-
sonen und Autorenverzeichnis. Damit 
wird ein hoher Nutzwert gerade für die 
politische Bildung erreicht. Eine separa-
te Chronologie böte für Nicht-Fachleute 
einen zusätzlichen Mehrwert.

Erneut gelingt es Jesse und Lang, 
eine hochaktuelle, glänzend recher-
chierte und flüssig geschriebene Analy-
se vorzulegen, die einen hohen Stand 
der Forschung dokumentiert. Nach wie 
vor wird bei der Partei ein „smarter Ex-
tremismus“ konstatiert – und nach wie 
vor macht die fundierte Analyse ihrer 
Programmatik und vor allem ihrer Bin-
nenstruktur deutlich, wie problema-
tisch DIE LINKE heute in der Welt der 
repräsentativen Demokratie ist. Auch 
wenn sie offenbar Ende 2012 nicht mehr 
„smart“ genug ist, um große Mengen an 
Protestwählern anzuziehen, so bleibt sie 
für ein linksextremistisches Segment 
der Wählerschaft interessant genug, um 
als Vehikel für den Einzug in Parlamen-
te dienen zu können. Allerdings scheint 

es nicht mehr ausgeschlossen zu sein, 
dass sich die Partei spaltet, was ihre 
Wahlchancen in den alten Ländern fast 
auf Null bringen könnte.

Dabei ist für die Analyse wichtig, 
dass die internen Divergenzen sich nicht 
nur auf West-Ost-Gegensätze reduzie-
ren lassen. Die Auseinandersetzungen 
zwischen gemäßigten und radikaleren 
Teilen der Partei lassen sich zumeist an 
einzelnen Strukturen und Personen fest 
machen. Aber auch hierbei spielt oft-
mals Taktik eine Rolle. Schon bei der 
PDS wollten die „Reformer“ die Partei 
bündnisfähig mit der SPD machen, aber 
dennoch das Stellen der „Systemfrage“ 
nicht aufgeben (S. 79), was später Oskar 
Lafontaine sowohl WASG wie PDS qua-
si als Leitmelodie vorgab (S. 107). Aller-
dings fanden insbesondere Traditions-
kommunisten in den letzten Jahren  
über die WASG verstärkt Eingang in 
DIE LINKE und konnten die Parteilinie 
überproportional mitbestimmen. Es ist 
ein großes Verdienst der Studie, dass der 
wahltaktische Sozialpopulismus der 
Führung immer wieder mit dem Agie-
ren innerparteilicher Gruppierungen 
kontrastiert wird, die offen extremis-
tisch sind. Die „Kommunismus-Debat-
te“ Anfang 2011 machte vor aller Augen 
sichtbar, an welche Klientel sich führen-
de Exponenten der Partei wenden müs-
sen, um ihre Mobilisierungswirkung 
nicht gänzlich zu verlieren. Insofern ist 
die Führungskrise logisch. Die beiden 
Ausgangsparteien PDS und WASG, so 
Jesse und Lang, waren gemäßigter als 
DIE LINKE. Die „Lafontainisten“ hät-
ten Oberwasser bekommen, die „Refor-
mer“ gaben klein bei. Sarah Wagen-
knecht ist quasi „in der Mitte der Partei 
angekommen“ (S. 147). Ein Teufelskreis 
kam in Gang: „Der radikale Populismus 
und die ostentative Systemgegnerschaft 

erwiesen sich zunächst unter Lafontaine 
als Erfolgsrezept, verpufften dann ange-
sichts einer veränderten politischen 
Konjunktur.“ (S. 169) Die Bruchstellen 
liegen offen zutage – aber kurzfristig 
werde DIE LINKE „als Zweck- oder 
Schicksalsgemeinschaft ohne program-
matische Mitte weitermachen“ (S. 170). 
Nach der Bundestagswahl 2013 wird 
sich diese Frage aber wieder stellen – 
dann könnte die gescheiterte Partei nur 
noch als Regionalpartei des Ostens wei-
ter existieren.

Gerhard Hirscher
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Butzlaff, Felix / Micus, Matthias / 
Walter, Franz (Hrsg): Genossen in 

der Krise? Europas Sozialdemo-
kratie auf dem Prüfstand. Göttin-

gen: Vandenhoeck & Ruprecht, 
2011, 302 Seiten, € 19,99.

Junge, Christian: Sozialdemo-
kratische Union Deutschlands? 

Die Identitätskrise deutscher 
Volksparteien aus Sicht ihrer 

Mitglieder. Wiesbaden:  
VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten, 2012, 310 Seiten, € 39,95.

Die sozialdemokratische Parteienfamilie 
befindet sich in einer tiefen Krise. Vom 
Aufbruch am Anfang des 21. Jahrhun-
derts, dem Hype um die Wahlsieger 
Tony Blair und Gerhard Schröder sowie 
dessen „Papier“ ist kaum mehr etwas zu 
spüren. Auch in Zentral- und Osteuropa 
zeichnen sich ähnliche Tendenzen ab, 
besonders drastisch mit dem Glaubwür-
digkeitsverlust der ungarischen sozial-
demokratischen MSZP. Ist der Nieder-
gang, der sich in sinkenden Mitglieder-
zahlen, verlorenen Wahlen und einem 
strategischen Defizit manifestiert, Teil 
der viel diskutierten „Krise der Volks-
parteien“ oder eher ein Problem der So-
zialdemokratie an sich? Ersterem Sam-
melband der Göttinger Truppe um den 

medial bekannten und exzellent schrei-
benden Franz Walter, die der SPD in kri-
tischer Weise nahesteht, kommt der Ver-
dienst zu, sich vom oftmals verengten 
deutschen Kontext zu lösen und die Dis-
kussion auf die europäische Ebene zu 
hieven. Auch berücksichtigt er in indivi-
duellen Porträts nicht nur Länder West-
europas,  sondern mit Polen und Ungarn 
das immer noch häufig außen vor gelas-
sene Ostmitteleuropa und sogar etwas 
exotisch Australien und Neuseeland.

Obwohl die Länderauswahl nicht 
ganz klar wird, lassen sich wichtige Er-
kenntnisse ermitteln, etwa: „Die poten-
ziellen Wählerschichten der demokrati-
schen Linken in Europa sind kulturell 
segmentiert, sozial zerklüftet, politisch 
dadurch gespalten“ (S. 274). So ist der 
Begriff der Arbeiterpartei längst ein My-
thos. Vielmehr sind die europäischen 
Sozialdemokraten Parteien des öffentli-
chen Dienstes oder der Pensionisten, da 
sie von Über-60-Jährigen dominiert 
werden. Dazu kommt ein Personalprob-
lem. Im unverwechselbaren Franz-Wal-
ter-Stil heißt es: „Charismatische An-
führer, kantige Flügelexponenten und 
unverwechselbare Köpfe bringen die 
Parteien kaum noch hervor, stattdessen 
überwiegen … austauschbare Karriere-
politiker, mittige Vermittlungsexperten 
und wankelmütige Umfragekonsumen-
ten“ (S. 279). Wie schwerwiegend dieser 
Faktor ins Gewicht fällt, zeigt Melani 
Barlai am Fall „Ungarn“. Dort über-
nahm der hölzerne Technokrat und 
Multimillionär Ferenc Gyurcsány, als 
kommunistischer Jungfunktionär auf 
dubiose Weise zu einem Vermögen ge-
kommen, Parteivorsitz und Minister-
präsidentenamt. Im März 2009 musste 
er seine Ämter niederlegen, nachdem 
seine „Lügenrede“ öffentlich bekannt 
wurde. Bei einer internen Sitzung hatte 

er zugegeben, die Staatsverschuldung 
vor den Parlamentswahlen (die er ge-
wann) bewusst verschwiegen zu haben. 
In seinen vulgären Worten ausgedrückt: 
„Wir haben es verschissen!“ Mittlerwei-
le hat Gyurcsány die Partei verlassen 
und eine eigene Partei ins Leben geru-
fen. Strategisch setzen die Sozialdemo-
kraten vermehrt den Schwerpunkt auf 
neue Partei-Reformideen von außen wie 
die Offenheit auch für Nichtmitglieder 
und verstärkte Mitgliederpartizipation, 
ein Trend in allen Parteien im Wind-
schatten der „Piraten“.

Den Blick der Mitglieder auf die 
Volksparteien hat Christian Junge in 
seiner Dissertation im Visier. Zwei 
Hauptfragen standen dabei im Mittel-
punkt: Erstens, ob die Mitglieder von 
CDU und SPD heute noch in der Lage 
sind, problemlos zu benennen, was die 
eigene Partei im Kern ausmacht und 
zweitens, welche Konsequenzen für die 
emotionalen Parteibindungen der Mit-
glieder und die innerparteiliche Partizi-
pation entstehen, wenn sie die erste Fra-
ge nur unter Schwierigkeiten oder gar 
nicht mehr beantworten können (S. 15 
f.). Dazu hat Junge zwischen März und 
August 2007 je 15 (!) Mitglieder von 
CDU und SPD interviewt. Sein Urteil 
fällt folgendermaßen aus: „In der Wahr-
nehmung beider Mitgliedergruppen … 
vollzieht sich … [eine] Annäherung der 
beiden Großparteien“ und „in konkre-
ten Politikfeldern fällt es der Mitglied-
schaft zunehmend schwer, markante 
Differenzlinien zu ziehen“ (S. 240). Ei-
nen Beleg für nachlassende innerpartei-
liche Aktivität, der sich ursächlich auf 
diesen Befund zurückführen lassen 
könnte, fand Junge aber nicht (S. 242). 
Freilich kann dieser Befund als wenig 
revolutionär gelten, wenn ganze 30 Mit-
glieder befragt werden. 

Sicherlich hat sich die Union in man-
chen wichtigen Punkten an Positionen 
anderer Parteien angenähert oder sie 
mittlerweile übernommen. Man denke 
etwa an die Energie- und Gleichstel-
lungspolitik, mit Blick auf Frauenquo-
ten oder gleichgeschlechtliche Partner-
schaften. Wer sich aber beispielsweise 
die jüngsten Beschlüsse der SPD zur 
Steuer-, Finanz- und Europapolitik oder 
zur direkten Demokratie ansieht, wird 
sehr deutliche Unterschiede zwischen 
der CDU und der SPD feststellen. Auf-
grund der geringen Fallzahl kann sich 
die von Junge behauptete Identitätskrise 
nicht manifestieren. Der Autor einer Ar-
beit aus dem akademischen Elfenbein-
turm wäre lieber einmal in einen Orts-
verband zu einem gemütlichen Beisam-
mensein gefahren, um sich ein besseres 
empirisches Bild zu verschaffen. In der 
Tat fällt die Polemik in der Volkspartei-
endiskussion auf, die medial oder per 
Feuilleton geführt wird. Sie wird entwe-
der verengt, auf Deutschland geführt 
oder eben ohne empirische Stichhaltig-
keit. Der Sammelband zur europäischen 
Sozialdemokratie zeigt immerhin, wel-
che Probleme wirklich zutreffen. Diese 
finden aber zuvorderst für die Nachfah-
ren der Arbeiterparteien Anwendung, 
nicht in diesem Maße für die konserva-
tiven und christdemokratischen Kon-
kurrenten.

Florian Hartleb 
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Almendinger, Jutta:  
Schulaufgaben – Wie wir das  

Bildungssystem verändern müs-
sen, um unseren Kindern gerecht 

zu werden. München: Pantheon 
Verlag, 2012, 304 Seiten,  

€ 14,99.

Die bekannte Bildungsoziologin und 
Arbeitsmarktforscherin hat in ihrem 
neuen Buch in gekonnter Form den bil-
dungsbiographischen mit dem bildungs- 
und sozialpolitischen Ansatz verknüpft. 
Im ersten Teil stehen die Bildungsbio-
graphien von zwei Mädchen (Jenny und 
Laura) und zwei Jungen (Alexander und 
Erkan) im Mittelpunkt. Im zweiten Teil 
(Kapitel 8-12) werden Antworten auf die 
Zukunftsfrage „Wie müssen wir das Bil-
dungssystem verändern?“ gegeben. 

Markant für das neue Werk der Au-
torin sind kurze, prägnante Formulie-
rungen, die einen hohen Aufforderungs-
charakter haben und sehr eingängig 
sind. Es kommt daher nicht von unge-
fähr, dass sie von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG) und vom 
Stifterverband für die Deutsche Wissen-
schaft den begehrten „Communicator-
Preis“ erhalten hat.

Kindertageseinrichtungen werden 
vergleichsweise schwach finanziert. Es 
gibt erhebliche regionale Unterschiede 
zwischen den Bundesländern und den 
Gemeinden. Von einer einheitlichen Fi-
nanzierung auf Bundesebene und inner-
halb der Länder kann keine Rede sein. 
Die Eltern können die Vielfalt kaum 

durchschauen. Das Kindeswohl steht 
dabei nicht im Mittelpunkt. Wofür müs-
sen wir sorgen? Entscheidend ist, dass 
Kinder aus sozial benachteiligten Fami-
lien und Kinder von Migranten ebenso 
häufig und ebenso lange wie andere 
Kinder qualitativ gute vorschulische An-
gebote nutzen. Allmendinger betont 
nachdrücklich: „Nur wenn wir von An-
fang an viel für unsere Kinder tun, sor-
gen wir für einen festen Boden unter ih-
ren Füßen und geben ihnen Halt für ihr 
Leben. Chancengleichheit ist ein wichti-
ges Ziel, gerade in diesen Tagen. Doch 
der bedingungslose Schutz vor Bil-
dungsarmut steht auf Platz eins unserer  
Hausaufgabenliste.“

Jutta Allmendinger macht auch wie-
derholt deutlich, was sie ärgert, und 
stellt Fragen: Warum zieht man aus den 
guten Schulen keine Lehren? Warum 
gibt man gerade Kindern in benachtei-
ligten Gegenden nicht Mentoren an die 
Hand, die für sie so wichtig wären? Wa-
rum werden die Schulen, die den Deut-
schen Schulpreis erhalten haben in der 
jeweiligen pädagogischen Konzeption 
nicht stärker beachtet?

Sehr viel Lob und besondere Aner-
kennung erhält das finnische Bildungs-
system. Finnland vermittelt gute Bil-
dung für alle, das Bildungssystem ist 
inklusiv. Finnland weist eine geringe 
„Bildungsarmut“ auf. Beachtlich ist der 
„Bildungsreichtum“ in Finnland und 
finnische Schulen sind sogar „resilient“. 
Zusammenfassend kann man feststel-
len: Finnlands Schulen „always one 
ahead“. Darüber hinaus ist das Qualifi-
kationsniveau der finnischen Lehrerin-
nen und Lehrer besonders hoch. Außer-
dem ist das finnische Bildungssystem 
stark dezentral organisiert, d. h., viele 
bildungspolitische und sozialpolitische 
Entscheidungen erfolgen auf Gemeinde-

ebene. Das derzeitige deutsche Bil-
dungssystem, so die Einschätzung der 
Autorin, kann man als Kontrastmodell 
sehen. Auch funktioniere der „Bildungs-
förderalismus“ in Deutschland nicht. 
Die Autorin sieht drei Probleme in Be-
zug auf die Bildungspolitik: „Leistung 
wird ungerecht bewertet. Chancen wer-
den ungerecht verteilt und absolute Bil-
dungsarmut wird nicht verhindert.“

Für die Zukunft des deutschen Bil-
dungssystems ergeben sich zwei zentra-
le Probleme: Wir müssen den Umgang 
mit Vielfalt erlernen „und das Men-
schenrecht auf inklusives Lernen“ ernst-
haft diskutieren. Die Schlussfolgerung 
lautet: „Unser Schulsystem lässt zu viele 
zurück und schafft einen hohen Sockel 
von Bildungsarmut. Wir nutzen nicht 
unsere Potenziale. Und wir vernachläs-
sigen sogar die Exzellenz“ – Finnland 
„always one ahead“.

Gottfried Kleinschmidt 

Müller, Andreas Th. / 
Troy, Jodok: Ein Mann, 
der wurde, was er 
konnte: Dag Hammarskj-
öld zum 50. Todestag. 
Berlin: Verlag Duncker 
& Humblot, 2012, 176 
Seiten, € 68,00.

Im Jahre 2011 jährte sich der Todestag 
Dag Hammarskjölds, des zweiten Gene-
ralsekretärs der Vereinten Nationen, 
zum 50. Mal. Unter ungeklärten Um-
ständen war der schwedische Diplomat 
in der Nacht vom 17. zum 18. September 
1961 auf dem Gebiet des heutigen Sam-
bia mit dem Flugzeug abgestürzt. Zu 
Ehren Hammarskjölds fand an der Uni-
versität Innsbruck im Oktober 2012 
eine interdisziplinäre Tagung statt, de-
ren Ergebnisse jetzt in Buchform er-
schienen sind, herausgegeben von den 
Innsbrucker Wissenschaftlern Andreas 
Th. Müller und Jodok Troy.

Den eigentlichen Beiträgen sind Ge-
leitworte vom aktuellen UN-Generalse-
kretär Ban Ki-Moon und vom schwedi-
schen Außenminister Carl Bildt voran-
gestellt. Ban Ki-Moon zeigt auf, in welch 
entscheidender Weise Hammarskjöld 
die jetzige Peacekeeping-Struktur der 
Vereinten Nationen mit aufgebaut hat. 
Bildt verweist darauf, dass die charisma-
tische Persönlichkeit Hammarskjölds 
die Marginalisierung der UN im sich 
verschärfenden Kalten Krieg durch Kre-
ativität und Entschlossenheit verhindert 
und deren Instrumente flexibel erwei-
tert hat. 



76	 POLITISCHE STUDIEN // 446

Rezensionen

	 446 // PoLITISCHE STUDIEN 	 77

Im ersten von drei Hauptteilen wer-
den die bleibenden Verdienste des UN-
Generalsekretärs in Bezug auf die Struk-
tur der Organisation und seines Amtes 
dargestellt – unter Berücksichtigung  
dessen besonderer Sozialisation. Daran 
schließt ein Teil an, der die politischen 
Leistungen Hammarskjölds in konkre-
ten Situationen würdigt. Im Schlussteil 
werden die geistigen Einflüsse darge-
stellt, die Hammarskjöld die Kraft ga-
ben, in der polarisierenden Epoche des 
Kalten Krieges eine überparteiliche, 
neutrale, aber dennoch prinzipiengelei-
tete Führungsrolle durchzuhalten.

Frederik Löjdquist, schwedischer 
Gesandter in Wien, zeigt, dass Ham-
marskjöld eine typische Tradition skan-
dinavischer Staatsmänner repräsentier-
te, die den Neutralitätsgedanken profes-
sionell repräsentierten. Einige seiner vä-
terlichen Vorfahren dienten dem Land 
als Offiziere und Diplomaten. In diesem 
Geiste gelang es Hammarskjöld, die 
Rolle des Generalsekretärs auf internati-
onaler Ebene gegen zahlreiche Wider-
stände auf Seiten der Supermächte zu 
festigen. Im Rahmen der UN-Charta 
weitete er dessen Mandate erheblich 
aus. Er initiierte die erste Friedens- und 
Polizeitruppe der Vereinten Nationen 
im Rahmen der Suezkrise von 1956 und 
schuf ein bis heute relevantes System an 
Peacekeeping-, Konfliktpräventions- 
und Konfliktlösungsinstrumenten, so 
Löjdquist.

Europarechtler Andreas Th. Müller 
zeigt, wie tief Hammarskjölds politi-
sches Denken und Handeln im Völker-
recht verwurzelt war. Durch seine kom-
promisslosen Initiativen habe der Gene-
ralsekretär das Recht, „die Aufmerk-
samkeit des Sicherheitsrats auf jede An-
gelegenheit [zu] lenken, die nach seinem 
Dafürhalten geeignet ist, die Wahrung 

des Weltfriedens und der internationa-
len Sicherheit zu gefährden“, erheblich 
gestärkt. Bewusst habe er die Probleme 
kleinerer, relativ machtloser Staaten im 
Blick gehabt sowie den Prozess der Ent-
kolonialisierung begleitet. Besonderes 
politisches Profil zeigte er, so Müller, 
unter Anderem im Nachgang des Korea-
Krieges, als es ihm gelang, amerikani-
sche Piloten aus chinesischer Gefangen-
schaft zu befreien sowie im Rahmen des 
Kongo-Konflikts, wo er es schaffte, ei-
nen Stellvertreterkrieg zwischen den Su-
permächten zu verhindern. Allerdings 
gab es in diesem Fall Probleme mit den 
Blauhelmen, die aktiv in den Konflikt 
hineingezogen wurden und die Neutra-
lität nicht wahren konnten. Dennoch: 
Hammarskjöld sah sich als „internatio-
nal civil servant“ und wollte „politisch 
zölibatär“ bleiben, eine interessante 
Vorstellung. 

Dass der schwedische Diplomat auf-
grund bestimmter ethischer Prägungen 
in hohem Maße zu unparteilichem Den-
ken befähigt war, stellt der politische 
Ethiker Jodok Troy in seinem Beitrag 
klar. Die christlichen Begriffe des Die-
nens sowie der Opferbereitschaft hätten 
im Zentrum des Denkes Hammarsk-
jölds gestanden. Im Sinne eines „säkula-
ren Papstes“ habe sich der UN-General-
sekretär als Brückenbauer für die 
Menschheit gesehen, und dies nicht in 
übertrieben pathetischem Sinne. Neben 
seiner politischen Aktivität hat sich 
Hammarskjöld auch vertieft transzen-
dentalen Sinnfragen gewidmet. Sein Ta-
gebuch „Zeichen am Weg“ zeigt das 
Bild eines nachdenklichen Menschen, 
der versuchte, das Leben zu durch-
schauen. Wie Clemens Sedmak, Sozial-
ethiker aus London, herausarbeitet, hat 
sich Hammarskjöld intensiv mit der 
transzendentalen Dimension des Da-

seins auseinandergesetzt und den Be-
griff der „tiefen Politik“ geprägt. Sein 
ungeklärter Tod passt geradezu perfekt 
in das dem Mystischen zugetanen Le-
ben des Diplomaten hinein.

In Zeiten, in denen die Darstellung 
von Politik deren inhaltliche Substanz 
oft dominiert, ist eine Rückbesinnung 
auf die Person Dag Hammarskjölds be-
sonders empfehlenswert. Denn „der 
Mann, der wurde, was er konnte“, gab 
alles, was er hatte – für die Verwirkli-
chung seiner politischen Vision. Es ist 
das Verdienst dieses Tagungsbandes, 
die vielen Facetten dieses Diplomaten 
ergründet zu haben. Er ist für zeitge-
schichtlich Interessierte ebenso zu emp-
fehlen wie für politische Praktiker und 
Vertreter völkerrechtlicher Disziplinen.

Christoph Rohde 

Ein „Ring von Freunden“ – dieses Ziel 
hat sich die Europäische Union (EU) für 
die Gestaltung der Beziehungen zu ihrer 
Nachbarschaft auf die Fahnen geschrie-
ben. Der „Arabische Frühling“ lenkte 
die öffentliche und mediale Aufmerk-
samkeit jüngst auf die südliche Flanke 

Ratka, Edmund / Spaiser, Olga 
A. (Hrsg.): Understanding Euro-

pean Neighbourhood Policies. 
Concepts, Actors, Perceptions. 

Baden-Baden: Nomos, 2012, 
373 Seiten, € 59,00.

der Anrainerstaaten. Aber auch der Os-
ten verliert nicht an Relevanz, wie der 
Krieg im Kaukasus, die umstrittene In-
haftierung der ehemaligen Regierungs-
chefin Julia Timoschenko in der Ukrai-
ne oder das Fortbestehen der letzten 
Diktatur Europas in Weißrussland bele-
gen. Der von den Politikwissenschaft-
lern Edmund Ratka und Olga A. Spaiser 
herausgegebene Band untersucht beide 
geographischen Dimensionen der euro-
päischen Nachbarschaftspolitik und 
geht dabei bewusst über die 16 Ziellän-
der der offiziellen Europäischen Nach-
barschaftspolitik (ENP) hinaus. Be-
rücksichtigung finden zu Recht auch 
der Schlüsselstaat Russland, „Europe’s 
other“ (S. 252), sowie wichtige „far-
away neighbours“ (S. 287) bzw. „Nach-
barn der Nachbarn“ wie die Golfregion 
und Zentralasien.

Der umfängliche Sammelband mit 
insgesamt 19 Beiträgen plus zweier le-
senswerter Einführungen der beiden 
Herausgeber und des Reihenherausge-
bers Werner Weidenfeld ist in vier the-
matische Abschnitte unterteilt: Den 
Auftakt bilden methodisch-konzeptio-
nelle Überlegungen zur Analyse europä-
ischer Nachbarschaftspolitik. Die Auto-
rinnen und Autoren des Bandes greifen 
wiederholt auf das Analysekonzept der 
Europäisierung zurück, welches zu Be-
ginn von Müller und Normann in all 
seinen Dimensionen vorgestellt wird. 
Weber widmet sich der wichtigen Frage, 
wie wirksam europäische Nachbar-
schaftspolitik ohne das effektivste In-
strument europäischer Außenpolitik, 
eine in Aussicht gestellte EU-Mitglied-
schaft, überhaupt sein kann. Nicht um-
sonst wurde die ENP zu Beginn als „Er-
weiterungsvermeidungsstrategie“ be-
zeichnet. Die Schwierigkeit, die Effekti-
vität europäischer Bemühungen zu mes-
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sen, wird in Webers Beitrag aufgegrif-
fen, in den übrigen Artikeln jedoch lei-
der nicht systematisch vertieft. Schulz 
stellt mit der Strategietheorie ein weite-
res Instrument zur Analyse der europäi-
schen Nachbarschaftsbeziehungen, 
aber auch der EU-Außenpolitik generell 
vor.

Im weiteren Verlauf wird sowohl die 
südliche als auch die östliche Dimension 
der europäischen Nachbarschaftspolitik 
durchleuchtet. Dabei stehen vor allem 
die regionalen Ausdifferenzierungen der 
europäischen Nachbarschaftspolitik in 
Form der Östlichen Partnerschaft sowie 
der Union für den Mittelmeerraum und 
der Schwarzmeersynergie im Zentrum. 
Die Fallstudien zum „Arabischen Früh-
ling“ (Laïdi), zur Mittelmeerpolitik 
(Ratka), zum Nahen Osten (Busse und 
du Plessix), zur Golfregion (Bauer / Rie-
ger), zum Schwarzmeerraum (Homo-
rozean), zu Georgien (Rinnert), zu Russ-
land (Schäffer und Siddi) und zu Zen-
tralasien (Spaiser) liefern ein multipers-
pektivisches Bild und fokussieren auf 
die europäische Ebene ebenso wie auf 
Einzelstaaten oder substaatliche Akteu-
re. Die Artikel von Hahn, Bismarck Co-
elho, Wunsch, Grotzky und Parmentier 
im letzten Teil des Bandes greifen die oft 
umstrittenen Demokratisierungsbemü-
hungen der EU auf, „which is one of the 
main ‚trans-regional‘ and often contes-
ted issues within European neighbour-
hood policies“ (S. 16). Vor dem aktuel-
len Hintergrund der Staatsschuldenkri-
se und knapper Haushalte ist besonders 
die am Schluss von Parmentier aufge-
worfene Frage interessant, ob es zu ei-
nem „‚clash‘ of neighbourhoods“ kom-
men wird, in dem die südlichen und die 
östlichen Anrainer der EU in einem 
Nullsummenspiel um europäische För-
dergelder ringen werden (S. 356).

Hervorhebenswert ist die theoreti-
sche Untermauerung der Beiträge. Die 
Autorinnen und Autoren bedienen sich 
vornehmlich einer konstruktivistischen 
Perspektive und verknüpfen diese ge-
winnbringend mit Elementen der Au-
ßenpolitikanalyse oder dem bereits an-
gesprochenen Analyseinstrument der 
Europäisierung. Dass nicht alle Beiträge 
den theoretischen Anspruch erfüllen 
können, schadet zwar der Kohärenz des 
Bandes, tut der Qualität der Einzelstu-
dien jedoch wenig Abbruch. Trotz der 
theoretischen Fundierung verlieren die 
überwiegend jungen Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftler die Praxis der 
europäischen Nachbarschaftspolitik 
nicht aus dem Blick und geben teils sehr 
konkrete und implementationsorien-
tierte Empfehlungen. Bis auf wenige 
Ausnahmen gelingt somit in den Beiträ-
gen die Verbindung aus fundierter The-
orieperspektive und kenntnisreicher Po-
litikanalyse.

Die Lektüre des Bandes ist ein Ge-
winn für alle, die sich für Planung, Pra-
xis, Probleme und Performanz der Be-
ziehungen zu Europas Nachbarschaft 
interessieren. Das Buch kann aber darü-
ber hinaus auch denjenigen empfohlen 
werden, die sich mit europäischer Au-
ßen- und Sicherheitspolitik generell so-
wie mit der Akteursqualität der EU auf 
internationaler Ebene befassen, denn 
die europäischen Nachbarschaftsbezie-
hungen stehen paradigmatisch für die 
„characteristics, principles, cleavages 
and challenges of Europe’s international 
actorness“ (S. 15).

Carolin Rüger 

In Zeiten, in denen sich die globalen 
Machtverhältnisse neu verteilen, unter-
liegen auch die transatlantischen Bezie-
hungen einem Wandel. Seit der Beendi-
gung des Kalten Krieges fehlt das ver-
bindende Element, das die strategische 
Zusammenarbeit begründete. So vertra-
ten die Vereinigten Staaten von Amerika 
und die Europäische Union oftmals ge-
gensätzliche Positionen, wenn es um po-
litische oder wirtschaftliche Belange 
ging. Vermehrt war deshalb von einem 
Auseinanderdriften der transatlanti-
schen Partner die Rede. Doch welche 
Ursachen hat diese Kluft, und kann sie 
künftig wieder geschlossen werden?

Stefan Fröhlich erläutert in seinem 
neuen Buch „The New Geopolitics of 
Transatlantic Relations. Coordinated 
Responses to Common Dangers“ mögli-
che Lösungsansätze für diese Fragestel-
lungen. Als Professor für Internationale 
Beziehungen an der Universität Erlan-
gen-Nürnberg weiß er um die Bedeu-
tung der Partnerschaft dies- und jenseits 
des Atlantiks für Weltwirtschaft und 
-politik. Der Autor gibt einen detaillier-
ten Überblick über die geopolitischen, 
geostrategischen und weltwirtschaftli-
chen Herausforderungen, die Washing-
ton und Brüssel zu bewältigen haben. 

Fröhlich, Stefan: The New Geo-
politics of Transatlantic  
Relations. Coordinated  

Responses to Common Dangers. 
Baltimore: The Johns Hopkins 

University Press, 2012,  
324 Seiten, € 45,99.

Dabei arbeitet er jeweils gemeinsame In-
teressen, aber auch divergierende An-
sichten innerhalb beider Regierungen 
heraus. 

Die zu stemmenden außenpoliti-
schen Problemlagen sind oftmals ähn-
lich; diese werden jedoch unterschied-
lich reflektiert. Als Beispiel nennt Fröh-
lich unter anderem das wiedererstarken-
de Russland. Während die USA Russ-
land als Konkurrenten auf der internati-
onalen Bühne betrachten, stellt Moskau 
als bedeutender Öl- und Gaslieferant für 
Europa eher auf regionaler Ebene eine 
wirtschaftliche und politische Heraus-
forderung dar. Nicht unmittelbar in ei-
gener Reichweite verfolgt Amerika mög-
licherweise einen konfrontativen An-
satz, um eigene Interessen zu schützen. 
Die Europäische Union hingegen ist auf-
grund wirtschaftlicher Abhängigkeiten 
nahezu gezwungen, einen versöhnliche-
ren Weg gegenüber Russland einzu-
schlagen.

Auch im Mittleren Osten und Nord-
afrika identifiziert Fröhlich gemeinsam 
verfolgte Interessen. So wollen sowohl 
die USA als auch die EU Hilfe zur Selbst-
hilfe in der Region leisten. Reformanstö-
ße, die Demokratie in den arabischen 
Ländern ermöglichen, aber nicht er-
zwingen, die Bereinigung des Nahost-
Konflikts mit Hilfe einer Zwei-Staaten-
Lösung sowie der Aufbau des Irak sind 
dabei nur drei der zahlreich genannten 
Motivationen, die Amerika und Europa 
vereint. Konfliktpotenzial besteht ein-
mal mehr in der Umsetzung dieser Inte-
ressen. Um diese Differenzen beizule-
gen und eine effektive Problemlösung zu 
gewährleisten, setzt Fröhlich auf gegen-
seitiges Verständnis und koordinierte 
Zusammenarbeit.

Die transatlantischen Wirtschafts-
beziehungen veränderten sich seit dem 
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Rezensionen Leseempfehlung

Botzenhart, Christof / Burtscheidt, Andreas / 
Hackenberg-Treutlein, Gudrun (Hrsg.): Gesellschaftli-
che Relevanz von Wissenschaft und Forschung –  
Ein interdisziplinärer Diskurs. Paderborn: Verlag 
Ferdinand Schöningh, 2012, 416 Seiten, € 16,99.

Der Club der Altstipendiaten e. V. 
(CdAS e. V.), die Alumnivereinigung der 
Hanns-Seidel-Stiftung, feierte im Juni 
2012 sein 20-jähriges Bestehen. Seine 
Mitglieder arbeiten vielfach in herausge-
hobenen Positionen in Politik und Ge-
sellschaft. 

Zu diesem Anlass erschien eine Fest-
schrift, die die wissenschaftliche Arbeit 
der Mitglieder dokumentiert. Die Band-
breite der Themen verweist über den 
Rahmen dieser Festschrift hinaus auf 
ein wesentliches Merkmal der CdAS: 
das breite Interesse ihrer Mitglieder am 
interdisziplinären Austausch, an Fra-
gen, die über die engen Fachgrenzen hi-
nausgehen, an die Interdependenz von 
Wissenschaft, Gesellschaft, Politik, Re-
ligion und Kultur. 

Die Fachbeiträge liefern aber auch 
ein Bild der erfolgreichen Arbeit der Stif-

tung und zeigen, warum qualifizierte 
Stipendienprogramme und politische 
Bildungsarbeit so wichtig sind. Eine 
reich bebilderte Chronik des Vereins 
rundet das Werk ab. 

Beginn der Wirtschafts- und Finanzkri-
se im Jahr 2008 dramatisch. Der Autor 
stellt dabei die ökonomische Vormacht-
stellung der westlichen Welt in Frage. 
Als größte wirtschaftliche Einheit sind 
Amerika und die EU zwar in der Lage, 
dieses Potenzial in politische Entschei-
dungsmacht zu übersetzen, um ein poli-
tisches und ökonomisches Zurückfallen 
zu verhindern. Jedoch empfiehlt es sich 
für beide, auch hier dem Rat von Fröh-
lich zu folgen und eine kooperative und 
koordinierte Wirtschaftspolitik als Ge-
gengewicht zu aufstrebenden ökonomi-
schen Größen wie China oder den 
BRIC-Staaten zu bilden. Bedeutend ist, 
als Einheit nach außen aufzutreten und 
somit keine interne Konkurrenz um den 
Zugang zu neuen Märkten zuzulassen 
oder andere strategische Partnerschaf-
ten einzugehen, die dem euro-atlanti-
schen Bündnis entgegenstehen.

Wie gestalten sich die transatlanti-
schen Beziehungen in der Zukunft? 
Fröhlich erkennt nach wie vor einen 
Willen zur Kooperation, betont aber 
auch das fehlende „Wir-Gefühl“, das 
beide traditionell verbunden hat. Die 
Vereinigten Staaten und die Europäi-
sche Union unterscheiden sich aktuell in 
ihren Bedrohungswahrnehmungen, 
Emotionen und Identitäten. Bei teilwei-
se identischen geopolitischen und wirt-
schaftlichen Interessen fallen die Reak-
tionen auf bestehende Herausforderun-
gen daher unterschiedlich aus. Dem-
nach wird das transatlantische Verhält-
nis künftig von Pragmatismus und 
Nüchternheit geprägt sein. 

Um jedoch eine dauerhafte Zusam-
menarbeit auch in Zukunft zu gewähr-
leisten, gibt der Autor folgende Hand-
lungsempfehlungen: Die EU, intern 
fragmentiert, muss zunächst zu einer 
starken Einheit mit einer Stimme heran-

wachsen. Innere Grabenkämpfe unter-
binden eine effektive Handlungsmacht 
nach außen. Amerika kann zu einer 
dauerhaft stabilen Partnerschaft beitra-
gen, indem der Nutzen von Kooperatio-
nen einmal mehr betont wird. Denn: 
Die USA und die EU werden künftig bei 
der Umsetzung ihrer eigenen Vorhaben 
nur dann erfolgreich sein, wenn sie auch 
alle anderen Spieler auf der weltpoliti-
schen Bühne einbeziehen. 

Fröhlich ist es mit seinem neuen 
Werk gelungen, einen detaillierten 
Überblick über die euro-atlantischen 
Beziehungen während der Präsident-
schaft Obamas zu liefern. Dass jedoch 
nur in wenigen Passagen die fehlende 
Einheit Europas deutlich wird, ist wohl 
dem Umfang geschuldet. Sehr beeindru-
ckend ist aber, dass der Autor nicht nur 
aktuelle Problemlagen erläutert, son-
dern gleichzeitig konkrete Anreize gibt, 
wie beide Parteien ihre Zusammenar-
beit verbessern können. Genau diese 
Hinweise geben dem Werk die gedankli-
che Tiefe, die es auszeichnet.

Susanne Waxenberger 
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